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Buchstabe	a	gilt	nicht	für	Ansprüche	aus	Zahlungsdiensterahmenverträgen	und	die	Buchsta-
ben	a	und	b	gelten	nicht	für	Ansprüche	auf	Versorgungsleistungen	im	Sinne	des	Betriebsren-
tengesetzes.380	

	
§	309	Klauselverbote	ohne	Wertungsmöglichkeit	
Auch	soweit	eine	Abweichung	von	den	gesetzlichen	Vorschriften	zulässig	ist,	 ist	in	Allgemeinen	

Geschäftsbedingungen	unwirksam	
1.		 (Kurzfristige	Preiserhöhungen)	

eine	Bestimmung,	welche	die	Erhöhung	des	Entgelts	für	Waren	oder	Leistungen	vorsieht,	die	
innerhalb	von	vier	Monaten	nach	Vertragsschluss	geliefert	oder	erbracht	werden	sollen;	dies	
gilt	nicht	bei	Waren	oder	Leistungen,	die	im	Rahmen	von	Dauerschuldverhältnissen	geliefert	
oder	erbracht	werden;	

2.		 (Leistungsverweigerungsrechte)	
eine	Bestimmung,	durch	die	
a)		das	Leistungsverweigerungsrecht,	das	dem	Vertragspartner	des	Verwenders	nach	§	320	
zusteht,	ausgeschlossen	oder	eingeschränkt	wird	oder	

b)		ein	dem	Vertragspartner	des	Verwenders	zustehendes	Zurückbehaltungsrecht,	soweit	es	
auf	demselben	Vertragsverhältnis	beruht,	ausgeschlossen	oder	eingeschränkt,	 insbeson-
dere	von	der	Anerkennung	von	Mängeln	durch	den	Verwender	abhängig	gemacht	wird;	

3.		 (Aufrechnungsverbot)	
eine	Bestimmung,	durch	die	dem	Vertragspartner	des	Verwenders	die	Befugnis	genommen	
wird,	mit	einer	unbestrittenen	oder	rechtskräftig	festgestellten	Forderung	aufzurechnen;	

4.		 (Mahnung,	Fristsetzung)	
eine	 Bestimmung,	 durch	 die	 der	 Verwender	 von	 der	 gesetzlichen	Obliegenheit	 freigestellt	
wird,	den	anderen	Vertragsteil	zu	mahnen	oder	ihm	eine	Frist	für	die	Leistung	oder	Nacher-
füllung	zu	setzen;	

5.		 (Pauschalierung	von	Schadensersatzansprüchen)	
die	Vereinbarung	eines	pauschalierten	Anspruchs	des	Verwenders	auf	Schadensersatz	oder	
Ersatz	einer	Wertminderung,	wenn	

	
		380		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	308	
	 		 (1)	Die	Unmöglichkeit	der	Leistung	steht	der	Gültigkeit	des	Vertrags	nicht	entgegen,	wenn	die	Un-

möglichkeit	gehoben	werden	kann	und	der	Vertrag	für	den	Fall	geschlossen	ist,	daß	die	Leistung	mög-
lich	wird.	

	 		 (2)	Wird	eine	unmögliche	Leistung	unter	einer	anderen	aufschiebenden	Bedingung	oder	unter	Be-
stimmung	 eines	 Anfangstermins	 versprochen,	 so	 ist	 der	 Vertrag	 gültig,	 wenn	 die	 Unmöglichkeit	 vor	
dem	Eintritt	der	Bedingung	oder	des	Termins	behoben	wird.“	

	 01.01.2009.—Artikel	1	Nr.	1b	des	Gesetzes	vom	23.	Oktober	2008	(BGBl.	I	S.	2022)	hat	in	Nr.	5	„dies	gilt	
nicht	für	Verträge,	in	die	Teil	B	der	Verdingungsordnung	für	Bauleistungen	insgesamt	einbezogen	ist;“	
am	Ende	gestrichen.	

	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	in	Nr.	1	„und	2“	durch	
„bis	3“	ersetzt.	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	in	Nr.	1	„Wi-
derrufs-	oder	Rückgabefrist	nach	§	355	Abs.	1	bis	3	und	§	356“	durch	„Widerrufsfrist	nach	§	355	Ab-
satz	1	und	2“	ersetzt.	

	 29.07.2014.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	22.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1218)	hat	Nr.	1a	und	1b	einge-
fügt.	

	 01.10.2021.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	in	Nr.	8	Buchsta-
be	b	den	Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	Nr.	9	eingefügt.	
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a)		die	 Pauschale	 den	 in	 den	 geregelten	 Fällen	 nach	 dem	 gewöhnlichen	 Lauf	 der	Dinge	 zu	
erwartenden	Schaden	oder	die	gewöhnlich	eintretende	Wertminderung	übersteigt	oder	

b)		dem	 anderen	Vertragsteil	 nicht	 ausdrücklich	 der	Nachweis	 gestattet	wird,	 ein	 Schaden	
oder	eine	Wertminderung	sei	überhaupt	nicht	entstanden	oder	wesentlich	niedriger	als	
die	Pauschale;	

6.		 (Vertragsstrafe)	
eine	Bestimmung,	durch	die	dem	Verwender	für	den	Fall	der	Nichtabnahme	oder	verspäte-
ten	Abnahme	der	Leistung,	des	Zahlungsverzugs	oder	für	den	Fall,	dass	der	andere	Vertrags-
teil	sich	vom	Vertrag	löst,	Zahlung	einer	Vertragsstrafe	versprochen	wird;	

7.		 (Haftungsausschluss	 bei	 Verletzung	 von	 Leben,	 Körper,	 Gesundheit	 und	 bei	 grobem	 Ver-
schulden)	
a)		(Verletzung	von	Leben,	Körper,	Gesundheit)	
ein	Ausschluss	oder	eine	Begrenzung	der	Haftung	für	Schäden	aus	der	Verletzung	des	Le-
bens,	des	Körpers	oder	der	Gesundheit,	die	auf	einer	 fahrlässigen	Pflichtverletzung	des	
Verwenders	oder	 einer	vorsätzlichen	oder	 fahrlässigen	Pflichtverletzung	eines	gesetzli-
chen	Vertreters	oder	Erfüllungsgehilfen	des	Verwenders	beruhen;	

b)		(Grobes	Verschulden)	
ein	Ausschluss	oder	eine	Begrenzung	der	Haftung	für	sonstige	Schäden,	die	auf	einer	grob	
fahrlässigen	 Pflichtverletzung	 des	 Verwenders	 oder	 auf	 einer	 vorsätzlichen	 oder	 grob	
fahrlässigen	Pflichtverletzung	 eines	 gesetzlichen	Vertreters	 oder	Erfüllungsgehilfen	des	
Verwenders	beruhen;	

die	Buchstaben	a	und	b	gelten	nicht	für	Haftungsbeschränkungen	in	den	nach	Maßgabe	des	
Personenbeförderungsgesetzes	genehmigten	Beförderungsbedingungen	und	Tarifvorschrif-
ten	der	Straßenbahnen,	Obusse	und	Kraftfahrzeuge	im	Linienverkehr,	soweit	sie	nicht	zum	
Nachteil	des	Fahrgastes	von	der	Verordnung	über	die	Allgemeinen	Beförderungsbedingun-
gen	 für	den	Straßenbahn-	und	Obusverkehr	 sowie	den	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	
vom	27.	Februar	1970	abweichen;	Buchstabe	b	gilt	nicht	 für	Haftungsbeschränkungen	 für	
staatlich	genehmigte	Lotterie-	oder	Ausspielverträge;	

8.		 (Sonstige	Haftungsausschlüsse	bei	Pflichtverletzung)	
a)		(Ausschluss	des	Rechts,	sich	vom	Vertrag	zu	lösen)	
eine	Bestimmung,	die	bei	einer	vom	Verwender	zu	vertretenden,	nicht	in	einem	Mangel	
der	 Kaufsache	 oder	 des	Werkes	 bestehenden	 Pflichtverletzung	 das	 Recht	 des	 anderen	
Vertragsteils,	sich	vom	Vertrag	zu	lösen,	ausschließt	oder	einschränkt;	dies	gilt	nicht	für	
die	in	der	Nummer	7	bezeichneten	Beförderungsbedingungen	und	Tarifvorschriften	un-
ter	den	dort	genannten	Voraussetzungen;	

b)		(Mängel)	
eine	Bestimmung,	durch	die	bei	Verträgen	über	Lieferungen	neu	hergestellter	Sachen	und	
über	Werkleistungen	
aa)		 (Ausschluss	und	Verweisung	auf	Dritte)	

die	Ansprüche	gegen	den	Verwender	wegen	eines	Mangels	insgesamt	oder	bezüglich	
einzelner	 Teile	 ausgeschlossen,	 auf	 die	 Einräumung	 von	 Ansprüchen	 gegen	 Dritte	
beschränkt	oder	von	der	vorherigen	gerichtlichen	Inanspruchnahme	Dritter	abhän-
gig	gemacht	werden;	

bb)		(Beschränkung	auf	Nacherfüllung)	
die	Ansprüche	 gegen	 den	Verwender	 insgesamt	 oder	 bezüglich	 einzelner	 Teile	 auf	
ein	 Recht	 auf	 Nacherfüllung	 beschränkt	 werden,	 sofern	 dem	 anderen	 Vertragsteil	
nicht	ausdrücklich	das	Recht	vorbehalten	wird,	bei	Fehlschlagen	der	Nacherfüllung	
zu	mindern	 oder,	 wenn	 nicht	 eine	 Bauleistung	 Gegenstand	 der	Mängelhaftung	 ist,	
nach	seiner	Wahl	vom	Vertrag	zurückzutreten;	

cc)		 (Aufwendungen	bei	Nacherfüllung)	
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die	 Verpflichtung	 des	 Verwenders	 ausgeschlossen	 oder	 beschränkt	 wird,	 die	 zum	
Zweck	der	Nacherfüllung	erforderlichen	Aufwendungen	nach	§	439	Absatz	2	und	3	
oder	§	635	Absatz	2	zu	tragen	oder	zu	ersetzen;	

dd)		(Vorenthalten	der	Nacherfüllung)	
der	Verwender	die	Nacherfüllung	von	der	vorherigen	Zahlung	des	vollständigen	Ent-
gelts	oder	eines	unter	Berücksichtigung	des	Mangels	unverhältnismäßig	hohen	Teils	
des	Entgelts	abhängig	macht;	

ee)		 (Ausschlussfrist	für	Mängelanzeige)	
der	Verwender	dem	anderen	Vertragsteil	für	die	Anzeige	nicht	offensichtlicher	Män-
gel	eine	Ausschlussfrist	setzt,	die	kürzer	ist	als	die	nach	dem	Doppelbuchstaben	ff	zu-
lässige	Frist;	

ff)		 (Erleichterung	der	Verjährung)	
die	Verjährung	von	Ansprüchen	gegen	den	Verwender	wegen	eines	Mangels	 in	den	
Fällen	des	§	438	Abs.	1	Nr.	2	und	des	§	634a	Abs.	1	Nr.	2	erleichtert	oder	in	den	sons-
tigen	Fällen	eine	weniger	als	ein	 Jahr	betragende	Verjährungsfrist	ab	dem	gesetzli-
chen	Verjährungsbeginn	erreicht	wird;	

9.		 bei	einem	Vertragsverhältnis,	das	die	regelmäßige	Lieferung	von	Waren	oder	die	regelmäßi-
ge	Erbringung	von	Dienst-	oder	Werklieferungen	durch	den	Verwender	zum	Gegenstand	hat,	
a)		eine	den	anderen	Vertragsteil	länger	als	zwei	Jahre	bindende	Laufzeit	des	Vertrags,	
b)		eine	den	anderen	Vertragsteil	bindende	stillschweigende	Verlängerung	des	Vertragsver-
hältnisses,	es	sei	denn	das	Vertragsverhältnis	wird	nur	auf	unbestimmte	Zeit	verlängert	
und	dem	anderen	Vertragsteil	wird	das	Recht	eingeräumt,	das	verlängerte	Vertragsver-
hältnis	jederzeit	mit	einer	Frist	von	höchstens	einem	Monat	zu	kündigen,	oder	

c)		eine	zu	Lasten	des	anderen	Vertragsteils	längere	Kündigungsfrist	als	einen	Monat	vor	Ab-
lauf	der	zunächst	vorgesehenen	Vertragsdauer;	

dies	 gilt	 nicht	 für	Verträge	über	die	 Lieferung	 zusammengehörig	 verkaufter	 Sachen	 sowie	
für	Versicherungsverträge;	

10.		 (Wechsel	des	Vertragspartners)	
eine	Bestimmung,	wonach	bei	Kauf-,	Darlehens-,	Dienst-	oder	Werkverträgen	ein	Dritter	an-
stelle	des	Verwenders	in	die	sich	aus	dem	Vertrag	ergebenden	Rechte	und	Pflichten	eintritt	
oder	eintreten	kann,	es	sei	denn,	in	der	Bestimmung	wird	
a)		der	Dritte	namentlich	bezeichnet	oder	
b)		dem	anderen	Vertragsteil	das	Recht	eingeräumt,	sich	vom	Vertrag	zu	lösen;	

11.		 (Haftung	des	Abschlussvertreters)	
eine	Bestimmung,	durch	die	der	Verwender	einem	Vertreter,	der	den	Vertrag	für	den	ande-
ren	Vertragsteil	abschließt,	
a)		ohne	 hierauf	 gerichtete	 ausdrückliche	 und	 gesonderte	 Erklärung	 eine	 eigene	 Haftung		
oder	Einstandspflicht	oder	

b)		im	Falle	vollmachtsloser	Vertretung	eine	über	§	179	hinausgehende	Haftung	
auferlegt;	

12.		 (Beweislast)	
eine	Bestimmung,	durch	die	der	Verwender	die	Beweislast	zum	Nachteil	des	anderen	Ver-
tragsteils	ändert,	insbesondere	indem	er	
a)		diesem	die	 Beweislast	 für	 Umstände	 auferlegt,	 die	 im	Verantwortungsbereich	 des	 Ver-
wenders	liegen,	oder	

b)		den	anderen	Vertragsteil	bestimmte	Tatsachen	bestätigen	lässt;	
Buchstabe	b	gilt	nicht	für	Empfangsbekenntnisse,	die	gesondert	unterschrieben	oder	mit	ei-
ner	gesonderten	qualifizierten	elektronischen	Signatur	versehen	sind;	

13.		 (Form	von	Anzeigen	und	Erklärungen)	
eine	 Bestimmung,	 durch	 die	 Anzeigen	 oder	 Erklärungen,	 die	 dem	 Verwender	 oder	 einem	
Dritten	gegenüber	abzugeben	sind,	gebunden	werden	
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a)		an	eine	strengere	Form	als	die	schriftliche	Form	in	einem	Vertrag,	für	den	durch	Gesetz	
notarielle	Beurkundung	vorgeschrieben	ist	oder	

b)		an	 eine	 strengere	 Form	als	 die	Textform	 in	 anderen	 als	 den	 in	Buchstabe	 a	 genannten	
Verträgen	oder	

c)		an	besondere	Zugangserfordernisse.	
14.		 (Klageverzicht)	

eine	Bestimmung,	wonach	der	 andere	Vertragsteil	 seine	Ansprüche	 gegen	den	Verwender	
gerichtlich	nur	geltend	machen	darf,	nachdem	er	eine	gütliche	Einigung	in	einem	Verfahren	
zur	außergerichtlichen	Streitbeilegung	versucht	hat;	

15.		 (Abschlagszahlungen	und	Sicherheitsleistung)	
eine	Bestimmung,	nach	der	der	Verwender	bei	einem	Werkvertrag	
a)		für	Teilleistungen	Abschlagszahlungen	vom	anderen	Vertragsteil	verlangen	kann,	die	we-
sentlich	höher	sind	als	die	nach	§	632a	Absatz	1	und	§	650m	Absatz	1	zu	leistenden	Ab-
schlagszahlungen,	oder	

b)		die	Sicherheitsleistung	nach	§	650m	Absatz	2	nicht	oder	nur	 in	geringerer	Höhe	 leisten	
muss.381	

	
		381		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	309	
	 		 Verstößt	ein	Vertrag	gegen	ein	gesetzliches	Verbot,	so	finden	die	Vorschriften	der	§§	307,	308	ent-

sprechende	Anwendung.“	
	 19.08.2008.—Artikel	6	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	12.	August	2008	(BGBl.	I	S.	1666)	hat	in	Nr.	10	„Darle-

hens-,“	nach	„Kauf-,“	eingefügt.	
	 01.01.2009.—Artikel	1	Nr.	1c	des	Gesetzes	vom	23.	Oktober	2008	(BGBl.	I	S.	2022)	hat	in	Nr.	8	Buch-

stabe	b	Doppelbuchstabe	ff	„dies	gilt	nicht	für	Verträge,	in	die	Teil	B	der	Verdingungordnung	für	Bau-
leistungen	ingesamt	einbezogen	ist;“	am	Ende	gestrichen.	

	 26.02.2016.—Artikel	6	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Februar	2016	(BGBl.	I	S.	253)	hat	in	Nr.	13	den	Punkt	
durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	Nr.	14	eingefügt.	

	 01.06.2016.—Artikel	3	des	Gesetzes	vom	24.	Mai	2016	(BGBl.	 I	S.	1190)	hat	 in	Nr.	9	 „	 ,	 für	Versiche-
rungsverträge	 sowie	 für	 Verträge	 zwischen	 den	 Inhabern	 urheberrechtlicher	 Rechte	 und	 Ansprüche	
und	Verwertungsgesellschaften	im	Sinne	des	Gesetzes	über	die	Wahrnehmung	von	Urheberrechten	und	
verwandten	Schutzrechten“	durch	„sowie	für	Versicherungsverträge“	ersetzt.	

	 01.10.2016.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	17.	Februar	2016	(BGBl.	I	S.	233)	hat	Nr.	13	neu	gefasst.	
Nr.	13	lautete:	

„13.		(Form	von	Anzeigen	und	Erklärungen)	
eine	Bestimmung,	durch	die	Anzeigen	oder	Erklärungen,	die	dem	Verwender	oder	einem	Drit-
ten	gegenüber	abzugeben	sind,	an	eine	strengere	Form	als	die	Schriftform	oder	an	besondere	
Zugangserfordernisse	gebunden	werden;“.	

	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	Doppelbuchsta-
be	cc	in	Nr.	8	Buchstabe	b	neu	gefasst.	Doppelbuchstabe	cc	lautete:	

„cc)		(Aufwendungen	bei	Nacherfüllung)	
die	Verpflichtung	des	Verwenders	ausgeschlossen	oder	beschränkt	wird,	die	zum	Zwecke	der	
Nacherfüllung	 erforderlichen	 Aufwendungen,	 insbesondere	 Transport-,	 Wege-,	 Arbeits-	 und	
Materialkosten,	zu	tragen;“.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Nr.	14	den	Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	
Nr.	15	eingefügt.	

	 01.03.2022.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	Nr.	9	neu	gefasst.	
Nr.	9	lautete:	

„9.		(Laufzeit	bei	Dauerschuldverhältnissen)	
bei	 einem	Vertragsverhältnis,	 das	die	 regelmäßige	Lieferung	von	Waren	oder	die	 regelmäßige	
Erbringung	von	Dienst-	oder	Werkleistungen	durch	den	Verwender	zum	Gegenstand	hat,	
a)		eine	den	anderen	Vertragsteil	länger	als	zwei	Jahre	bindende	Laufzeit	des	Vertrags,	
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§	310	Anwendungsbereich	
(1)	§	305	Absatz	2	und	3,	§	308	Nummer	1,	2	bis	9	und	§	309	finden	keine	Anwendung	auf	Allge-

meine	 Geschäftsbedingungen,	 die	 gegenüber	 einem	 Unternehmer,	 einer	 juristischen	 Person	 des	
öffentlichen	 Rechts	 oder	 einem	 öffentlich-rechtlichen	 Sondervermögen	 verwendet	werden.	 §	 307	
Abs.	1	und	2	findet	in	den	Fällen	des	Satzes	1	auch	insoweit	Anwendung,	als	dies	zur	Unwirksamkeit	
von	in	§	308	Nummer	1,	2	bis	9	und	§	309	genannten	Vertragsbestimmungen	führt;	auf	die	im	Han-
delsverkehr	geltenden	Gewohnheiten	und	Gebräuche	ist	angemessen	Rücksicht	zu	nehmen.	In	den	
Fällen	des	Satzes	1	finden	§	307	Absatz	1	und	2	sowie	§	308	Nummer	1a	und	1b	auf	Verträge,	in	die	
die	Vergabe-	und	Vertragsordnung	für	Bauleistungen	Teil	B	(VOB/B)	in	der	jeweils	zum	Zeitpunkt	
des	Vertragsschlusses	geltenden	Fassung	ohne	inhaltliche	Abweichungen	insgesamt	einbezogen	ist,	
in	Bezug	auf	eine	Inhaltskontrolle	einzelner	Bestimmungen	keine	Anwendung.	
(1a)	Die	§§	307	und	308	Nummer	1a	und	1b	sind	nicht	anzuwenden	auf	Verträge	über	Geschäfte	

nach	Satz	2,	wenn	ein	Unternehmer	das	Geschäft,	das	Gegenstand	des	Vertrages	ist,	rechtmäßig	ge-
werbsmäßig	tätigt	und	den	Vertrag	geschlossen	hat	mit	
1.		einem	Unternehmer,	der	solche	Geschäfte	am	Ort	seines	Sitzes	oder	einer	Niederlassung	auch	
als	Erbringer	der	vertragstypischen	Leistung	rechtmäßig	gewerbsmäßig	tätigen	kann,	

2.		einem	großen	Unternehmer	 im	Sinne	des	Satzes	3,	der	Geschäfte	nach	Satz	2	am	Ort	seines	
Sitzes	oder	einer	Niederlassung	auch	als	Erbringer	der	vertragstypischen	Leistung	rechtmä-
ßig	gewerbsmäßig	tätigen	kann.	

Geschäfte	nach	Satz	1	sind	
1.		Bankgeschäfte	im	Sinne	des	§	1	Absatz	1	Satz	2	des	Kreditwesengesetzes,	
2.		Finanzdienstleistungen	im	Sinne	des	§	1	Absatz	1a	Satz	2	des	Kreditwesengesetzes,	
3.		Wertpapierdienstleistungen	 im	Sinne	des	§	2	Absatz	2	des	Wertpapierinstitutsgesetzes	und	
Wertpapiernebendienstleistungen	im	Sinne	des	§	2	Absatz	3	des	Wertpapierinstitutsgesetzes,	

4.		Zahlungsdienste	im	Sinne	des	§	1	Absatz	1	Satz	2	des	Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes,	
5.		Geschäfte	von	Kapitalverwaltungsgesellschaften	nach	§	20	Absatz	2	und	3	des	Kapitalanlage-
gesetzbuchs	und	

6.		Geschäfte	von	Börsen	und	ihren	Trägern	nach	§	2	Absatz	1	des	Börsengesetzes.	
Ein	Unternehmer	ist	als	großer	Unternehmer	nach	Satz	1	Nummer	2	anzusehen,	wenn	er	in	jedem	
der	beiden	Kalenderjahre	vor	dem	Vertragsschluss	zwei	der	drei	folgenden	Merkmale	erfüllt	hat:	
1.		er	hat	im	Jahresdurchschnitt	nach	§	267	Absatz	5	des	Handelsgesetzbuchs	jeweils	mindestens	
250	Arbeitnehmer	beschäftigt,	

2.		er	hat	jeweils	Umsatzerlöse	von	mehr	als	50	Millionen	Euro	erzielt	oder	
3.		seine	Bilanzsumme	nach	§	267	Absatz	4a	des	Handelsgesetzbuchs	hat	sich	 jeweils	auf	mehr	
als	43	Millionen	Euro	belaufen.	

Satz	1	ist	auch	anzuwenden,	wenn	die	folgenden	Stellen	eine	der	beiden	Vertragsparteien	sind:	
1.		die	Deutsche	Bundesbank,	
2.		die	Kreditanstalt	für	Wiederaufbau,	
3.		eine	Stelle	der	öffentlichen	Schuldenverwaltung	nach	§	2	Absatz	1	Nummer	3a	des	Kreditwe-
sengesetzes,	

4.		eine	auf	der	Grundlage	der	§§	8a	und	8b	des	Stabilisierungsfondsgesetzes	errichtete	Abwick-
lungsanstalt,	

	
b)		eine	den	anderen	Vertragsteil	bindende	stillschweigende	Verlängerung	des	Vertragsverhält-

nisses	um	jeweils	mehr	als	ein	Jahr	oder	
c)		 zu	Lasten	des	anderen	Vertragsteils	eine	längere	Kündigungsfrist	als	drei	Monate	vor	Ablauf	

der	zunächst	vorgesehenen	oder	stillschweigend	verlängerten	Vertragsdauer;	
dies	gilt	nicht	für	Verträge	über	die	Lieferung	als	zusammengehörig	verkaufter	Sachen,	für	Versi-
cherungsverträge	sowie	für	Verträge	zwischen	den	Inhabern	urheberrechtlicher	Rechte	und	An-
sprüche	und	Verwertungsgesellschaften	im	Sinne	des	Gesetzes	über	die	Wahrnehmung	von	Ur-
heberrechten	und	verwandten	Schutzrechten;“.	
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5.		die	Weltbank,	der	Internationale	Währungsfonds,	die	Europäische	Zentralbank,	die	nationalen	
Zentralbanken	der	Mitgliedstaaten	des	Europäischen	Wirtschaftsraums	und	des	Vereinigten	
Königreichs	Großbritannien	und	Nordirland,	die	Europäische	Investitionsbank	oder	eine	ver-
gleichbare	internationale	Finanzorganisation.	

(2)	Die	§§	308	und	309	finden	keine	Anwendung	auf	Verträge	der	Elektrizitäts-,	Gas-,	Fernwär-
me-	und	Wasserversorgungsunternehmen	über	die	Versorgung	von	Sonderabnehmern	mit	elektri-
scher	Energie,	Gas,	Fernwärme	und	Wasser	aus	dem	Versorgungsnetz,	 soweit	die	Versorgungsbe-
dingungen	nicht	zum	Nachteil	der	Abnehmer	von	Verordnungen	über	Allgemeine	Bedingungen	für	
die	Versorgung	von	Tarifkunden	mit	elektrischer	Energie,	Gas,	Fernwärme	und	Wasser	abweichen.	
Satz	1	gilt	entsprechend	für	Verträge	über	die	Entsorgung	von	Abwasser.	
(3)	Bei	Verträgen	zwischen	einem	Unternehmer	und	einem	Verbraucher	(Verbraucherverträge)	

finden	die	Vorschriften	dieses	Abschnitts	mit	folgenden	Maßgaben	Anwendung:	
1.		Allgemeine	Geschäftsbedingungen	gelten	als	vom	Unternehmer	gestellt,	es	sei	denn,	dass	sie	
durch	den	Verbraucher	in	den	Vertrag	eingeführt	wurden;	

2.		§	305c	Abs.	2	und	die	§§	306	und	307	bis	309	dieses	Gesetzes	sowie	Artikel	46b	des	Einfüh-
rungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	finden	auf	vorformulierte	Vertragsbedingungen	
auch	dann	Anwendung,	wenn	diese	nur	zur	einmaligen	Verwendung	bestimmt	sind	und	so-
weit	der	Verbraucher	auf	Grund	der	Vorformulierung	auf	ihren	Inhalt	keinen	Einfluss	nehmen	
konnte;	

3.		bei	der	Beurteilung	der	unangemessenen	Benachteiligung	nach	§	307	Abs.	1	und	2	sind	auch	
die	den	Vertragsschluss	begleitenden	Umstände	zu	berücksichtigen.	

(4)	Dieser	Abschnitt	 findet	keine	Anwendung	bei	Verträgen	auf	dem	Gebiet	des	Erb-,	Familien-	
und	Gesellschaftsrechts	 sowie	auf	Tarifverträge,	Betriebs-	und	Dienstvereinbarungen.	Bei	der	An-
wendung	 auf	 Arbeitsverträge	 sind	 die	 im	 Arbeitsrecht	 geltenden	 Besonderheiten	 angemessen	 zu	
berücksichtigen;	§	305	Abs.	2	und	3	ist	nicht	anzuwenden.	Tarifverträge,	Betriebs-	und	Dienstver-
einbarungen	stehen	Rechtsvorschriften	im	Sinne	von	§	307	Abs.	3	gleich.382	
	

Abschnitt	3	
Schuldverhältnisse	aus	Verträgen383	

	
		382		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	310	
	 		 Ein	Vertrag,	durch	den	sich	der	eine	Teil	verpflichtet,	sein	künftiges	Vermögen	oder	einen	Bruchteil	

seines	künftigen	Vermögens	zu	übertragen	oder	mit	einem	Nießbrauch	zu	belasten,	ist	nichtig.“	
	 01.01.2009.—Artikel	1	Nr.	1d	des	Gesetzes	vom	23.	Oktober	2008	(BGBl.	 I	S.	2022)	hat	Abs.	1	Satz	3	

eingefügt.	
	 17.12.2009.—Artikel	2	Abs.	1	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2009	(BGBl.	I	S.	1574)	hat	in	Abs.	3	Nr.	2	„Arti-

kel	29a“	durch	„Artikel	46b“	ersetzt.	
	 29.07.2014.—Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	Juli	2014	(BGBl.	I	S.	1218)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„§	305	Abs.	2	und	3	und	die	§§	308	und	309“	durch	„§	305	Absatz	2	und	3,	§	308	Nummer	1,	2	bis	8	und	
§	309“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„den	§§	308	und	309“	durch	„§	308	Num-
mer	1,	2	bis	8	und	§	309“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	3	„findet	§	307	Abs.	1	und	2“	durch	„finden	
§	307	Absatz	1	und	2	sowie	§	308	Nummer	1a	und	1b“	ersetzt.	

	 01.10.2021.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3433)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	
und	2	jeweils	„bis	8“	durch	„bis	9“	ersetzt.	

	 15.12.2023.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	11.	Dezember	2023	(BGBl.	I	Nr.	354)	hat	Abs.	1a	einge-
fügt.	

		383		 QUELLE	
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Titel	1	

Begründung,	Inhalt	und	Beendigung384	
	

Untertitel	1	
Begründung385	

	
§	311	Rechtsgeschäftliche	und	rechtsgeschäftsähnliche	Schuldverhältnisse	
(1)	Zur	Begründung	eines	Schuldverhältnisses	durch	Rechtsgeschäft	sowie	zur	Änderung	des	In-

halts	eines	Schuldverhältnisses	 ist	 ein	Vertrag	zwischen	den	Beteiligten	erforderlich,	 soweit	nicht	
das	Gesetz	ein	anderes	vorschreibt.	
(2)	Ein	Schuldverhältnis	mit	Pflichten	nach	§	241	Abs.	2	entsteht	auch	durch	
1.		die	Aufnahme	von	Vertragsverhandlungen,	
2.		die	Anbahnung	eines	Vertrags,	bei	welcher	der	eine	Teil	im	Hinblick	auf	eine	etwaige	rechts-
geschäftliche	Beziehung	dem	anderen	Teil	die	Möglichkeit	zur	Einwirkung	auf	seine	Rechte,	
Rechtsgüter	und	Interessen	gewährt	oder	ihm	diese	anvertraut,	oder	

3.		ähnliche	geschäftliche	Kontakte.	
(3)	Ein	Schuldverhältnis	mit	Pflichten	nach	§	241	Abs.	2	kann	auch	zu	Personen	entstehen,	die	

nicht	selbst	Vertragspartei	werden	sollen.	Ein	solches	Schuldverhältnis	entsteht	insbesondere,	wenn	
der	Dritte	 in	besonderem	Maße	Vertrauen	 für	sich	 in	Anspruch	nimmt	und	dadurch	die	Vertrags-
verhandlungen	oder	den	Vertragsschluss	erheblich	beeinflusst.386	
	
§	311a	Leistungshindernis	bei	Vertragsschluss	
(1)	Der	Wirksamkeit	eines	Vertrags	steht	es	nicht	entgegen,	dass	der	Schuldner	nach	§	275	Abs.	1	

bis	3	nicht	zu	leisten	braucht	und	das	Leistungshindernis	schon	bei	Vertragsschluss	vorliegt.	
(2)	Der	Gläubiger	kann	nach	seiner	Wahl	Schadensersatz	 statt	der	Leistung	oder	Ersatz	 seiner	

Aufwendungen	in	dem	in	§	284	bestimmten	Umfang	verlangen.	Dies	gilt	nicht,	wenn	der	Schuldner	
das	Leistungshindernis	bei	Vertragsschluss	nicht	kannte	und	seine	Unkenntnis	auch	nicht	zu	vertre-
ten	hat.	§	281	Abs.	1	Satz	2	und	3	und	Abs.	5	findet	entsprechende	Anwendung.387	
	
§	311b	Verträge	über	Grundstücke,	das	Vermögen	und	den	Nachlass	

	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	und	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	

S.	3138)	hat	die	Überschrift	des	Abschnitts	eingefügt.	
		384		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Titels	eingefügt.	
		385		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
		386		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1970.—§	56	Abs.	1	des	Gesetzes	vom	28.	August	1969	(BGBl.	I	S.	1513)	hat	„gerichtlichen	oder“	

vor	notariellen“	gestrichen.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	311	
	 		 Ein	 Vertrag,	 durch	 den	 sich	 der	 eine	 Teil	 verpflichtet,	 sein	 gegenwärtiges	 Vermögen	 oder	 einen	

Bruchteil	seines	gegenwärtigen	Vermögens	zu	übertragen	oder	mit	einem	Nießbrauch	zu	belasten,	be-
darf	der	notariellen	Beurkundung.“	

		387		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
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(1)	Ein	Vertrag,	durch	den	sich	der	eine	Teil	verpflichtet,	das	Eigentum	an	einem	Grundstück	zu	
übertragen	 oder	 zu	 erwerben,	 bedarf	 der	 notariellen	 Beurkundung.	 Ein	 ohne	 Beachtung	 dieser	
Form	geschlossener	Vertrag	wird	 seinem	ganzen	 Inhalt	nach	gültig,	wenn	die	Auflassung	und	die	
Eintragung	in	das	Grundbuch	erfolgen.	
(2)	Ein	Vertrag,	 durch	den	 sich	der	 eine	Teil	 verpflichtet,	 sein	 künftiges	Vermögen	oder	 einen	

Bruchteil	 seines	 künftigen	 Vermögens	 zu	 übertragen	 oder	mit	 einem	Nießbrauch	 zu	 belasten,	 ist	
nichtig.	
(3)	Ein	Vertrag,	durch	den	sich	der	eine	Teil	verpflichtet,	sein	gegenwärtiges	Vermögen	oder	ei-

nen	Bruchteil	seines	gegenwärtigen	Vermögens	zu	übertragen	oder	mit	einem	Nießbrauch	zu	belas-
ten,	bedarf	der	notariellen	Beurkundung.	
(4)	Ein	Vertrag	über	den	Nachlass	eines	noch	lebenden	Dritten	ist	nichtig.	Das	Gleiche	gilt	von	ei-

nem	Vertrag	über	den	Pflichtteil	oder	ein	Vermächtnis	aus	dem	Nachlass	eines	noch	lebenden	Drit-
ten.	
(5)	Absatz	4	gilt	nicht	für	einen	Vertrag,	der	unter	künftigen	gesetzlichen	Erben	über	den	gesetz-

lichen	Erbteil	oder	den	Pflichtteil	eines	von	ihnen	geschlossen	wird.	Ein	solcher	Vertrag	bedarf	der	
notariellen	Beurkundung.388	
	
§	311c	Erstreckung	auf	Zubehör	
Verpflichtet	 sich	 jemand	 zur	 Veräußerung	 oder	 Belastung	 einer	 Sache,	 so	 erstreckt	 sich	 diese	

Verpflichtung	im	Zweifel	auch	auf	das	Zubehör	der	Sache.389	
	

Untertitel	2	
Grundsätze	bei	Verbraucherverträgen	und	besondere	Vertriebsformen390	

	
Kapitel	1	

Anwendungsbereich	und	Grundsätze	bei	Verbraucherverträgen391	
	
§	312	Anwendungsbereich	
(1)	Die	Vorschriften	der	Kapitel	1	und	2	dieses	Untertitels	sind	auf	Verbraucherverträge	anzu-

wenden,	bei	denen	sich	der	Verbraucher	zu	der	Zahlung	eines	Preises	verpflichtet.	
(1a)	Die	Vorschriften	der	Kapitel	1	und	2	dieses	Untertitels	sind	auch	auf	Verbraucherverträge	

anzuwenden,	 bei	 denen	 der	 Verbraucher	 dem	Unternehmer	 personenbezogene	Daten	 bereitstellt	
oder	sich	hierzu	verpflichtet.	Dies	gilt	nicht,	wenn	der	Unternehmer	die	vom	Verbraucher	bereitge-
stellten	personenbezogenen	Daten	ausschließlich	verarbeitet,	um	seine	Leistungspflicht	oder	an	ihn	
gestellte	rechtliche	Anforderungen	zu	erfüllen,	und	sie	zu	keinem	anderen	Zweck	verarbeitet.	

	
		388		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
		389		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
		390		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Überschrift	

des	Untertitels	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Besondere	Vertriebsformen“.	
		391		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Überschrift	

des	Kapitels	eingefügt.	
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(2)	Von	den	Vorschriften	der	Kapitel	1	und	2	dieses	Untertitels	ist	nur	§	312a	Absatz	1,	3,	4	und	6	
auf	folgende	Verträge	anzuwenden:		
1.		 notariell	beurkundete	Verträge		

a)		über	Finanzdienstleistungen,	die	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossen	werden,		
b)		die	keine	Verträge	über	Finanzdienstleistungen	sind;	für	Verträge,	für	die	das	Gesetz	die	
notarielle	Beurkundung	des	Vertrags	oder	einer	Vertragserklärung	nicht	vorschreibt,	gilt	
dies	 nur,	wenn	 der	Notar	 darüber	 belehrt,	 dass	 die	 Informationspflichten	 nach	 §	 312d	
Absatz	1	und	das	Widerrufsrecht	nach	§	312g	Absatz	1	entfallen,		

2.		 Verträge	über	die	Begründung,	den	Erwerb	oder	die	Übertragung	von	Eigentum	oder	ande-
ren	Rechten	an	Grundstücken,		

3.		 Verbraucherbauverträge	nach	§	650i	Absatz	1,	
4.		 (weggefallen)	
5.		 (weggefallen)	
6.		 Verträge	 über	 Teilzeit-Wohnrechte,	 langfristige	 Urlaubsprodukte,	 Vermittlungen	 und	

Tauschsysteme	nach	den	§§	481	bis	481b,		
7.		 Behandlungsverträge	nach	§	630a,		
8.		 Verträge	über	die	Lieferung	von	Lebensmitteln,	Getränken	oder	sonstigen	Haushaltsgegen-

ständen	des	täglichen	Bedarfs,	die	am	Wohnsitz,	am	Aufenthaltsort	oder	am	Arbeitsplatz	ei-
nes	Verbrauchers	von	einem	Unternehmer	 im	Rahmen	häufiger	und	regelmäßiger	Fahrten	
geliefert	werden,		

9.		 Verträge,	 die	 unter	 Verwendung	 von	Warenautomaten	 und	 automatisierten	 Geschäftsräu-
men	geschlossen	werden,		

10.		 Verträge,	 die	mit	 Betreibern	 von	Telekommunikationsmitteln	mit	Hilfe	 öffentlicher	Münz-	
und	Kartentelefone	zu	deren	Nutzung	geschlossen	werden,		

11.		 Verträge	zur	Nutzung	einer	einzelnen	von	einem	Verbraucher	hergestellten	Telefon-,	Inter-
net-	oder	Telefaxverbindung,		

12.		 außerhalb	 von	 Geschäftsräumen	 geschlossene	 Verträge,	 bei	 denen	 die	 Leistung	 bei	 Ab-
schluss	der	Verhandlungen	sofort	erbracht	und	bezahlt	wird	und	das	vom	Verbraucher	zu	
zahlende	Entgelt	40	Euro	nicht	überschreitet,	und		

13.		 Verträge	über	den	Verkauf	 beweglicher	 Sachen	 auf	Grund	von	Zwangsvollstreckungsmaß-
nahmen	oder	anderen	gerichtlichen	Maßnahmen.	

(3)	 Auf	 Verträge	 über	 soziale	 Dienstleistungen,	 wie	 Kinderbetreuung	 oder	 Unterstützung	 von	
dauerhaft	 oder	 vorübergehend	 hilfsbedürftigen	 Familien	 oder	 Personen,	 einschließlich	 Langzeit-
pflege,	sind	von	den	Vorschriften	der	Kapitel	1	und	2	dieses	Untertitels	nur	folgende	anzuwenden:		
1.		die	Definitionen	der	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträge	und	der	Fernab-
satzverträge	nach	den	§§	312b	und	312c,		

2.		§	312a	Absatz	1	über	die	Pflicht	zur	Offenlegung	bei	Telefonanrufen,		
3.		§	312a	Absatz	3	über	die	Wirksamkeit	der	Vereinbarung,	die	auf	 eine	über	das	vereinbarte	
Entgelt	für	die	Hauptleistung	hinausgehende	Zahlung	gerichtet	ist,		

4.		§	312a	Absatz	4	über	die	Wirksamkeit	der	Vereinbarung	eines	Entgelts	für	die	Nutzung	von	
Zahlungsmitteln,		

5.		§	312a	Absatz	6,		
6.		§	312d	Absatz	1	in	Verbindung	mit	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	und	3	des	Einführungsgesetzes	
zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	über	die	Pflicht	zur	Information	über	das	Widerrufsrecht	und		

7.		§	312g	über	das	Widerrufsrecht.		
(4)	Auf	Verträge	über	die	Vermietung	von	Wohnraum	sind	von	den	Vorschriften	der	Kapitel	1	

und	2	dieses	Untertitels	nur	die	in	Absatz	3	Nummer	1	bis	7	genannten	Bestimmungen	anzuwenden.	
Die	in	Absatz	3	Nummer	1,	6	und	7	genannten	Bestimmungen	sind	jedoch	nicht	auf	die	Begründung	
eines	Mietverhältnisses	über	Wohnraum	anzuwenden,	wenn	der	Mieter	die	Wohnung	zuvor	besich-
tigt	hat.		
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(5)	Bei	Vertragsverhältnissen	über	Bankdienstleistungen	sowie	Dienstleistungen	im	Zusammen-
hang	mit	 einer	Kreditgewährung,	Versicherung,	Altersversorgung	von	Einzelpersonen,	Geldanlage	
oder	Zahlung	(Finanzdienstleistungen),	die	eine	erstmalige	Vereinbarung	mit	daran	anschließenden	
aufeinanderfolgenden	Vorgängen	oder	eine	daran	anschließende	Reihe	getrennter,	 in	einem	zeitli-
chen	Zusammenhang	stehender	Vorgänge	gleicher	Art	umfassen,	sind	die	Vorschriften	der	Kapitel	1	
und	2	dieses	Untertitels	nur	auf	die	erste	Vereinbarung	anzuwenden.	§	312a	Absatz	1,	3,	4	und	6	ist	
daneben	auf	jeden	Vorgang	anzuwenden.	Wenn	die	in	Satz	1	genannten	Vorgänge	ohne	eine	solche	
Vereinbarung	aufeinanderfolgen,	gelten	die	Vorschriften	über	Informationspflichten	des	Unterneh-
mers	nur	 für	den	ersten	Vorgang.	Findet	 jedoch	 länger	als	ein	 Jahr	kein	Vorgang	der	gleichen	Art	
mehr	statt,	so	gilt	der	nächste	Vorgang	als	der	erste	Vorgang	einer	neuen	Reihe	im	Sinne	von	Satz	3.		
(6)	Von	den	Vorschriften	der	Kapitel	1	und	2	dieses	Untertitels	 ist	auf	Verträge	über	Versiche-

rungen	sowie	auf	Verträge	über	deren	Vermittlung	nur	§	312a	Absatz	3,	4	und	6	anzuwenden.	
(7)	Auf	Pauschalreiseverträge	nach	den	§§	651a	und	651c	sind	von	den	Vorschriften	dieses	Un-

tertitels	nur	§	312a	Absatz	3	bis	6,	die	§§	312i,	312j	Absatz	2	bis	5	und	§	312m	anzuwenden;	diese	
Vorschriften	finden	auch	Anwendung,	wenn	der	Reisende	kein	Verbraucher	ist.	Ist	der	Reisende	ein	
Verbraucher,	 ist	 auf	 Pauschalreiseverträge	 nach	 §	 651a,	 die	 außerhalb	 von	 Geschäftsräumen	 ge-
schlossen	worden	sind,	auch	§	312g	Absatz	1	anzuwenden,	es	sei	denn,	die	mündlichen	Verhand-
lungen,	auf	denen	der	Vertragsschluss	beruht,	sind	auf	vorhergehende	Bestellung	des	Verbrauchers	
geführt	worden.	
(8)	Auf	Verträge	über	die	Beförderung	von	Personen	ist	von	den	Vorschriften	der	Kapitel	1	und	2	

dieses	Untertitels	nur	§	312a	Absatz	1	und	3	bis	6	anzuwenden.392	
	

		392		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1970.—§	56	Abs.	1	des	Gesetzes	vom	28.	August	1969	(BGBl.	I	S.	1513)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„ge-

richtlichen	oder“	vor	„notariellen“	gestrichen.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	312	
	 		 (1)	Ein	Vertrag	über	den	Nachlaß	eines	noch	lebenden	Dritten	ist	nichtig.	Das	gleiche	gilt	von	einem	

Vertrag	über	den	Pflichtteil	oder	ein	Vermächtnis	aus	dem	Nachlaß	eines	noch	lebenden	Dritten.	
	 		 (2)	Diese	Vorschriften	finden	keine	Anwendung	auf	einen	Vertrag,	der	unter	künftigen	gesetzlichen	

Erben	über	den	gesetzlichen	Erbteil	oder	den	Pflichtteil	eines	von	ihnen	geschlossen	wird.	Ein	solcher	
Vertrag	bedarf	der	notariellen	Beurkundung.“	

	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	29.	 Juli	2009	(BGBl.	 I	S.	2355)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	
Abs.	2	lautete:	

	 		 „(2)	Die	erforderliche	Belehrung	über	das	Widerrufs-	oder	Rückgaberecht	muss	auf	die	Rechtsfolgen	
des	§	357	Abs.	1	und	3	hinweisen.“	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	312	Widerrufsrecht	bei	Haustürgeschäften	
	 		 (1)	Bei	einem	Vertrag	zwischen	einem	Unternehmer	und	einem	Verbraucher,	der	eine	entgeltliche	

Leistung	zum	Gegenstand	hat	und	zu	dessen	Abschluss	der	Verbraucher	
1.		 durch	mündliche	Verhandlungen	an	seinem	Arbeitsplatz	oder	im	Bereich	einer	Privatwohnung,	
2.		 anlässlich	einer	vom	Unternehmer	oder	von	einem	Dritten	zumindest	auch	im	Interesse	des	Un-

ternehmers	durchgeführten	Freizeitveranstaltung	oder	
3.		 im	Anschluss	an	ein	überraschendes	Ansprechen	in	Verkehrsmitteln	oder	im	Bereich	öffentlich	

zugänglicher	Verkehrsflächen	
	 bestimmt	worden	 ist	 (Haustürgeschäft),	 steht	dem	Verbraucher	 ein	Widerrufsrecht	 gemäß	§	355	 zu.	

Dem	Verbraucher	kann	anstelle	des	Widerrufsrechts	ein	Rückgaberecht	nach	§	356	eingeräumt	wer-
den,	wenn	zwischen	dem	Verbraucher	und	dem	Unternehmer	im	Zusammenhang	mit	diesem	oder	ei-
nem	späteren	Geschäft	auch	eine	ständige	Verbindung	aufrechterhalten	werden	soll.	

	 		 (2)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	den	Verbraucher	gemäß	§	360	über	sein	Widerrufs-	und	Rück-
gaberecht	zu	belehren.	Die	Belehrung	muss	auf	die	Rechtsfolgen	des	§	357	Abs.	1	und	3	hinweisen.	Der	
Hinweis	ist	nicht	erforderlich,	soweit	diese	Rechtsfolgen	tatsächlich	nicht	eintreten	können.	
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§	312a	Allgemeine	Pflichten	und	Grundsätze	bei	Verbraucherverträgen;	Grenzen	der	
Vereinbarung	von	Entgelten	
(1)	Ruft	der	Unternehmer	oder	eine	Person,	die	in	seinem	Namen	oder	Auftrag	handelt,	den	Ver-	

braucher	an,	um	mit	diesem	einen	Vertrag	zu	schließen,	hat	der	Anrufer	zu	Beginn	des	Gesprächs	
seine	Identität	und	gegebenenfalls	die	Identität	der	Person,	für	die	er	anruft,	sowie	den	geschäftli-
chen	Zweck	des	Anrufs	offenzulegen.		
(2)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	den	Verbraucher	nach	Maßgabe	des	Artikels	246	des	Ein-

führungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	zu	 informieren.	Der	Unternehmer	kann	von	dem	
Verbraucher	Fracht-,	Liefer-	oder	Versandkosten	und	sonstige	Kosten	nur	verlangen,	soweit	er	den	
Verbraucher	über	diese	Kosten	 entsprechend	den	Anforderungen	 aus	Artikel	 246	Absatz	 1	Num-
mer	3	 des	 Einführungsgesetzes	 zum	 Bürgerlichen	 Gesetzbuche	 informiert	 hat.	 Die	 Sätze	 1	 und	 2	
sind	weder	auf	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossene	Verträge	noch	auf	Fernabsatzverträge	
noch	auf	Verträge	über	Finanzdienstleistungen	anzuwenden.		
(3)	Eine	Vereinbarung,	die	auf	eine	über	das	vereinbarte	Entgelt	für	die	Hauptleistung	hinausge-

hende	Zahlung	des	Verbrauchers	gerichtet	 ist,	kann	ein	Unternehmer	mit	einem	Verbraucher	nur	
ausdrücklich	treffen.	Schließen	der	Unternehmer	und	der	Verbraucher	einen	Vertrag	im	elektroni-
schen	Geschäftsverkehr,	wird	eine	 solche	Vereinbarung	nur	Vertragsbestandteil,	wenn	der	Unter-
nehmer	die	Vereinbarung	nicht	durch	eine	Voreinstellung	herbeiführt.		
(4)	Eine	Vereinbarung,	durch	die	ein	Verbraucher	verpflichtet	wird,	ein	Entgelt	dafür	zu	zahlen,	

dass	er	für	die	Erfüllung	seiner	vertraglichen	Pflichten	ein	bestimmtes	Zahlungsmittel	nutzt,	ist	un-
wirksam,	wenn		

	
	 		 (3)	Das	Widerrufs-	oder	Rückgaberecht	besteht	unbeschadet	anderer	Vorschriften	nicht	bei	Versi-

cherungsverträgen	oder	wenn	
1.		 im	Falle	von	Absatz	1	Nr.	1	die	mündlichen	Verhandlungen,	auf	denen	der	Abschluss	des	Ver-

trags	beruht,	auf	vorhergehende	Bestellung	des	Verbrauchers	geführt	worden	sind	oder	
2.		 die	Leistung	bei	Abschluss	der	Verhandlungen	sofort	erbracht	und	bezahlt	wird	und	das	Entgelt	

40	Euro	nicht	übersteigt	oder	
3.		 die	Willenserklärung	des	Verbrauchers	von	einem	Notar	beurkundet	worden	ist.“	

	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	 I	S.	969)	hat	Nr.	3	 in	Abs.	2	neu	
gefasst.	Nr.	3	lautete:	

„3.	Verträge	über	den	Bau	von	neuen	Gebäuden	oder	erhebliche	Umbaumaßnahmen	an	bestehen-
den	Gebäuden,“.	

	 01.07.2018.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2394)	hat	Nr.	4	in	Abs.	2	
aufgehoben.	Nr.	4	lautete:	

„4.		Verträge	über	Reiseleistungen	nach	§	651a,	wenn	diese		
a)		 im	Fernabsatz	geschlossen	werden	oder		
b)		außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossen	werden,	wenn	die	mündlichen	Verhandlungen,	

auf	 denen	 der	 Vertragsschluss	 beruht,	 auf	 vorhergehende	Bestellung	 des	 Verbrauchers	 ge-
führt	worden	sind,“.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	eingefügt.	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	Abs.	1	durch	Abs.	1	

und	1a	ersetzt.	Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Die	Vorschriften	der	Kapitel	 1	 und	2	dieses	Untertitels	 sind	nur	 auf	Verbraucherverträge	 im	

Sinne	des	§	310	Absatz	3	anzuwenden,	die	eine	entgeltliche	Leistung	des	Unternehmers	zum	Gegen-
stand	haben.“	

	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	Nr.	5	in	Abs.	2	
aufgehoben.	Nr.	5	lautete:	

„5.		Verträge	über	die	Beförderung	von	Personen,“.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	7	Satz	1	„§	312k“	durch	„§	312l“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	8	eingefügt.	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3433)	hat	 in	Abs.	7	Satz	1	

„§	312l“	durch	„§	312m“	ersetzt.	
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1.		 für	 den	 Verbraucher	 keine	 gängige	 und	 zumutbare	 unentgeltliche	 Zahlungsmöglichkeit	 be-
steht	oder		

2.		das	vereinbarte	Entgelt	über	die	Kosten	hinausgeht,	die	dem	Unternehmer	durch	die	Nutzung	
des	Zahlungsmittels	entstehen.		

(5)	Eine	Vereinbarung,	durch	die	ein	Verbraucher	verpflichtet	wird,	ein	Entgelt	dafür	zu	zahlen,	
dass	der	Verbraucher	den	Unternehmer	wegen	Fragen	oder	Erklärungen	zu	einem	zwischen	ihnen	
geschlossenen	Vertrag	über	eine	Rufnummer	anruft,	die	der	Unternehmer	für	solche	Zwecke	bereit-
hält,	ist	unwirksam,	wenn	das	vereinbarte	Entgelt	das	Entgelt	für	die	bloße	Nutzung	des	Telekom-
munikationsdienstes	übersteigt.	Ist	eine	Vereinbarung	nach	Satz	1	unwirksam,	ist	der	Verbraucher	
auch	gegenüber	dem	Anbieter	des	Telekommunikationsdienstes	nicht	 verpflichtet,	 ein	Entgelt	 für	
den	Anruf	zu	zahlen.	Der	Anbieter	des	Telekommunikationsdienstes	 ist	berechtigt,	das	Entgelt	 für	
die	bloße	Nutzung	des	Telekommunikationsdienstes	von	dem	Unternehmer	zu	verlangen,	der	die	
unwirksame	Vereinbarung	mit	dem	Verbraucher	geschlossen	hat.		
(6)	Ist	eine	Vereinbarung	nach	den	Absätzen	3	bis	5	nicht	Vertragsbestandteil	geworden	oder	ist	

sie	unwirksam,	bleibt	der	Vertrag	im	Übrigen	wirksam.393	
	

Kapitel	2	
Außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossene	Verträge	und	Fernabsatzverträge394	

	
§	312b	Außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossene	Verträge	
(1)	Außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossene	Verträge	sind	Verträge,		
1.		die	bei	gleichzeitiger	körperlicher	Anwesenheit	des	Verbrauchers	und	des	Unternehmers	an	
einem	Ort	geschlossen	werden,	der	kein	Geschäftsraum	des	Unternehmers	ist,		

	
		393		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2002.—Artikel	25	Abs.	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2850)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Unterfällt	ein	Haustürgeschäft	zugleich	den	Regelungen	über	Verbraucherdarlehensverträge	oder	

Finanzierungshilfen	(§§	491	bis	504)	oder	über	Teilzeit-Wohnrechteverträge	(§§	481	bis	487)	oder	er-
füllt	ein	Haustürgeschäft	zugleich	die	Voraussetzungen	eines	Geschäfts	nach	§	11	oder	§	15h	des	Geset-
zes	über	den	Vertrieb	ausländischer	Investmentanteile	und	über	die	Besteuerung	der	Erträge	aus	aus-
ländischen	Investmentanteilen,	nach	§	23	des	Gesetzes	über	Kapitalanlagegesellschaften	oder	nach	§	4	
des	Gesetzes	zum	Schutz	der	Teilnehmer	am	Fernunterricht,	so	finden	nur	die	Vorschriften	über	diese	
Geschäfte	Anwendung.“	

	 01.01.2004.—Artikel	7	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2676)	hat	„§	11	oder	§	15h	des	
Gesetzes	über	den	Vertrieb	ausländischer	Investmentanteile	oder	nach	§	23	des	Gesetzes	über	Kapital-
anlagegesellschaften“	durch	„§	126	des	Investmentgesetzes“	ersetzt.	

	 22.07.2013.—Artikel	4	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	4.	Juli	2013	(BGBl.	I	S.	1981)	hat	„in	der	bis	zum	21.	Juli	
2013	geltenden	Fassung	oder	§	305	Absatz	1	bis	6	des	Kapitalanlagegesetzbuchs“	nach	„Investmentge-
setzes“	eingefügt.	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	312a	Verhältnis	zu	anderen	Vorschriften	
	 		 Steht	dem	Verbraucher	zugleich	nach	Maßgabe	anderer	Vorschriften	ein	Widerrufs-	oder	Rückgabe-

recht	nach	§	355	oder	§	356	dieses	Gesetzes,	nach	§	126	des	Investmentgesetzes	in	der	bis	zum	21.	Juli	
2013	geltenden	Fassung	oder	§	305	Absatz	1	bis	6	des	Kapitalanlagegesetzbuchs	zu,	ist	das	Widerrufs-	
oder	Rückgaberecht	nach	§	312	ausgeschlossen.“	

		394		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Überschrift	

des	Kapitels	eingefügt.	
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2.		 für	die	der	Verbraucher	unter	den	in	Nummer	1	genannten	Umständen	ein	Angebot	abgege-
ben	hat,		

3.		die	 in	 den	 Geschäftsräumen	 des	 Unternehmers	 oder	 durch	 Fernkommunikationsmittel	 ge-
schlossen	werden,	 bei	 denen	 der	 Verbraucher	 jedoch	 unmittelbar	 zuvor	 außerhalb	 der	 Ge-
schäftsräume	 des	 Unternehmers	 bei	 gleichzeitiger	 körperlicher	 Anwesenheit	 des	 Verbrau-
chers	und	des	Unternehmers	persönlich	und	individuell	angesprochen	wurde,	oder		

4.		die	auf	einem	Ausflug	geschlossen	werden,	der	von	dem	Unternehmer	oder	mit	seiner	Hilfe	
organisiert	wurde,	um	beim	Verbraucher	für	den	Verkauf	von	Waren	oder	die	Erbringung	von	
Dienstleistungen	zu	werben	und	mit	ihm	entsprechende	Verträge	abzuschließen.		

Dem	Unternehmer	stehen	Personen	gleich,	die	in	seinem	Namen	oder	Auftrag	handeln.		
(2)	Geschäftsräume	im	Sinne	des	Absatzes	1	sind	unbewegliche	Gewerberäume,	in	denen	der	Un-

ternehmer	 seine	Tätigkeit	 dauerhaft	 ausübt,	 und	bewegliche	Gewerberäume,	 in	denen	der	Unter-
nehmer	seine	Tätigkeit	für	gewöhnlich	ausübt.	Gewerberäume,	in	denen	die	Person,	die	im	Namen	
oder	Auftrag	des	Unternehmers	handelt,	 ihre	Tätigkeit	dauerhaft	oder	 für	gewöhnlich	ausübt,	ste-
hen	Räumen	des	Unternehmers	gleich.395	

	
		395		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 08.12.2004.—Artikel	1	Nr.	1	lit.	a	 litt.	aa	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3102)	hat	in	

Abs.	1	„einschließlich	Finanzdienstleistungen,“	nach	„Dienstleistungen,“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Nr.	3	lautete:	

„3.		über	 Finanzgeschäfte,	 insbesondere	 Bankgeschäfte,	 Finanz-	 und	 Wertpapierdienstleistungen	
und	Versicherungen	sowie	deren	Vermittlung,	ausgenommen	Darlehensvermittlungsverträge,“.	

	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	und	5	eingefügt.	
	 23.02.2011.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	17.	Januar	2011	(BGBl.	I	S.	34)	hat	Nr.	2	in	Abs.	3	neu	

gefasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.		über	die	Teilzeitnutzung	von	Wohngebäuden	(§	481),“.	

13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
„§	312b	Fernabsatzverträge	
		 (1)	Fernabsatzverträge	sind	Verträge	über	die	Lieferung	von	Waren	oder	über	die	Erbringung	von	
Dienstleistungen,	einschließlich	Finanzdienstleistungen,	die	zwischen	einem	Unternehmer	und	einem	
Verbraucher	unter	ausschließlicher	Verwendung	von	Fernkommunikationsmitteln	abgeschlossen	wer-
den,	es	sei	denn,	dass	der	Vertragsschluss	nicht	im	Rahmen	eines	für	den	Fernabsatz	organisierten	Ver-
triebs-	oder	Dienstleistungssystems	erfolgt.	 Finanzdienstleistungen	 im	Sinne	des	Satzes	1	 sind	Bank-
dienstleistungen	sowie	Dienstleistungen	im	Zusammenhang	mit	einer	Kreditgewährung,	Versicherung,	
Altersversorgung	von	Einzelpersonen,	Geldanlage	oder	Zahlung.	
		 (2)	 Fernkommunikationsmittel	 sind	 Kommunikationsmittel,	 die	 zur	 Anbahnung	 oder	 zum	 Ab-
schluss	 eines	Vertrags	 zwischen	einem	Verbraucher	und	einem	Unternehmer	ohne	gleichzeitige	kör-
perliche	Anwesenheit	der	Vertragsparteien	eingesetzt	werden	können,	 insbesondere	Briefe,	Kataloge,	
Telefonanrufe,	Telekopien,	E-Mails	sowie	Rundfunk,	Tele-	und	Mediendienste.	
		 (3)	Die	Vorschriften	über	Fernabsatzverträge	finden	keine	Anwendung	auf	Verträge	

1.		 über	Fernunterricht	(§	1	des	Fernunterrichtsschutzgesetzes),	
2.		 über	die	Teilzeitnutzung	 von	Wohngebäuden,	 langfristige	Urlaubsprodukte	 sowie	 auf	Vermitt-

lungsverträge	oder	Tauschsystemverträge	(§§	481	bis	481b),	
3.		 über	Versicherungen	sowie	deren	Vermittlung,	
4.		 über	 die	 Veräußerung	 von	 Grundstücken	 und	 grundstücksgleichen	 Rechten,	 die	 Begründung,	

Veräußerung	und	Aufhebung	von	dinglichen	Rechten	an	Grundstücken	und	grundstücksgleichen	
Rechten	sowie	über	die	Errichtung	von	Bauwerken,	
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§	312c	Fernabsatzverträge	
(1)	Fernabsatzverträge	 sind	Verträge,	bei	denen	der	Unternehmer	oder	eine	 in	 seinem	Namen	

oder	Auftrag	handelnde	Person	und	der	Verbraucher	für	die	Vertragsverhandlungen	und	den	Ver-
tragsschluss	ausschließlich	Fernkommunikationsmittel	verwenden,	es	sei	denn,	dass	der	Vertrags-
schluss	nicht	im	Rahmen	eines	für	den	Fernabsatz	organisierten	Vertriebs-	oder	Dienstleistungssys-
tems	erfolgt.		
(2)	Fernkommunikationsmittel	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	alle	Kommunikationsmittel,	die	zur	

Anbahnung	oder	zum	Abschluss	eines	Vertrags	eingesetzt	werden	können,	ohne	dass	die	Vertrags-
parteien	 gleichzeitig	 körperlich	 anwesend	 sind,	 wie	 Briefe,	 Kataloge,	 Telefonanrufe,	 Telekopien,		
E-Mails,	 über	 den	 Mobilfunkdienst	 versendete	 Nachrichten	 (SMS)	 sowie	 Rundfunk	 und	 Tele-
medien.396	

	
5.		 über	 die	 Lieferung	 von	 Lebensmitteln,	 Getränken	 oder	 sonstigen	 Haushaltsgegenständen	 des	

täglichen	Bedarfs,	die	am	Wohnsitz,	am	Aufenthaltsort	oder	am	Arbeitsplatz	eines	Verbrauchers	
von	Unternehmern	im	Rahmen	häufiger	und	regelmäßiger	Fahrten	geliefert	werden,	

6.		 über	die	Erbringung	von	Dienstleistungen	in	den	Bereichen	Unterbringung,	Beförderung,	Liefe-
rung	von	Speisen	und	Getränken	sowie	Freizeitgestaltung,	wenn	sich	der	Unternehmer	bei	Ver-
tragsschluss	 verpflichtet,	 die	Dienstleistungen	 zu	 einem	bestimmten	 Zeitpunkt	 oder	 innerhalb	
eines	genau	angegebenen	Zeitraums	zu	erbringen,	

7.		 die	geschlossen	werden	
a)		unter	Verwendung	von	Warenautomaten	oder	automatisierten	Geschäftsräumen	oder	
b)		mit	 Betreibern	 von	Telekommunikationsmitteln	 auf	 Grund	 der	Benutzung	 von	 öffentlichen	

Fernsprechern,	soweit	sie	deren	Benutzung	zum	Gegenstand	haben.	
		 (4)	 Bei	 Vertragsverhältnissen,	 die	 eine	 erstmalige	 Vereinbarung	mit	 daran	 anschließenden	 aufei-
nander	folgenden	Vorgängen	oder	eine	daran	anschließende	Reihe	getrennter,	in	einem	zeitlichen	Zu-
sammenhang	stehender	Vorgänge	der	gleichen	Art	umfassen,	finden	die	Vorschriften	über	Fernabsatz-
verträge	nur	Anwendung	auf	die	erste	Vereinbarung.	Wenn	derartige	Vorgänge	ohne	eine	solche	Ver-
einbarung	 aufeinander	 folgen,	 gelten	 die	 Vorschriften	 über	 Informationspflichten	 des	 Unternehmers	
nur	für	den	ersten	Vorgang.	Findet	jedoch	länger	als	ein	Jahr	kein	Vorgang	der	gleichen	Art	mehr	statt,	
so	gilt	der	nächste	Vorgang	als	der	erste	Vorgang	einer	neuen	Reihe	im	Sinne	von	Satz	2.	
		 (5)	Weitergehende	Vorschriften	zum	Schutz	des	Verbrauchers	bleiben	unberührt.“	

		396		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 08.12.2004.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	 I	S.	3102)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Der	Unternehmer	hat	den	Verbraucher	 rechtzeitig	vor	Abschluss	eines	Fernabsatzvertrags	 in	

einer	dem	eingesetzten	Fernkommunikationsmittel	entsprechenden	Weise	klar	und	verständlich	zu	in-
formieren	über	

1.		 die	Einzelheiten	des	Vertrags,	für	die	dies	in	der	Rechtsverordnung	nach	Artikel	240	des	Einfüh-
rungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	bestimmt	ist,	und	

2.		 den	geschäftlichen	Zweck	des	Vertrags.	
	 Bei	Telefongesprächen	muss	der	Unternehmer	seine	Identität	und	den	geschäftlichen	Zweck	des	Ver-

trags	bereits	zu	Beginn	des	Gesprächs	ausdrücklich	offen	legen.	
	 		 (2)	Der	Unternehmer	hat	dem	Verbraucher	die	in	der	Rechtsverordnung	nach	Artikel	240	des	Ein-

führungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	bestimmten	Informationen	 in	dem	dort	bestimmten	
Umfang	und	der	dort	bestimmten	Art	und	Weise	alsbald,	spätestens	bis	zur	vollständigen	Erfüllung	des	
Vertrags,	bei	Waren	spätestens	bei	Lieferung	an	den	Verbraucher,	in	Textform	mitzuteilen.	

	 		 (3)	Absatz	2	gilt	nicht	 für	Dienstleistungen,	die	unmittelbar	durch	Einsatz	von	Fernkommunikati-
onsmitteln	erbracht	werden,	sofern	diese	Leistungen	in	einem	Mal	erfolgen	und	über	den	Betreiber	der	
Fernkommunikationsmittel	abgerechnet	werden.	Der	Verbraucher	muss	sich	in	diesem	Fall	aber	über	
die	 Anschrift	 der	 Niederlassung	 des	 Unternehmers	 informieren	 können,	 bei	 der	 er	 Beanstandungen	
vorbringen	kann.	
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§	312d	Informationspflichten	
(1)	Bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	und	bei	Fernabsatzverträgen	

ist	 der	 Unternehmer	 verpflichtet,	 den	 Verbraucher	 nach	Maßgabe	 des	 Artikels	 246a	 des	 Einfüh-
rungsgesetzes	 zum	 Bürgerlichen	 Gesetzbuche	 zu	 informieren.	 Die	 in	 Erfüllung	 dieser	 Pflicht	 ge-
machten	Angaben	des	Unternehmers	werden	Inhalt	des	Vertrags,	es	sei	denn,	die	Vertragsparteien	
haben	ausdrücklich	etwas	anderes	vereinbart.		
(2)	Bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	und	bei	Fernabsatzverträgen	

über	Finanzdienstleistungen	 ist	der	Unternehmer	abweichend	von	Absatz	1	verpflichtet,	den	Ver-
braucher	nach	Maßgabe	des	Artikels	246b	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	
zu	informieren.397	

	
	 		 (4)	 Weitergehende	 Einschränkungen	 bei	 der	 Verwendung	 von	 Fernkommunikationsmitteln	 und	

weitergehende	Informationspflichten	auf	Grund	anderer	Vorschriften	bleiben	unberührt.“	
	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	Abs.	1	und	2	neu	ge-

fasst.	Abs.	1	und	2	lauteten:	
	 		 „(1)	Der	Unternehmer	hat	dem	Verbraucher	rechtzeitig	vor	Abgabe	von	dessen	Vertragserklärung	in	

einer	dem	eingesetzten	Fernkommunikationsmittel	entsprechenden	Weise	klar	und	verständlich	und	
unter	Angabe	des	geschäftlichen	Zwecks	die	Informationen	zur	Verfügung	zu	stellen,	für	die	dies	in	der	
Rechtsverordnung	nach	Artikel	240	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	bestimmt	
ist.	Der	Unternehmer	hat	bei	von	ihm	veranlassten	Telefongesprächen	seine	Identität	und	den	geschäft-
lichen	Zweck	des	Kontakts	bereits	zu	Beginn	eines	jeden	Gesprächs	ausdrücklich	offen	zu	legen.	

	 		 (2)	 Der	 Unternehmer	 hat	 dem	 Verbraucher	 ferner	 die	 Vertragsbestimmungen	 einschließlich	 der	
Allgemeinen	Geschäftsbedingungen	 sowie	die	 in	der	Rechtsverordnung	nach	Artikel	 240	des	Einfüh-
rungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	bestimmten	Informationen	in	dem	dort	bestimmten	Um-
fang	und	der	dort	bestimmten	Art	und	Weise	in	Textform	mitzuteilen,	und	zwar	

1.		 bei	Finanzdienstleistungen	rechtzeitig	vor	Abgabe	von	dessen	Vertragserklärung	oder,	wenn	auf	
Verlangen	 des	 Verbrauchers	 der	 Vertrag	 telefonisch	 oder	 unter	 Verwendung	 eines	 anderen	
Fernkommunikationsmittels	 geschlossen	 wird,	 das	 die	 Mitteilung	 in	 Textform	 vor	 Vertrags-
schluss	nicht	gestattet,	unverzüglich	nach	Abschluss	des	Fernabsatzvertrags;	

2.		 bei	sonstigen	Dienstleistungen	und	bei	der	Lieferung	von	Waren	alsbald,	spätestens	bis	zur	voll-
ständigen	Erfüllung	des	Vertrags,	bei	Waren	spätestens	bis	zur	Lieferung	an	den	Verbraucher.	

	 Eine	Mitteilung	nach	Satz	1	Nr.	2	ist	entbehrlich	bei	Dienstleistungen,	die	unmittelbar	durch	Einsatz	von	
Fernkommunikationsmitteln	erbracht	werden,	sofern	diese	Leistungen	in	einem	Mal	erfolgen	und	über	
den	Betreiber	der	Fernkommunikationsmittel	abgerechnet	werden.	Der	Verbraucher	muss	sich	in	die-
sem	Falle	aber	über	die	Anschrift	der	Niederlassung	des	Unternehmers	informieren	können,	bei	der	er	
Beanstandungen	vorbringen	kann.“	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	312c	Unterrichtung	des	Verbrauchers	bei	Fernabsatzverträgen	
	 		 (1)	Der	Unternehmer	hat	den	Verbraucher	bei	Fernabsatzverträgen	nach	Maßgabe	des	Artikels	246	

§§	1	und	2	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	zu	unterrichten.	
	 		 (2)	Der	Unternehmer	hat	bei	von	ihm	veranlassten	Telefongesprächen	seine	Identität	und	den	ge-

schäftlichen	Zweck	des	Kontakts	bereits	zu	Beginn	eines	jeden	Gesprächs	ausdrücklich	offenzulegen.	
	 		 (3)	Bei	Finanzdienstleistungen	kann	der	Verbraucher	während	der	Laufzeit	des	Vertrags	 jederzeit	

vom	Unternehmer	verlangen,	dass	ihm	dieser	die	Vertragsbestimmungen	einschließlich	der	Allgemei-
nen	Geschäftsbedingungen	in	einer	Urkunde	zur	Verfügung	stellt.	

	 		 (4)	 Weitergehende	 Einschränkungen	 bei	 der	 Verwendung	 von	 Fernkommunikationsmitteln	 und	
weitergehende	Informationspflichten	auf	Grund	anderer	Vorschriften	bleiben	unberührt.“	

		397		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2002.—Artikel	25	Abs.	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2850)	hat	in	Abs.	2		

„	;	§	355	Abs.	2	Satz	2	findet	keine	Anwendung“	am	Ende	gestrichen.	
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	 Artikel	25	Abs.	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	eingefügt.	
	 08.12.2004.—Artikel	1	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3102)	hat	Abs.	3	neu	

gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	einer	Dienstleistung	auch,	wenn	der	Unternehmer	mit	der	Aus-

führung	 der	 Dienstleistung	 mit	 ausdrücklicher	 Zustimmung	 des	 Verbrauchers	 vor	 Ende	 der	 Wider-
rufsfrist	begonnen	hat	oder	der	Verbraucher	diese	selbst	veranlasst	hat.“	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Nr.	4	„oder“	am	Ende	durch	ein	Komma	ersetzt,	in	
Abs.	4	Nr.	5	den	Punkt	durch	„oder“	ersetzt	und	Abs.	4	Nr.	6	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„§§	499“	durch	„§§	495,	499“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	eingefügt.	
	 04.08.2009.—Artikel	1	Nr.	2	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	 Juli	2009	(BGBl.	 I	S.	2413)	hat	Abs.	3	neu	ge-

fasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	einer	Dienstleistung	auch	in	folgenden	Fällen:	

1.		 bei	einer	Finanzdienstleistung,	wenn	der	Vertrag	von	beiden	Seiten	auf	ausdrücklichen	Wunsch	
des	 Verbrauchers	 vollständig	 erfüllt	 ist,	 bevor	 der	 Verbraucher	 sein	Widerrufsrecht	 ausgeübt	
hat,	

2.		 bei	 einer	 sonstigen	Dienstleistung,	wenn	der	Unternehmer	mit	der	Ausführung	der	Dienstleis-
tung	mit	 ausdrücklicher	Zustimmung	des	Verbrauchers	vor	Ende	der	Widerrufsfrist	begonnen	
hat	oder	der	Verbraucher	diese	selbst	veranlasst	hat.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	litt.	aa	und	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	und	4	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Nr.	3	und	4	
lauteten:	

„3.		zur	Lieferung	von	Zeitungen,	Zeitschriften	und	Illustrierten,	
4.		 zur	Erbringung	von	Wett-	und	Lotterie-Dienstleistungen,“.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	litt.	cc,	dd	und	ee	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Nr.	5	„oder“	durch	ein	Komma	
ersetzt,	in	Abs.	4	Nr.	6	den	Punkt	durch	„	,	oder“	ersetzt	und	Abs.	4	Nr.	7	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	„Finanzdienstleistungen“	durch	„Dienstleistungen“	
ersetzt.	

	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	 Juli	2009	(BGBl.	 I	S.	2355)	hat	Abs.	2	neu	ge-
fasst.	Abs.	2	lautete:	

	 		 „(2)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	abweichend	von	§	355	Abs.	2	Satz	1	nicht	vor	Erfüllung	der	Informa-
tionspflichten	gemäß	§	312c	Abs.	2,	bei	der	Lieferung	von	Waren	nicht	vor	dem	Tage	 ihres	Eingangs	
beim	Empfänger,	bei	der	wiederkehrenden	Lieferung	gleichartiger	Waren	nicht	vor	dem	Tage	des	Ein-
gangs	der	ersten	Teillieferung	und	bei	Dienstleistungen	nicht	vor	dem	Tage	des	Vertragsschlusses.“	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	Satz	1	„499	bis	507“	durch	„506	bis	512“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	Satz	2	„solchen	Verträgen“	durch	„Ratenlie-
ferungsverträgen“	ersetzt.	

	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	1	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	Satz	2	in	Abs.	5	
neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Bei	Ratenlieferungsverträgen	gilt	Absatz	2	entsprechend.“	

	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	aufgehoben.	Abs.	6	lautete:	
	 		 „(6)	 Bei	 Fernabsatzverträgen	 über	 Dienstleistungen	 hat	 der	 Verbraucher	 abweichend	 von	 §	 357	

Abs.	1	Wertersatz	für	die	erbrachte	Dienstleistung	nach	den	Vorschriften	über	den	gesetzlichen	Rück-
tritt	 nur	 zu	 leisten,	wenn	er	 vor	Abgabe	 seiner	Vertragserklärung	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	
worden	 ist	 und	 wenn	 er	 ausdrücklich	 zugestimmt	 hat,	 dass	 der	 Unternehmer	 vor	 Ende	 der	Wider-
rufsfrist	mit	der	Ausführung	der	Dienstleistung	beginnt.“	

	 22.07.2013.—Artikel	4	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	4.	Juli	2013	(BGBl.	I	S.	1981)	hat	in	Abs.	4	Nr.	6	„Anteils-
scheinen,	die	von	einer	Kapitalanlagegesellschaft	oder	einer	ausländischen	Investmentgesellschaft	aus-
gegeben	werden,“	durch	„Anteilen	an	offenen	Investmentvermögen	im	Sinne	von	§	1	Absatz	4	des	Kapi-
talanlagegesetzbuchs“	ersetzt.	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	312d	Widerrufs-	und	Rückgaberecht	bei	Fernabsatzverträgen	
	 		 (1)	Dem	Verbraucher	steht	bei	einem	Fernabsatzvertrag	ein	Widerrufsrecht	nach	§	355	zu.	Anstelle	

des	Widerrufsrechts	kann	dem	Verbraucher	bei	Verträgen	über	die	Lieferung	von	Waren	ein	Rückgabe-
recht	nach	§	356	eingeräumt	werden.	
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§	312e	Verletzung	von	Informationspflichten	über	Kosten	
Der	Unternehmer	kann	von	dem	Verbraucher	Fracht-,	Liefer-	oder	Versandkosten	und	sonstige	

Kosten	nur	verlangen,	soweit	er	den	Verbraucher	über	diese	Kosten	entsprechend	den	Anforderun-
gen	aus	§	312d	Absatz	1	in	Verbindung	mit	Artikel	246a	§	1	Absatz	1	Satz	1	Nummer	7	des	Einfüh-
rungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	informiert	hat.398	

	
	 		 (2)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	abweichend	von	§	355	Abs.	3	Satz	1	nicht	vor	Erfüllung	der	Informa-

tionspflichten	gemäß	Artikel	246	§	2	in	Verbindung	mit	§	1	Abs.	1	und	2	des	Einführungsgesetzes	zum	
Bürgerlichen	Gesetzbuche,	bei	der	Lieferung	von	Waren	nicht	vor	deren	Eingang	beim	Empfänger,	bei	
der	wiederkehrenden	Lieferung	gleichartiger	Waren	nicht	vor	Eingang	der	ersten	Teillieferung	und	bei	
Dienstleistungen	nicht	vor	Vertragsschluss.	

	 		 (3)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	einer	Dienstleistung	auch	dann,	wenn	der	Vertrag	von	beiden	
Seiten	auf	ausdrücklichen	Wunsch	des	Verbrauchers	vollständig	erfüllt	ist,	bevor	der	Verbraucher	sein	
Widerrufsrecht	ausgeübt	hat.	

	 		 (4)	Das	Widerrufsrecht	besteht,	soweit	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist,	nicht	bei	Fernabsatzverträ-
gen	

1.		 zur	Lieferung	von	Waren,	die	nach	Kundenspezifikation	angefertigt	werden	oder	eindeutig	auf	
die	persönlichen	Bedürfnisse	zugeschnitten	sind	oder	die	auf	Grund	 ihrer	Beschaffenheit	nicht	
für	 eine	 Rücksendung	 geeignet	 sind	 oder	 schnell	 verderben	 können	 oder	 deren	 Verfalldatum	
überschritten	würde,	

2.		 zur	 Lieferung	 von	Audio-	 oder	Videoaufzeichnungen	oder	 von	 Software,	 sofern	die	 gelieferten	
Datenträger	vom	Verbraucher	entsiegelt	worden	sind,	

3.		 zur	Lieferung	von	Zeitungen,	Zeitschriften	und	 Illustrierten,	es	 sei	denn,	dass	der	Verbraucher	
seine	Vertragserklärung	telefonisch	abgegeben	hat,	

4.		 zur	Erbringung	von	Wett-	und	Lotterie-Dienstleistungen,	es	sei	denn,	dass	der	Verbraucher	seine	
Vertragserklärung	telefonisch	abgegeben	hat,	

5.		 die	in	der	Form	von	Versteigerungen	(§	156)	geschlossen	werden,	
6.		 die	die	Lieferung	von	Waren	oder	die	Erbringung	von	Finanzdienstleistungen	zum	Gegenstand	

haben,	 deren	 Preis	 auf	 dem	 Finanzmarkt	 Schwankungen	 unterliegt,	 auf	 die	 der	 Unternehmer	
keinen	Einfluss	hat	und	die	innerhalb	der	Widerrufsfrist	auftreten	können,	insbesondere	Dienst-
leistungen	 im	 Zusammenhang	mit	 Aktien,	 Anteilen	 an	 offenen	 Investmentvermögen	 im	 Sinne	
von	§	1	Absatz	4	des	Kapitalanlagegesetzbuchs	und	anderen	handelbaren	Wertpapieren,	Devi-
sen,	Derivaten	oder	Geldmarktinstrumenten,	oder	

7.		 zur	Erbringung	 telekommunikationsgestützter	Dienste,	die	auf	Veranlassung	des	Verbrauchers	
unmittelbar	per	Telefon	oder	Telefax	in	einem	Mal	erbracht	werden,	sofern	es	sich	nicht	um	Fi-
nanzdienstleistungen	handelt.	

	 		 (5)	Das	Widerrufsrecht	besteht	 ferner	nicht	bei	Fernabsatzverträgen,	bei	denen	dem	Verbraucher	
bereits	auf	Grund	der	§§	495,	506	bis	512	ein	Widerrufs-	oder	Rückgaberecht	nach	§	355	oder	§	356	
zusteht.	Bei	Ratenlieferungsverträgen	gelten	Absatz	2	und	§	312e	Absatz	1	entsprechend.“	

		398		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

Nr.	2	„der	Rechtsverordnung	nach	Artikel	241“	durch	„Artikel	246	§	3“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„Abs.	2“	durch	„Abs.	3“	ersetzt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	§	312e	in	§	312g	um-

nummeriert.	
	 QUELLE	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
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§	312f	Abschriften	und	Bestätigungen	
(1)	Bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	ist	der	Unternehmer	verpflich-

tet,	dem	Verbraucher	alsbald	auf	Papier	zur	Verfügung	zu	stellen		
1.		eine	Abschrift	eines	Vertragsdokuments,	das	von	den	Vertragsschließenden	so	unterzeichnet	
wurde,	dass	ihre	Identität	erkennbar	ist,	oder		

2.		eine	Bestätigung	des	Vertrags,	in	der	der	Vertragsinhalt	wiedergegeben	ist.		
Wenn	der	Verbraucher	zustimmt,	kann	für	die	Abschrift	oder	die	Bestätigung	des	Vertrags	auch	ein	
anderer	dauerhafter	Datenträger	verwendet	werden.	Die	Bestätigung	nach	Satz	1	muss	die	in	Arti-
kel	246a	des	Einführungsgesetzes	 zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	genannten	Angaben	nur	 enthal-
ten,	wenn	der	Unternehmer	dem	Verbraucher	diese	Informationen	nicht	bereits	vor	Vertragsschluss	
in	Erfüllung	seiner	Informationspflichten	nach	§	312d	Absatz	1	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	
zur	Verfügung	gestellt	hat.		
(2)	Bei	Fernabsatzverträgen	ist	der	Unternehmer	verpflichtet,	dem	Verbraucher	eine	Bestätigung	

des	Vertrags,	in	der	der	Vertragsinhalt	wiedergegeben	ist,	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	nach	
Vertragsschluss,	spätestens	jedoch	bei	der	Lieferung	der	Ware	oder	bevor	mit	der	Ausführung	der	
Dienstleistung	 begonnen	 wird,	 auf	 einem	 dauerhaften	 Datenträger	 zur	 Verfügung	 zu	 stellen.	 Die	
Bestätigung	nach	 Satz	 1	muss	 die	 in	Artikel	 246a	des	Einführungsgesetzes	 zum	Bürgerlichen	Ge-
setzbuche	genannten	Angaben	enthalten,	es	sei	denn,	der	Unternehmer	hat	dem	Verbraucher	diese	
Informationen	 bereits	 vor	 Vertragsschluss	 in	 Erfüllung	 seiner	 Informationspflichten	 nach	 §	 312d	
Absatz	1	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	zur	Verfügung	gestellt.		
(3)	Bei	Verträgen	über	digitale	Inhalte	(§	327	Absatz	2	Satz	1),	die	nicht	auf	einem	körperlichen	

Datenträger	bereitgestellt	werden,	 ist	auf	der	Abschrift	oder	 in	der	Bestätigung	des	Vertrags	nach	
den	Absätzen	1	und	2	gegebenenfalls	auch	festzuhalten,	dass	der	Verbraucher	vor	Ausführung	des	
Vertrags		
1.		ausdrücklich	zugestimmt	hat,	dass	der	Unternehmer	mit	der	Ausführung	des	Vertrags	vor	Ab-
lauf	der	Widerrufsfrist	beginnt,	und		

2.		seine	Kenntnis	davon	bestätigt	hat,	dass	er	durch	seine	Zustimmung	mit	Beginn	der	Ausfüh-
rung	des	Vertrags	sein	Widerrufsrecht	verliert.		

(4)	Diese	Vorschrift	ist	nicht	anwendbar	auf	Verträge	über	Finanzdienstleistungen.399	

	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	312e	Wertersatz	bei	Fernabsatzverträgen	
	 		 (1)	Bei	 Fernabsatzverträgen	über	die	 Lieferung	 von	Waren	hat	 der	Verbraucher	 abweichend	von		

§	357	Absatz	1	Wertersatz	für	Nutzungen	nach	den	Vorschriften	über	den	gesetzlichen	Rücktritt	nur	zu	
leisten,	

1.		 soweit	er	die	Ware	in	einer	Art	und	Weise	genutzt	hat,	die	über	die	Prüfung	der	Eigenschaften	
und	der	Funktionsweise	hinausgeht,	und	

2.		 wenn	er	 zuvor	vom	Unternehmer	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	und	nach	§	360	Absatz	1	
oder	2	über	sein	Widerrufs-	oder	Rückgaberecht	belehrt	worden	ist	oder	von	beidem	anderwei-
tig	Kenntnis	erlangt	hat.	

	 §	347	Absatz	1	Satz	1	ist	nicht	anzuwenden.	
	 		 (2)	Bei	Fernabsatzverträgen	über	Dienstleistungen	hat	der	Verbraucher	abweichend	von	§	357	Ab-

satz	1	Wertersatz	für	die	erbrachte	Dienstleistung	nach	den	Vorschriften	über	den	gesetzlichen	Rück-
tritt	nur	zu	leisten,	

1.		 wenn	er	vor	Abgabe	seiner	Vertragserklärung	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	worden	ist	und	
2.		 wenn	er	 ausdrücklich	 zugestimmt	hat,	 dass	der	Unternehmer	vor	Ende	der	Widerrufsfrist	mit	

der	Ausführung	der	Dienstleistung	beginnt.“	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	„Nummer	4“	durch	

„Nummer	7“	ersetzt.	
		399		 QUELLE	
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§	312g	Widerrufsrecht	
(1)	Dem	Verbraucher	steht	bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	und	bei	

Fernabsatzverträgen	ein	Widerrufsrecht	gemäß	§	355	zu.		
(2)	Das	Widerrufsrecht	besteht,	 soweit	die	Parteien	nichts	anderes	vereinbart	haben,	nicht	bei	

folgenden	Verträgen:		
1.		 Verträge	zur	Lieferung	von	Waren,	die	nicht	vorgefertigt	sind	und	für	deren	Herstellung	eine	

individuelle	Auswahl	oder	Bestimmung	durch	den	Verbraucher	maßgeblich	ist	oder	die	ein-
deutig	auf	die	persönlichen	Bedürfnisse	des	Verbrauchers	zugeschnitten	sind,		

2.		 Verträge	zur	Lieferung	von	Waren,	die	schnell	verderben	können	oder	deren	Verfallsdatum	
schnell	überschritten	würde,		

3.		 Verträge	zur	Lieferung	versiegelter	Waren,	die	aus	Gründen	des	Gesundheitsschutzes	oder	
der	Hygiene	nicht	zur	Rückgabe	geeignet	sind,	wenn	 ihre	Versiegelung	nach	der	Lieferung	
entfernt	wurde,		

4.		 Verträge	zur	Lieferung	von	Waren,	wenn	diese	nach	der	Lieferung	auf	Grund	ihrer	Beschaf-
fenheit	untrennbar	mit	anderen	Gütern	vermischt	wurden,		

5.		 Verträge	 zur	Lieferung	alkoholischer	Getränke,	deren	Preis	bei	Vertragsschluss	vereinbart	
wurde,	die	aber	frühestens	30	Tage	nach	Vertragsschluss	geliefert	werden	können	und	de-
ren	 aktueller	Wert	 von	 Schwankungen	 auf	 dem	Markt	 abhängt,	 auf	 die	 der	 Unternehmer	
keinen	Einfluss	hat,		

6.		 Verträge	zur	Lieferung	von	Ton-	oder	Videoaufnahmen	oder	Computersoftware	in	einer	ver-
siegelten	Packung,	wenn	die	Versiegelung	nach	der	Lieferung	entfernt	wurde,		

7.		 Verträge	 zur	 Lieferung	 von	 Zeitungen,	 Zeitschriften	 oder	 Illustrierten	 mit	 Ausnahme	 von	
Abonnement-Verträgen,		

	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2009.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2413)	hat	§	312f	in	§	312g	um-

nummeriert.	
	 QUELLE	
	 04.08.2009.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2413)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	§	312f	in	§	312h	um-

nummeriert.	
	 QUELLE	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	312f	Zu	Fernabsatzverträgen	über	Finanzdienstleistungen	hinzugefügte	Verträge	
	 		 Hat	der	Verbraucher	seine	Willenserklärung,	die	auf	den	Abschluss	eines	Fernabsatzvertrags	über	

eine	Finanzdienstleistung	gerichtet	ist,	wirksam	widerrufen,	so	ist	er	auch	nicht	mehr	an	seine	Willens-
erklärung	hinsichtlich	eines	hinzugefügten	Fernabsatzvertrags	gebunden,	der	eine	weitere	Dienstleis-
tung	des	Unternehmers	oder	eines	Dritten	auf	der	Grundlage	einer	Vereinbarung	zwischen	dem	Unter-
nehmer	und	dem	Dritten	zum	Gegenstand	hat.	§	357	gilt	für	den	hinzugefügten	Vertrag	entsprechend;		
§	312e	gilt	entsprechend,	wenn	 für	den	hinzugefügten	Vertrag	ein	Widerrufsrecht	gemäß	§	312d	be-
steht	oder	bestand.“	

	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	in	Abs.	3	„die	Liefe-
rung	von	nicht	auf	einem	körperlichen	Datenträger	befindlichen	Daten,	die	in	digitaler	Form	hergestellt	
und	bereitgestellt	werden	(digitale	Inhalte)“	durch	„digitale	Inhalte	(§	327	Absatz	2	Satz	1),	die	nicht	
auf	einem	körperlichen	Datenträger	bereitgestellt	werden“	ersetzt.	
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8.		 Verträge	zur	Lieferung	von	Waren	oder	zur	Erbringung	von	Dienstleistungen,	einschließlich	
Finanzdienstleistungen,	deren	Preis	von	Schwankungen	auf	dem	Finanzmarkt	abhängt,	auf	
die	 der	 Unternehmer	 keinen	 Einfluss	 hat	 und	 die	 innerhalb	 der	 Widerrufsfrist	 auftreten	
können,	insbesondere	Dienstleistungen	im	Zusammenhang	mit	Aktien,	mit	Anteilen	an	offe-
nen	Investmentvermögen	im	Sinne	von	§	1	Absatz	4	des	Kapitalanlagegesetzbuchs	und	mit	
anderen	handelbaren	Wertpapieren,	Devisen,	Derivaten	oder	Geldmarktinstrumenten,		

9.		 Verträge	zur	Erbringung	von	Dienstleistungen	 in	den	Bereichen	Beherbergung	zu	anderen	
Zwecken	als	zu	Wohnzwecken,	Beförderung	von	Waren,	Kraftfahrzeugvermietung,	Lieferung	
von	Speisen	und	Getränken	sowie	zur	Erbringung	weiterer	Dienstleistungen	im	Zusammen-
hang	 mit	 Freizeitbetätigungen,	 wenn	 der	 Vertrag	 für	 die	 Erbringung	 einen	 spezifischen	
Termin	oder	Zeitraum	vorsieht,		

10.		 Verträge,	die	 im	Rahmen	einer	Vermarktungsform	geschlossen	werden,	bei	der	der	Unter-
nehmer	Verbrauchern,	die	persönlich	anwesend	sind	oder	denen	diese	Möglichkeit	gewährt	
wird,	Waren	oder	Dienstleistungen	anbietet,	und	zwar	in	einem	vom	Versteigerer	durchge-
führten,	 auf	 konkurrierenden	Geboten	 basierenden	 transparenten	 Verfahren,	 bei	 dem	der	
Bieter,	 der	 den	 Zuschlag	 erhalten	 hat,	 zum	Erwerb	 der	Waren	 oder	Dienstleistungen	 ver-
pflichtet	ist	(öffentlich	zugängliche	Versteigerung),		

11.		 Verträge,	 bei	 denen	der	Verbraucher	 den	Unternehmer	 ausdrücklich	 aufgefordert	 hat,	 ihn	
aufzusuchen,	 um	 dringende	 Reparatur-	 oder	 Instandhaltungsarbeiten	 vorzunehmen;	 dies	
gilt	 nicht	 hinsichtlich	 weiterer	 bei	 dem	 Besuch	 erbrachter	 Dienstleistungen,	 die	 der	 Ver-
braucher	nicht	ausdrücklich	verlangt	hat,	oder	hinsichtlich	solcher	bei	dem	Besuch	geliefer-
ter	Waren,	die	bei	der	Instandhaltung	oder	Reparatur	nicht	unbedingt	als	Ersatzteile	benö-
tigt	werden,		

12.		 Verträge	zur	Erbringung	von	Wett-	und	Lotteriedienstleistungen,	es	sei	denn,	dass	der	Ver-
braucher	 seine	 Vertragserklärung	 telefonisch	 abgegeben	 hat	 oder	 der	 Vertrag	 außerhalb	
von	Geschäftsräumen	geschlossen	wurde,	und		

13.		 notariell	 beurkundete	Verträge;	 dies	 gilt	 für	 Fernabsatzverträge	 über	 Finanzdienstleistun-
gen	nur,	wenn	der	Notar	bestätigt,	dass	die	Rechte	des	Verbrauchers	aus	§	312d	Absatz	2	
gewahrt	sind.	

(3)	Das	Widerrufsrecht	besteht	 ferner	nicht	bei	Verträgen,	bei	denen	dem	Verbraucher	bereits	
auf	Grund	der	§§	495,	506	bis	513	ein	Widerrufsrecht	nach	§	355	zusteht,	und	nicht	bei	außerhalb	
von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen,	bei	denen	dem	Verbraucher	bereits	nach	§	305	Ab-
satz	1	bis	6	des	Kapitalanlagegesetzbuchs	ein	Widerrufsrecht	zusteht.400	

	
		400		 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2009.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2413)	hat	§	312f	in	§	312g	um-

nummeriert.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	§	312g	in	§	312i	und		

§	312e	in	§	312g	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2012.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	10.	Mai	2012	(BGBl.	I	S.	1084)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„eines	

Tele-	oder	Mediendienstes“	durch	„der	Telemedien“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	bis	4	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	und	3	in	Abs.	5	und	6	umnummeriert	und	Abs.	2	bis	4	

eingefügt.	Abs.	2	bis	4	werden	lauten:	
	 		 „(2)	Bei	einem	Vertrag	 im	elektronischen	Geschäftsverkehr	zwischen	einem	Unternehmer	und	ei-

nem	Verbraucher,	der	eine	entgeltliche	Leistung	des	Unternehmers	zum	Gegenstand	hat,	muss	der	Un-
ternehmer	dem	Verbraucher	die	Informationen	gemäß	Artikel	246	§	1	Absatz	1	Nummer	4	erster	Halb-
satz	und	Nummer	5,	7	und	8	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche,	unmittelbar	be-
vor	der	Verbraucher	seine	Bestellung	abgibt,	klar	und	verständlich	in	hervorgehobener	Weise	zur	Ver-
fügung	 stellen.	Diese	Pflicht	 gilt	nicht	 für	Verträge	über	die	 in	 §	312b	Absatz	1	 Satz	2	 genannten	Fi-
nanzdienstleistungen.	
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§	312h	Kündigung	und	Vollmacht	zur	Kündigung	
Wird	zwischen	einem	Unternehmer	und	einem	Verbraucher	nach	diesem	Untertitel	ein	Dauer-

schuldverhältnis	begründet,	das	ein	zwischen	dem	Verbraucher	und	einem	anderen	Unternehmer	
bestehendes	Dauerschuldverhältnis	ersetzen	soll,	und	wird	anlässlich	der	Begründung	des	Dauer-
schuldverhältnisses	von	dem	Verbraucher	
1.		die	Kündigung	des	bestehenden	Dauerschuldverhältnisses	erklärt	und	der	Unternehmer	oder	
ein	 von	 ihm	 beauftragter	 Dritter	 zur	 Übermittlung	 der	 Kündigung	 an	 den	 bisherigen	 Ver-
tragspartner	des	Verbrauchers	beauftragt	oder	

2.		der	Unternehmer	oder	ein	von	ihm	beauftragter	Dritter	zur	Erklärung	der	Kündigung	gegen-
über	dem	bisherigen	Vertragspartner	des	Verbrauchers	bevollmächtigt,	

bedarf	die	Kündigung	des	Verbrauchers	oder	die	Vollmacht	zur	Kündigung	der	Textform.401	
	

	
	 		 (3)	Der	Unternehmer	hat	die	Bestellsituation	bei	einem	Vertrag	nach	Absatz	2	Satz	1	so	zu	gestalten,	

dass	der	Verbraucher	mit	seiner	Bestellung	ausdrücklich	bestätigt,	dass	er	sich	zu	einer	Zahlung	ver-
pflichtet.	Erfolgt	die	Bestellung	über	eine	Schaltfläche,	ist	die	Pflicht	des	Unternehmers	aus	Satz	1	nur	
erfüllt,	wenn	diese	Schaltfläche	gut	 lesbar	mit	nichts	anderem	als	den	Wörtern	 ‚zahlungspflichtig	be-
stellen’	oder	mit	einer	entsprechenden	eindeutigen	Formulierung	beschriftet	ist.	

	 		 (4)	Ein	Vertrag	nach	Absatz	2	Satz	1	kommt	nur	zustande,	wenn	der	Unternehmer	seine	Pflicht	aus	
Absatz	3	erfüllt.“	

	 Artikel	1	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	5	Satz	1	„findet“	durch	„und	die	Absätze	2	bis	4	
finden“	ersetzt.	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	312g	Pflichten	im	elektronischen	Rechtsverkehr	
	 		 (1)	Bedient	sich	ein	Unternehmer	zum	Zwecke	des	Abschlusses	eines	Vertrags	über	die	Lieferung	

von	Waren	oder	über	die	Erbringung	von	Dienstleistungen	eines	Tele-	oder	Mediendienstes	 (Vertrag	
im	elektronischen	Geschäftsverkehr),	hat	er	dem	Kunden	

1.		 angemessene,	wirksame	und	zugängliche	technische	Mittel	zur	Verfügung	zu	stellen,	mit	deren	
Hilfe	der	Kunde	Eingabefehler	vor	Abgabe	seiner	Bestellung	erkennen	und	berichtigen	kann,	

2.		 die	 in	Artikel	246	§	3	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	bestimmten	 In-
formationen	rechtzeitig	vor	Abgabe	von	dessen	Bestellung	klar	und	verständlich	mitzuteilen,	

3.		 den	Zugang	von	dessen	Bestellung	unverzüglich	auf	elektronischem	Wege	zu	bestätigen	und	
4.		 die	Möglichkeit	 zu	 verschaffen,	 die	 Vertragsbestimmungen	 einschließlich	 der	 Allgemeinen	Ge-

schäftsbedingungen	bei	Vertragsschluss	abzurufen	und	in	wiedergabefähiger	Form	zu	speichern.	
	 Bestellung	und	Empfangsbestätigung	im	Sinne	von	Satz	1	Nr.	3	gelten	als	zugegangen,	wenn	die	Partei-

en,	für	die	sie	bestimmt	sind,	sie	unter	gewöhnlichen	Umständen	abrufen	können.	
	 		 (2)	Absatz	1	Satz	1	Nr.	1	bis	3	findet	keine	Anwendung,	wenn	der	Vertrag	ausschließlich	durch	indi-

viduelle	Kommunikation	geschlossen	wird.	Absatz	1	Satz	1	Nr.	1	bis	3	und	Satz	2	findet	keine	Anwen-
dung,	wenn	zwischen	Vertragsparteien,	die	nicht	Verbraucher	sind,	etwas	anderes	vereinbart	wird.	

	 		 (3)	Weitergehende	Informationspflichten	auf	Grund	anderer	Vorschriften	bleiben	unberührt.	Steht	
dem	Kunden	 ein	Widerrufsrecht	 gemäß	 §	 355	 zu,	 beginnt	 die	Widerrufsfrist	 abweichend	 von	 §	355		
Abs.	3	Satz	1	nicht	vor	Erfüllung	der	in	Absatz	1	Satz	1	geregelten	Pflichten.“	

	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	 I	S.	396)	hat	 in	Abs.	3	„bis	512“	
durch	„bis	513“	ersetzt.	

	 01.07.2018.—Artikel	1	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2394)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	
Nr.	9	„vorbehaltlich	des	Satzes	2“	am	Anfang	gestrichen.	

	 Artikel	1	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	2	aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„Die	Ausnahme	
nach	Satz	1	Nummer	9	gilt	nicht	für	Verträge	über	Reiseleistungen	nach	§	651a,	wenn	diese	außerhalb	
von	Geschäftsräumen	geschlossen	worden	sind,	es	sei	denn,	die	mündlichen	Verhandlungen,	auf	denen	
der	Vertragsschluss	beruht,	sind	auf	vorhergehende	Bestellung	des	Verbrauchers	geführt	worden.“	

		401		 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	§	312f	in	§	312h	um-

nummeriert.	
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Kapitel	3	
Verträge	im	elektronischen	Geschäftsverkehr;	Online-Marktplätze402	

	
§	312i	Allgemeine	Pflichten	im	elektronischen	Geschäftsverkehr	
(1)	Bedient	sich	ein	Unternehmer	zum	Zwecke	des	Abschlusses	eines	Vertrags	über	die	Lieferung	

von	Waren	oder	über	die	Erbringung	von	Dienstleistungen	der	Telemedien	(Vertrag	 im	elektroni-
schen	Geschäftsverkehr),	hat	er	dem	Kunden		
1.		angemessene,	wirksame	und	zugängliche	technische	Mittel	zur	Verfügung	zu	stellen,	mit	de-
ren	Hilfe	 der	 Kunde	 Eingabefehler	 vor	 Abgabe	 seiner	 Bestellung	 erkennen	 und	 berichtigen	
kann,		

2.		die	 in	Artikel	 246c	des	Einführungsgesetzes	 zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	bestimmten	 In-
formationen	rechtzeitig	vor	Abgabe	von	dessen	Bestellung	klar	und	verständlich	mitzuteilen,		

3.		den	Zugang	von	dessen	Bestellung	unverzüglich	auf	elektronischem	Wege	zu	bestätigen	und		
4.		die	Möglichkeit	zu	verschaffen,	die	Vertragsbestimmungen	einschließlich	der	Allgemeinen	Ge-
schäftsbedingungen	 bei	 Vertragsschluss	 abzurufen	 und	 in	wiedergabefähiger	 Form	 zu	 spei-
chern.		

Bestellung	und	Empfangsbestätigung	im	Sinne	von	Satz	1	Nummer	3	gelten	als	zugegangen,	wenn	
die	Parteien,	für	die	sie	bestimmt	sind,	sie	unter	gewöhnlichen	Umständen	abrufen	können.		
(2)	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	bis	3	ist	nicht	anzuwenden,	wenn	der	Vertrag	ausschließlich	durch	

individuelle	Kommunikation	geschlossen	wird.	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1	bis	3	und	Satz	2	ist	nicht	
anzuwenden,	wenn	zwischen	Vertragsparteien,	die	nicht	Verbraucher	sind,	etwas	anderes	verein-
bart	wird.		
(3)	Weitergehende	Informationspflichten	auf	Grund	anderer	Vorschriften	bleiben	unberührt.403	

	
§	312j	Besondere	Pflichten	im	elektronischen	Geschäftsverkehr	gegenüber	Verbrauchern	
(1)	 Auf	Webseiten	 für	 den	 elektronischen	 Geschäftsverkehr	 mit	 Verbrauchern	 hat	 der	 Unter-

nehmer	zusätzlich	zu	den	Angaben	nach	§	312i	Absatz	1	spätestens	bei	Beginn	des	Bestellvorgangs	
klar	und	deutlich	anzugeben,	ob	Lieferbeschränkungen	bestehen	und	welche	Zahlungsmittel	akzep-
tiert	werden.		
(2)	Bei	einem	Verbrauchervertrag	im	elektronischen	Geschäftsverkehr,	der	den	Verbraucher	zur	

Zahlung	 verpflichtet,	 muss	 der	 Unternehmer	 dem	 Verbraucher	 die	 Informationen	 gemäß	 Arti-
kel	246a	§	1	Absatz	1	Satz	1	Nummer	1,	5	bis	7,	8,	14	und	15	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerli-
chen	Gesetzbuche,	unmittelbar	bevor	der	Verbraucher	seine	Bestellung	abgibt,	klar	und	verständ-
lich	in	hervorgehobener	Weise	zur	Verfügung	stellen.		

	
		402		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Überschrift	

des	Kapitels	eingefügt.	Die	Überschrift	wird	lauten:	„Verträge	im	elektronischen	Geschäftsverkehr“.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	in	der	Überschrift	

des	Kapitels	„	;	Online-Marktplätze“	am	Ende	eingefügt.	
		403		 UMNUMMERIERUNG	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	§	312g	in	§	312i	um-

nummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	312i	Abweichende	Vereinbarungen	
	 		 Von	den	Vorschriften	dieses	Untertitels	darf,	soweit	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist,	nicht	zum	Nach-

teil	des	Verbrauchers	oder	Kunden	abgewichen	werden.	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	finden,	so-
weit	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist,	auch	Anwendung,	wenn	sie	durch	anderweitige	Gestaltungen	um-
gangen	werden.“	
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(3)	Der	Unternehmer	hat	die	Bestellsituation	bei	einem	Vertrag	nach	Absatz	2	so	zu	gestalten,	
dass	 der	 Verbraucher	mit	 seiner	 Bestellung	 ausdrücklich	 bestätigt,	 dass	 er	 sich	 zu	 einer	 Zahlung	
verpflichtet.	Erfolgt	die	Bestellung	über	eine	Schaltfläche,	ist	die	Pflicht	des	Unternehmers	aus	Satz	1	
nur	erfüllt,	wenn	diese	Schaltfläche	gut	lesbar	mit	nichts	anderem	als	den	Wörtern	„zahlungspflich-
tig	bestellen“	oder	mit	einer	entsprechenden	eindeutigen	Formulierung	beschriftet	ist.		
(4)	Ein	Vertrag	nach	Absatz	2	kommt	nur	zustande,	wenn	der	Unternehmer	seine	Pflicht	aus	Ab-

satz	3	erfüllt.		
(5)	Die	Absätze	2	bis	4	sind	nicht	anzuwenden,	wenn	der	Vertrag	ausschließlich	durch	individu-

elle	 Kommunikation	 geschlossen	wird.	 Die	 Pflichten	 aus	 den	 Absätzen	 1	 und	 2	 gelten	weder	 für	
Webseiten,	die	Finanzdienstleistungen	betreffen,	noch	für	Verträge	über	Finanzdienstleistungen.404	
	

Kapitel	4405	
	
§	312k	Kündigung	von	Verbraucherverträgen	im	elektronischen	Geschäftsverkehr	
(1)	 Wird	 Verbrauchern	 über	 eine	 Webseite	 ermöglicht,	 einen	 Vertrag	 im	 elektronischen	 Ge-

schäftsverkehr	zu	schließen,	der	auf	die	Begründung	eines	Dauerschuldverhältnisses	gerichtet	 ist,	
das	einen	Unternehmer	zu	einer	entgeltlichen	Leistung	verpflichtet,	so	treffen	den	Unternehmer	die	
Pflichten	nach	dieser	Vorschrift.	Dies	gilt	nicht	
1.		 für	Verträge,	für	deren	Kündigung	gesetzlich	ausschließlich	eine	strengere	Form	als	die	Text-
form	vorgesehen	ist,	und	

2.		 in	Bezug	auf	Webseiten,	die	Finanzdienstleistungen	betreffen,	oder	für	Verträge	über	Finanz-
dienstleistungen.	

(2)	Der	Unternehmer	hat	sicherzustellen,	dass	der	Verbraucher	auf	der	Webseite	eine	Erklärung	
zur	 ordentlichen	 oder	 außerordentlichen	 Kündigung	 eines	 auf	 der	Webseite	 abschließbaren	 Ver-
trags	nach	Absatz	1	Satz	1	über	eine	Kündigungsschaltfläche	abgeben	kann.	Die	Kündigungsschalt-
fläche	muss	gut	lesbar	mit	nichts	anderem	als	den	Wörtern	„Verträge	hier	kündigen“	oder	mit	einer	
entsprechenden	eindeutigen	Formulierung	beschriftet	sein.	Sie	muss	den	Verbraucher	unmittelbar	
zu	einer	Bestätigungsseite	führen,	die	
1.		den	Verbraucher	auffordert	und	ihm	ermöglicht	Angaben	zu	machen	
a)		zur	Art	der	Kündigung	sowie	im	Falle	der	außerordentlichen	Kündigung	zum	Kündigungs-
grund,	

b)		zu	seiner	eindeutigen	Identifizierbarkeit,	
c)		zur	eindeutigen	Bezeichnung	des	Vertrags,	
d)		zum	Zeitpunkt,	zu	dem	die	Kündigung	das	Vertragsverhältnis	beenden	soll,	
e)		zur	schnellen	elektronischen	Übermittlung	der	Kündigungsbestätigung	an	ihn	und	

	
		404		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	 (BGBl.	 I	 S.	3483)	hat	 in	Abs.	2	 „eine	

entgeltliche	 Leistung	 des	 Unternehmers	 zum	 Gegenstand	 hat“	 durch	 „den	 Verbraucher	 zur	 Zahlung	
verpflichtet“	und	„Nummer	1,	4,	5,	11	und	12“	durch	„Nummer	1,	5	bis	7,	8,	14	und	15“	ersetzt.	

		405		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Überschrift	

des	Kapitels	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	6	und	7	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	die	Über-

schrift	 des	Kapitels	 aufgehoben.	Die	Überschrift	 lautete:	 „Abweichende	Vereinbarungen	 und	Beweis-
last“.	
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2.		eine	 Bestätigungsschaltfläche	 enthält,	 über	 deren	 Betätigung	 der	 Verbraucher	 die	 Kündi-
gungserklärung	abgeben	kann	und	die	gut	 lesbar	mit	nichts	anderem	als	den	Wörtern	„jetzt	
kündigen“	oder	mit	einer	entsprechenden	eindeutigen	Formulierung	beschriftet	ist.	

Die	Schaltflächen	und	die	Bestätigungsseite	müssen	ständig	verfügbar	sowie	unmittelbar	und	leicht	
zugänglich	sein.	
(3)	Der	Verbraucher	muss	 seine	durch	das	Betätigen	der	Bestätigungsschaltfläche	 abgegebene	

Kündigungserklärung	mit	dem	Datum	und	der	Uhrzeit	der	Abgabe	auf	einem	dauerhaften	Datenträ-
ger	so	speichern	können,	dass	erkennbar	ist,	dass	die	Kündigungserklärung	durch	das	Betätigen	der	
Bestätigungsschaltfläche	abgegeben	wurde.	
(4)	Der	Unternehmer	hat	dem	Verbraucher	den	Inhalt	sowie	Datum	und	Uhrzeit	des	Zugangs	der	

Kündigungserklärung	 sowie	 den	 Zeitpunkt,	 zu	 dem	 das	 Vertragsverhältnis	 durch	 die	 Kündigung	
beendet	werden	soll,	sofort	auf	elektronischem	Wege	in	Textform	zu	bestätigen.	Es	wird	vermutet,	
dass	eine	durch	das	Betätigen	der	Bestätigungsschaltfläche	abgegebene	Kündigungserklärung	dem	
Unternehmer	unmittelbar	nach	ihrer	Abgabe	zugegangen	ist.	
(5)	Wenn	der	Verbraucher	bei	der	Abgabe	der	Kündigungserklärung	keinen	Zeitpunkt	angibt,	zu	

dem	die	Kündigung	das	Vertragsverhältnis	beenden	soll,	wirkt	die	Kündigung	im	Zweifel	zum	frü-
hestmöglichen	Zeitpunkt.	
(6)	Werden	die	Schaltflächen	und	die	Bestätigungsseite	nicht	entsprechend	den	Absätzen	1	und	2	

zur	Verfügung	gestellt,	kann	ein	Verbraucher	einen	Vertrag,	für	dessen	Kündigung	die	Schaltflächen	
und	die	Bestätigungsseite	zur	Verfügung	zu	stellen	sind,	jederzeit	und	ohne	Einhaltung	einer	Kündi-
gungsfrist	 kündigen.	 Die	 Möglichkeit	 des	 Verbrauchers	 zur	 außerordentlichen	 Kündigung	 bleibt	
hiervon	unberührt.406	
	

Kapitel	4407	
	
§	312l	Allgemeine	Informationspflichten	für	Betreiber	von	Online-Marktplätzen	
(1)	Der	Betreiber	eines	Online-Marktplatzes	ist	verpflichtet,	den	Verbraucher	nach	Maßgabe	des	

Artikels	246d	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	zu	informieren.	
(2)	Absatz	1	gilt	nicht,	soweit	auf	dem	Online-Marktplatz	Verträge	über	Finanzdienstleistungen	

angeboten	werden.	

	
		406		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	312k	in	§	312l	

umnummeriert.	
	 QUELLE	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	§	312k	in	§	312l	

umnummeriert.	
	 QUELLE	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
		407		 QUELLE	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	6	und	7	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	die	Über-

schrift	des	Kapitels	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	die	Überschrift	des	

Kapitels	aufgehoben.	Die	Überschrift	lautete:	„Abweichende	Vereinbarungen	und	Beweislast“.	
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(3)	Online-Marktplatz	ist	ein	Dienst,	der	es	Verbrauchern	ermöglicht,	durch	die	Verwendung	von	
Software,	die	vom	Unternehmer	oder	 im	Namen	des	Unternehmers	betrieben	wird,	einschließlich	
einer	Webseite,	eines	Teils	einer	Webseite	oder	einer	Anwendung,	Fernabsatzverträge	mit	anderen	
Unternehmern	oder	Verbrauchern	abzuschließen.	
(4)	 Betreiber	 eines	 Online-Marktplatzes	 ist	 der	 Unternehmer,	 der	 einen	Online-Marktplatz	 für	

Verbraucher	zur	Verfügung	stellt.408	
	

Kapitel	4	
Abweichende	Vereinbarungen	und	Beweislast409	

	
§	312m	Abweichende	Vereinbarungen	und	Beweislast	
(1)	Von	den	Vorschriften	dieses	Untertitels	darf,	soweit	nichts	anderes	bestimmt	ist,	nicht	zum	

Nachteil	 des	 Verbrauchers	 oder	 Kunden	 abgewichen	 werden.	 Die	 Vorschriften	 dieses	 Untertitels	
finden,	soweit	nichts	anderes	bestimmt	ist,	auch	Anwendung,	wenn	sie	durch	anderweitige	Gestal-
tungen	umgangen	werden.		
(2)	Der	Unternehmer	trägt	gegenüber	dem	Verbraucher	die	Beweislast	 für	die	Erfüllung	der	 in	

diesem	Untertitel	geregelten	Informationspflichten.410	
	

Untertitel	3	
Anpassung	und	Beendigung	von	Verträgen411	

	
§	313	Störung	der	Geschäftsgrundlage	
(1)	Haben	sich	Umstände,	die	zur	Grundlage	des	Vertrags	geworden	sind,	nach	Vertragsschluss	

schwerwiegend	verändert	und	hätten	die	Parteien	den	Vertrag	nicht	oder	mit	anderem	Inhalt	ge-
schlossen,	wenn	sie	diese	Veränderung	vorausgesehen	hätten,	so	kann	Anpassung	des	Vertrags	ver-
langt	werden,	soweit	einem	Teil	unter	Berücksichtigung	aller	Umstände	des	Einzelfalls,	insbesonde-
re	der	vertraglichen	oder	gesetzlichen	Risikoverteilung,	das	Festhalten	am	unveränderten	Vertrag	
nicht	zugemutet	werden	kann.	
(2)	Einer	Veränderung	der	Umstände	 steht	 es	 gleich,	wenn	wesentliche	Vorstellungen,	 die	 zur	

Grundlage	des	Vertrags	geworden	sind,	sich	als	falsch	herausstellen.	
(3)	Ist	eine	Anpassung	des	Vertrags	nicht	möglich	oder	einem	Teil	nicht	zumutbar,	so	kann	der	

benachteiligte	 Teil	 vom	 Vertrag	 zurücktreten.	 An	 die	 Stelle	 des	 Rücktrittsrechts	 tritt	 für	 Dauer-
schuldverhältnisse	das	Recht	zur	Kündigung.412	

	
		408		 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	312k	in	§	312l	

umnummeriert.	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	§	312l	in	§	312m	

und	§	312k	in	§	312l	umnummeriert.	
		409		 QUELLE	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	die	Überschrift	des	

Kapitels	eingefügt.	
		410		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.07.2022.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3433)	hat	§	312l	in	§	312m	

umnummeriert.	
		411		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
		412		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1970.—§	56	Abs.	1	des	Gesetzes	vom	28.	August	1969	(BGBl.	I	S.	1513)	hat	in	Satz	1	„gerichtli-

chen	oder“	vor	„notariellen“	gestrichen.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bürgerliches	Gesetzbuch	(BGB)	(Stand:	01.01.2024)	 126	

	
§	314	Kündigung	von	Dauerschuldverhältnissen	aus	wichtigem	Grund	
(1)	Dauerschuldverhältnisse	kann	jeder	Vertragsteil	aus	wichtigem	Grund	ohne	Einhaltung	einer	

Kündigungsfrist	kündigen.	Ein	wichtiger	Grund	liegt	vor,	wenn	dem	kündigenden	Teil	unter	Berück-
sichtigung	 aller	 Umstände	 des	 Einzelfalls	 und	 unter	 Abwägung	 der	 beiderseitigen	 Interessen	 die	
Fortsetzung	des	Vertragsverhältnisses	bis	zur	vereinbarten	Beendigung	oder	bis	zum	Ablauf	einer	
Kündigungsfrist	nicht	zugemutet	werden	kann.	
(2)	Besteht	der	wichtige	Grund	in	der	Verletzung	einer	Pflicht	aus	dem	Vertrag,	ist	die	Kündigung	

erst	nach	erfolglosem	Ablauf	einer	zur	Abhilfe	bestimmten	Frist	oder	nach	erfolgloser	Abmahnung	
zulässig.	Für	die	Entbehrlichkeit	der	Bestimmung	einer	Frist	zur	Abhilfe	und	für	die	Entbehrlichkeit	
einer	Abmahnung	findet	§	323	Absatz	2	Nummer	1	und	2	entsprechende	Anwendung.	Die	Bestim-
mung	einer	Frist	zur	Abhilfe	und	eine	Abmahnung	sind	auch	entbehrlich,	wenn	besondere	Umstän-
de	vorliegen,	die	unter	Abwägung	der	beiderseitigen	Interessen	die	sofortige	Kündigung	rechtferti-
gen.	
(3)	 Der	 Berechtigte	 kann	 nur	 innerhalb	 einer	 angemessenen	 Frist	 kündigen,	 nachdem	 er	 vom	

Kündigungsgrund	Kenntnis	erlangt	hat.	
(4)	Die	Berechtigung,	Schadensersatz	zu	verlangen,	wird	durch	die	Kündigung	nicht	ausgeschlos-

sen.413	
	

Untertitel	4	
Einseitige	Leistungsbestimmungsrechte414	

	
§	315	Bestimmung	der	Leistung	durch	eine	Partei	
(1)	Soll	die	Leistung	durch	einen	der	Vertragschließenden	bestimmt	werden,	 so	 ist	 im	Zweifel	

anzunehmen,	daß	die	Bestimmung	nach	billigem	Ermessen	zu	treffen	ist.	
(2)	Die	Bestimmung	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	dem	anderen	Teil.	
(3)	Soll	die	Bestimmung	nach	billigem	Ermessen	erfolgen,	so	ist	die	getroffene	Bestimmung	für	

den	anderen	Teil	nur	verbindlich,	wenn	sie	der	Billigkeit	entspricht.	Entspricht	sie	nicht	der	Billig-
keit,	so	wird	die	Bestimmung	durch	Urteil	getroffen;	das	gleiche	gilt,	wenn	die	Bestimmung	verzö-
gert	wird.415	

	
	 01.07.1973.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	30.	Mai	1973	(BGBl.	 I	S.	501)	hat	Satz	1	neu	gefasst.	Satz	1	

lautete:	„Ein	Vertrag,	durch	den	sich	der	eine	Teil	verpflichtet,	das	Eigentum	an	einem	Grundstücke	zu	
übertragen,	bedarf	der	notariellen	Beurkundung.“	

	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	
Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	313	
	 		 Ein	Vertrag,	durch	den	sich	der	eine	Teil	verpflichtet,	das	Eigentum	an	einem	Grundstück	zu	über-

tragen	oder	zu	erwerben,	bedarf	der	notariellen	Beurkundung.	Ein	ohne	Beobachtung	dieser	Form	ge-
schlossener	Vertrag	wird	seinem	ganzen	Inhalt	nach	gültig,	wenn	die	Auflassung	und	die	Eintragung	in	
das	Grundbuch	erfolgen.“	

		413		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	314	
	 		 Verpflichtet	 sich	 jemand	 zur	 Veräußerung	 oder	 Belastung	 einer	 Sache,	 so	 erstreckt	 sich	 die	 Ver-

pflichtung	im	Zweifel	auch	auf	das	Zubehör	der	Sache.“	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	

durch	die	Sätze	2	und	3	ersetzt.	Satz	2	lautete:	„§	323	Abs.	2	findet	entsprechende	Anwendung.“	
		414		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
		415		 ÄNDERUNGEN	
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§	316	Bestimmung	der	Gegenleistung	
Ist	der	Umfang	der	für	eine	Leistung	versprochenen	Gegenleistung	nicht	bestimmt,	so	steht	die	

Bestimmung	im	Zweifel	demjenigen	Teil	zu,	welcher	die	Gegenleistung	zu	fordern	hat.416	
	
§	317	Bestimmung	der	Leistung	durch	einen	Dritten	
(1)	 Ist	 die	Bestimmung	der	 Leistung	 einem	Dritten	überlassen,	 so	 ist	 im	Zweifel	 anzunehmen,	

daß	sie	nach	billigem	Ermessen	zu	treffen	ist.	
(2)	Soll	die	Bestimmung	durch	mehrere	Dritte	erfolgen,	so	ist	im	Zweifel	Übereinstimmung	aller	

erforderlich;	soll	eine	Summe	bestimmt	werden,	so	ist,	wenn	verschiedene	Summen	bestimmt	wer-
den,	im	Zweifel	die	Durchschnittssumme	maßgebend.417	
	
§	318	Anfechtung	der	Bestimmung	
(1)	Die	einem	Dritten	überlassene	Bestimmung	der	Leistung	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	

einem	der	Vertragschließenden.	
(2)	Die	Anfechtung	der	getroffenen	Bestimmung	wegen	Irrtums,	Drohung	oder	arglistiger	Täu-

schung	steht	nur	den	Vertragschließenden	zu;	Anfechtungsgegner	 ist	der	andere	Teil.	Die	Anfech-
tung	muß	unverzüglich	erfolgen,	nachdem	der	Anfechtungsberechtigte	von	dem	Anfechtungsgrund	
Kenntnis	erlangt	hat.	Sie	ist	ausgeschlossen,	wenn	dreißig	Jahre	verstrichen	sind,	nachdem	die	Be-
stimmung	getroffen	worden	ist.418	
	
§	319	Unwirksamkeit	der	Bestimmung;	Ersetzung	
(1)	Soll	der	Dritte	die	Leistung	nach	billigem	Ermessen	bestimmen,	so	ist	die	getroffene	Bestim-

mung	für	die	Vertragschließenden	nicht	verbindlich,	wenn	sie	offenbar	unbillig	ist.	Die	Bestimmung	
erfolgt	 in	diesem	Fall	durch	Urteil;	das	gleiche	gilt,	wenn	der	Dritte	die	Bestimmung	nicht	 treffen	
kann	oder	will	oder	wenn	er	sie	verzögert.	
(2)	Soll	der	Dritte	die	Bestimmung	nach	freiem	Belieben	treffen,	so	 ist	der	Vertrag	unwirksam,	

wenn	der	Dritte	die	Bestimmung	nicht	treffen	kann	oder	will	oder	wenn	er	sie	verzögert.419	
	

Titel	2	
Gegenseitiger	Vertrag420	

	
§	320	Einrede	des	nicht	erfüllten	Vertrags	

	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		416		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		417		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		418		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		419		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		420		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Zweiter	Titel“	durch	„Titel	2“	ersetzt.	
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(1)	Wer	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	verpflichtet	 ist,	kann	die	 ihm	obliegende	Leistung	bis	
zur	Bewirkung	der	Gegenleistung	verweigern,	es	sei	denn,	daß	er	vorzuleisten	verpflichtet	ist.	Hat	
die	Leistung	an	mehrere	zu	erfolgen,	so	kann	dem	einzelnen	der	ihm	gebührende	Teil	bis	zur	Bewir-
kung	der	ganzen	Gegenleistung	verweigert	werden.	Die	Vorschrift	des	§	273	Abs.	3	findet	keine	An-
wendung.	
(2)	Ist	von	der	einen	Seite	teilweise	geleistet	worden,	so	kann	die	Gegenleistung	insoweit	nicht	

verweigert	werden,	als	die	Verweigerung	nach	den	Umständen,	insbesondere	wegen	verhältnismä-
ßiger	Geringfügigkeit	des	rückständigen	Teiles,	gegen	Treu	und	Glauben	verstoßen	würde.421	
	
§	321	Unsicherheitseinrede	
(1)	Wer	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	vorzuleisten	verpflichtet	 ist,	kann	die	 ihm	obliegende	

Leistung	verweigern,	wenn	nach	Abschluss	des	Vertrags	erkennbar	wird,	dass	sein	Anspruch	auf	die	
Gegenleistung	 durch	 mangelnde	 Leistungsfähigkeit	 des	 anderen	 Teils	 gefährdet	 wird.	 Das	 Leis-
tungsverweigerungsrecht	entfällt,	wenn	die	Gegenleistung	bewirkt	oder	Sicherheit	für	sie	geleistet	
wird.	
(2)	Der	Vorleistungspflichtige	kann	eine	 angemessene	Frist	bestimmen,	 in	welcher	der	 andere	

Teil	Zug	um	Zug	gegen	die	Leistung	nach	seiner	Wahl	die	Gegenleistung	zu	bewirken	oder	Sicherheit	
zu	 leisten	hat.	Nach	erfolglosem	Ablauf	der	Frist	kann	der	Vorleistungspflichtige	vom	Vertrag	 zu-
rücktreten.	§	323	findet	entsprechende	Anwendung.422	
	
§	322	Verurteilung	zur	Leistung	Zug-um-Zug	
(1)	Erhebt	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	der	eine	Teil	Klage	auf	die	ihm	geschuldete	Leistung,	

so	hat	die	Geltendmachung	des	dem	anderen	Teil	zustehenden	Rechtes,	die	Leistung	bis	zur	Bewir-
kung	der	Gegenleistung	zu	verweigern,	nur	die	Wirkung,	daß	der	andere	Teil	zur	Erfüllung	Zug	um	
Zug	zu	verurteilen	ist.	
(2)	Hat	der	klagende	Teil	vorzuleisten,	so	kann	er,	wenn	der	andere	Teil	im	Verzug	der	Annahme	

ist,	auf	Leistung	nach	Empfang	der	Gegenleistung	klagen.	
(3)	Auf	die	Zwangsvollstreckung	findet	die	Vorschrift	des	§	274	Abs.	2	Anwendung.423	

	
§	323	Rücktritt	wegen	nicht	oder	nicht	vertragsgemäß	erbrachter	Leistung	
(1)	Erbringt	bei	einem	gegenseitigen	Vertrag	der	Schuldner	eine	fällige	Leistung	nicht	oder	nicht	

vertragsgemäß,	so	kann	der	Gläubiger,	wenn	er	dem	Schuldner	erfolglos	eine	angemessene	Frist	zur	
Leistung	oder	Nacherfüllung	bestimmt	hat,	vom	Vertrag	zurücktreten.	
(2)	Die	Fristsetzung	ist	entbehrlich,	wenn	
1.		der	Schuldner	die	Leistung	ernsthaft	und	endgültig	verweigert,	
2.		der	Schuldner	die	Leistung	bis	zu	einem	im	Vertrag	bestimmten	Termin	oder	innerhalb	einer	
im	Vertrag	 bestimmten	 Frist	 nicht	 bewirkt,	 obwohl	 die	 termin-	 oder	 fristgerechte	 Leistung	

	
		421		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		422		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	321	
	 		 Wer	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	vorzuleisten	verpflichtet	ist,	kann,	wenn	nach	dem	Abschluß	

des	 Vertrags	 in	 den	 Vermögensverhältnissen	 des	 anderen	 Teiles	 eine	 wesentliche	 Verschlechterung	
eintritt,	 durch	 die	 der	 Anspruch	 auf	 die	 Gegenleistung	 gefährdet	 wird,	 die	 ihm	 obliegende	 Leistung	
verweigern,	bis	die	Gegenleistung	bewirkt	oder	Sicherheit	für	sie	geleistet	wird.“	

		423		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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nach	 einer	Mitteilung	des	Gläubigers	 an	den	 Schuldner	 vor	Vertragsschluss	 oder	 auf	Grund	
anderer	den	Vertragsabschluss	begleitenden	Umstände	für	den	Gläubiger	wesentlich	ist,	oder	

3.		 im	Falle	einer	nicht	vertragsgemäß	erbrachten	Leistung	besondere	Umstände	vorliegen,	die	
unter	Abwägung	der	beiderseitigen	Interessen	den	sofortigen	Rücktritt	rechtfertigen.	

(3)	Kommt	nach	der	Art	der	Pflichtverletzung	eine	Fristsetzung	nicht	in	Betracht,	so	tritt	an	de-
ren	Stelle	eine	Abmahnung.	
(4)	Der	Gläubiger	kann	bereits	vor	dem	Eintritt	der	Fälligkeit	der	Leistung	zurücktreten,	wenn	

offensichtlich	ist,	dass	die	Voraussetzungen	des	Rücktritts	eintreten	werden.	
(5)	Hat	der	Schuldner	eine	Teilleistung	bewirkt,	so	kann	der	Gläubiger	vom	ganzen	Vertrag	nur	

zurücktreten,	wenn	er	an	der	Teilleistung	kein	Interesse	hat.	Hat	der	Schuldner	die	Leistung	nicht	
vertragsgemäß	bewirkt,	so	kann	der	Gläubiger	vom	Vertrag	nicht	zurücktreten,	wenn	die	Pflichtver-
letzung	unerheblich	ist.	
(6)	Der	Rücktritt	ist	ausgeschlossen,	wenn	der	Gläubiger	für	den	Umstand,	der	ihn	zum	Rücktritt	

berechtigen	würde,	allein	oder	weit	überwiegend	verantwortlich	ist	oder	wenn	der	vom	Schuldner	
nicht	zu	vertretende	Umstand	zu	einer	Zeit	eintritt,	zu	welcher	der	Gläubiger	im	Verzug	der	Annah-
me	ist.424	
	
§	324	Rücktritt	wegen	Verletzung	einer	Pflicht	nach	§	241	Abs.	2	
Verletzt	der	Schuldner	bei	einem	gegenseitigen	Vertrag	eine	Pflicht	nach	§	241	Abs.	2,	so	kann	

der	Gläubiger	zurücktreten,	wenn	ihm	ein	Festhalten	am	Vertrag	nicht	mehr	zuzumuten	ist.425	

	
		424		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	323	
	 		 (1)	Wird	die	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	dem	einen	Teil	obliegende	Leistung	infolge	eines	Um-

standes	unmöglich,	den	weder	er	noch	der	andere	Teil	zu	vertreten	hat,	so	verliert	er	den	Anspruch	auf	
die	 Gegenleistung;	 bei	 teilweiser	 Unmöglichkeit	 mindert	 sich	 die	 Gegenleistung	 nach	 Maßgabe	 der	
§§	472,	473.	

	 		 (2)	Verlangt	der	andere	Teil	nach	§	281	Herausgabe	des	für	den	geschuldeten	Gegenstand	erlangten	
Ersatzes	oder	Abtretung	des	Ersatzanspruchs,	so	bleibt	er	zur	Gegenleistung	verpflichtet;	diese	mindert	
sich	 jedoch	 nach	 Maßgabe	 der	 §§	 472,	 473	 insoweit,	 als	 der	Wert	 des	 Ersatzes	 oder	 des	 Ersatzan-
spruchs	hinter	dem	Wert	der	geschuldeten	Leistung	zurückbleibt.	

	 		 (3)	Soweit	die	nach	diesen	Vorschriften	nicht	geschuldete	Gegenleistung	bewirkt	 ist,	kann	das	Ge-
leistete	nach	den	Vorschriften	über	die	Herausgabe	einer	ungerechtfertigten	Bereicherung	zurückge-
fordert	werden.“	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	Nr.	2	in	
Abs.	2	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	

„2.	der	 Schuldner	die	Leistung	 zu	 einem	 im	Vertrag	bestimmten	Termin	oder	 innerhalb	 einer	be-
stimmten	Frist	nicht	bewirkt	und	der	Gläubiger	im	Vertrag	den	Fortbestand	seines	Leistungsin-
teresses	an	die	Rechtzeitigkeit	der	Leistung	gebunden	hat	oder“.	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Nr.	3	„im	Falle	einer	nicht	vertragsgemäß	erbrach-
ten	Leistung“	am	Anfang	eingefügt.	

		425		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	324	
	 		 (1)	Wird	die	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	dem	einen	Teil	obliegende	Leistung	infolge	eines	Um-

standes,	den	der	andere	Teil	zu	vertreten	hat,	unmöglich,	so	behält	er	den	Anspruch	auf	die	Gegenleis-
tung.	Er	muß	sich	jedoch	dasjenige	anrechnen	lassen,	was	er	infolge	der	Befreiung	von	der	Leistung	er-
spart	oder	durch	anderweitige	Verwendung	seiner	Arbeitskraft	erwirbt	oder	zu	erwerben	böswillig	un-
terläßt.	
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§	325	Schadensersatz	und	Rücktritt	
Das	Recht,	bei	einem	gegenseitigen	Vertrag	Schadensersatz	zu	verlangen,	wird	durch	den	Rück-

tritt	nicht	ausgeschlossen.426	
	
§	326	Befreiung	von	der	Gegenleistung	und	Rücktritt	beim	Ausschluss	der	Leistungspflicht	
(1)	Braucht	der	Schuldner	nach	§	275	Abs.	1	bis	3	nicht	zu	leisten,	entfällt	der	Anspruch	auf	die	

Gegenleistung;	 bei	 einer	 Teilleistung	 findet	 §	 441	 Abs.	 3	 entsprechende	 Anwendung.	 Satz	 1	 gilt	
nicht,	 wenn	 der	 Schuldner	 im	 Falle	 der	 nicht	 vertragsgemäßen	 Leistung	 die	 Nacherfüllung	 nach	
§	275	Abs.	1	bis	3	nicht	zu	erbringen	braucht.	
(2)	Ist	der	Gläubiger	für	den	Umstand,	auf	Grund	dessen	der	Schuldner	nach	§	275	Abs.	1	bis	3	

nicht	zu	leisten	braucht,	allein	oder	weit	überwiegend	verantwortlich	oder	tritt	dieser	vom	Schuld-
ner	nicht	zu	vertretende	Umstand	zu	einer	Zeit	ein,	zu	welcher	der	Gläubiger	im	Verzug	der	Annah-
me	ist,	so	behält	der	Schuldner	den	Anspruch	auf	die	Gegenleistung.	Er	muss	sich	jedoch	dasjenige	
anrechnen	 lassen,	was	er	 infolge	der	Befreiung	von	der	Leistung	erspart	oder	durch	anderweitige	
Verwendung	seiner	Arbeitskraft	erwirbt	oder	zu	erwerben	böswillig	unterlässt.	
(3)	Verlangt	der	Gläubiger	nach	§	285	Herausgabe	des	für	den	geschuldeten	Gegenstand	erlang-

ten	Ersatzes	oder	Abtretung	des	Ersatzanspruchs,	so	bleibt	er	zur	Gegenleistung	verpflichtet.	Diese	
mindert	sich	 jedoch	nach	Maßgabe	des	§	441	Abs.	3	 insoweit,	als	der	Wert	des	Ersatzes	oder	des	
Ersatzanspruchs	hinter	dem	Wert	der	geschuldeten	Leistung	zurückbleibt.	
(4)	Soweit	die	nach	dieser	Vorschrift	nicht	geschuldete	Gegenleistung	bewirkt	ist,	kann	das	Ge-

leistete	nach	den	§§	346	bis	348	zurückgefordert	werden.	
(5)	Braucht	der	Schuldner	nach	§	275	Abs.	1	bis	3	nicht	zu	leisten,	kann	der	Gläubiger	zurücktre-

ten;	auf	den	Rücktritt	findet	§	323	mit	der	Maßgabe	entsprechende	Anwendung,	dass	die	Fristset-
zung	entbehrlich	ist.427	

	
	 		 (2)	Das	 gleiche	 gilt,	wenn	die	 dem	einen	Teil	 obliegende	 Leistung	 infolge	 eines	 von	 ihm	nicht	 zu	

vertretenden	Umstandes	zu	einer	Zeit	unmöglich	wird,	zu	welcher	der	andere	Teil	 im	Verzug	der	An-
nahme	ist.“	

		426		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	325	
	 		 (1)	Wird	die	aus	einem	gegenseitigen	Vertrag	dem	einen	Teil	obliegende	Leistung	infolge	eines	Um-

standes,	den	er	zu	vertreten	hat,	unmöglich,	so	kann	der	andere	Teil	Schadensersatz	wegen	Nichterfül-
lung	verlangen	oder	von	dem	Vertrag	zurücktreten.	Bei	teilweiser	Unmöglichkeit	ist	er,	wenn	die	teil-
weise	Erfüllung	des	Vertrags	 für	 ihn	kein	 Interesse	hat,	berechtigt,	Schadensersatz	wegen	Nichterfül-
lung	der	ganzen	Verbindlichkeit	nach	Maßgabe	des	§	280	Abs.	2	 zu	verlangen	oder	von	dem	ganzen	
Vertrag	zurückzutreten.	Statt	des	Anspruchs	auf	Schadensersatz	und	des	Rücktrittsrechts	kann	er	auch	
die	für	den	Fall	des	§	323	bestimmten	Rechte	geltend	machen.	

	 		 (2)	Das	gleiche	gilt	in	dem	Fall	des	§	283,	wenn	nicht	die	Leistung	bis	zum	Ablauf	der	Frist	bewirkt	
wird	oder	wenn	sie	zu	dieser	Zeit	teilweise	nicht	bewirkt	ist.“	

		427		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	326	
	 		 (1)	Ist	bei	einem	gegenseitigen	Vertrag	der	eine	Teil	mit	der	ihm	obliegenden	Leistung	im	Verzug,	so	

kann	 ihm	der	andere	Teil	 zur	Bewirkung	der	Leistung	eine	angemessene	Frist	mit	der	Erklärung	be-
stimmen,	daß	er	die	Annahme	der	Leistung	nach	dem	Ablauf	der	Frist	ablehne.	Nach	dem	Ablauf	der	
Frist	 ist	 er	 berechtigt,	 Schadensersatz	wegen	Nichterfüllung	 zu	 verlangen	 oder	 von	 dem	Vertrag	 zu-
rückzutreten,	 wenn	 nicht	 die	 Leistung	 rechtzeitig	 erfolgt	 ist;	 der	 Anspruch	 auf	 Erfüllung	 ist	 ausge-
schlossen.	Wird	die	Leistung	bis	zum	Ablauf	der	Frist	teilweise	nicht	bewirkt,	so	findet	die	Vorschrift	
des	§	325	Abs.	1	Satz	2	entsprechende	Anwendung.	
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Titel	2a	

Verträge	über	digitale	Produkte428	
	

Untertitel	1	
Verbraucherverträge	über	digitale	Produkte429	

	
§	327	Anwendungsbereich	
(1)	 Die	 Vorschriften	 dieses	 Untertitels	 sind	 auf	 Verbraucherverträge	 anzuwenden,	 welche	 die	

Bereitstellung	digitaler	Inhalte	oder	digitaler	Dienstleistungen	(digitale	Produkte)	durch	den	Unter-
nehmer	gegen	Zahlung	eines	Preises	 zum	Gegenstand	haben.	Preis	 im	Sinne	dieses	Untertitels	 ist	
auch	eine	digitale	Darstellung	eines	Werts.	
(2)	Digitale	Inhalte	sind	Daten,	die	in	digitaler	Form	erstellt	und	bereitgestellt	werden.	Digitale	

Dienstleistungen	sind	Dienstleistungen,	die	dem	Verbraucher	
1.		die	Erstellung,	die	Verarbeitung	oder	die	Speicherung	von	Daten	 in	digitaler	Form	oder	den	
Zugang	zu	solchen	Daten	ermöglichen,	oder	

2.		die	gemeinsame	Nutzung	der	vom	Verbraucher	oder	von	anderen	Nutzern	der	entsprechen-
den	Dienstleistung	in	digitaler	Form	hochgeladenen	oder	erstellten	Daten	oder	sonstige	Inter-
aktionen	mit	diesen	Daten	ermöglichen.	

(3)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	auch	auf	Verbraucherverträge	über	die	Bereitstellung	
digitaler	Produkte	anzuwenden,	bei	denen	der	Verbraucher	dem	Unternehmer	personenbezogene	
Daten	bereitstellt	oder	sich	zu	deren	Bereitstellung	verpflichtet,	es	sei	denn,	die	Voraussetzungen	
des	§	312	Absatz	1a	Satz	2	liegen	vor.	
(4)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	auch	auf	Verbraucherverträge	anzuwenden,	die	digi-

tale	Produkte	zum	Gegenstand	haben,	welche	nach	den	Spezifikationen	des	Verbrauchers	entwickelt	
werden.	
(5)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	mit	Ausnahme	der	§§	327b	und	327c	auch	auf	Ver-

braucherverträge	anzuwenden,	welche	die	Bereitstellung	von	körperlichen	Datenträgern,	die	aus-
schließlich	als	Träger	digitaler	Inhalte	dienen,	zum	Gegenstand	haben.	
(6)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	nicht	anzuwenden	auf:	
1.	 Verträge	 über	 andere	 Dienstleistungen	 als	 digitale	 Dienstleistungen,	 unabhängig	 davon,	 ob	
der	Unternehmer	digitale	Formen	oder	Mittel	einsetzt,	um	das	Ergebnis	der	Dienstleistung	zu	
generieren	oder	es	dem	Verbraucher	zu	liefern	oder	zu	übermitteln,	

2.		Verträge	über	Telekommunikationsdienste	im	Sinne	des	§	3	Nummer	61	des	Telekommunika-
tionsgesetzes	vom	23.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	1858)	mit	Ausnahme	von	nummernunabhängigen	
interpersonellen	 Telekommunikationsdiensten	 im	 Sinne	 des	 §	 3	 Nummer	 40	 des	 Telekom-
munikationsgesetzes,	

3.		Behandlungsverträge	nach	§	630a,	
4.		Verträge	über	Glücksspieldienstleistungen,	die	einen	geldwerten	Einsatz	erfordern	und	unter	
Zuhilfenahme	 elektronischer	 oder	 anderer	 Kommunikationstechnologien	 auf	 individuellen	
Abruf	eines	Empfängers	erbracht	werden,	

5.		Verträge	über	Finanzdienstleistungen,	

	
	 		 (2)	Hat	die	Erfüllung	des	Vertrags	infolge	des	Verzugs	für	den	anderen	Teil	kein	Interesse,	so	stehen	

ihm	die	im	Absatz	1	bezeichneten	Rechte	zu,	ohne	daß	es	der	Bestimmung	einer	Frist	bedarf.“	
		428		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Überschrift	des	

Titels	eingefügt.	
		429		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Überschrift	des	

Untertitels	eingefügt.	
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6.		Verträge	über	die	Bereitstellung	von	Software,	für	die	der	Verbraucher	keinen	Preis	zahlt	und	
die	 der	 Unternehmer	 im	 Rahmen	 einer	 freien	 und	 quelloffenen	 Lizenz	 anbietet,	 sofern	 die	
vom	 Verbraucher	 bereitgestellten	 personenbezogenen	 Daten	 durch	 den	 Unternehmer	 aus-
schließlich	zur	Verbesserung	der	Sicherheit,	der	Kompatibilität	oder	der	Interoperabilität	der	
vom	Unternehmer	angebotenen	Software	verarbeitet	werden,	

7.		Verträge	über	die	Bereitstellung	digitaler	Inhalte,	wenn	die	digitalen	Inhalte	der	Öffentlichkeit	
auf	eine	andere	Weise	als	durch	Signalübermittlung	als	Teil	einer	Darbietung	oder	Veranstal-
tung	zugänglich	gemacht	werden,	

8.		Verträge	über	die	Bereitstellung	von	Informationen	im	Sinne	des	Informationsweiterverwen-
dungsgesetzes	 vom	13.	Dezember	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2913),	 das	 durch	Artikel	 1	 des	Gesetzes	
vom	8.	Juli	2015	(BGBl.	I	S.	1162)	geändert	worden	ist.430	

	
§	327a	Anwendung	auf	Paketverträge	und	Verträge	über	Sachen	mit	digitalen	Elementen	
(1)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	auch	auf	Verbraucherverträge	anzuwenden,	die	in	ei-

nem	Vertrag	zwischen	denselben	Vertragsparteien	neben	der	Bereitstellung	digitaler	Produkte	die	
Bereitstellung	 anderer	 Sachen	 oder	 die	 Bereitstellung	 anderer	 Dienstleistungen	 zum	 Gegenstand	
haben	(Paketvertrag).	Soweit	nachfolgend	nicht	anders	bestimmt,	sind	die	Vorschriften	dieses	Un-
tertitels	jedoch	nur	auf	diejenigen	Bestandteile	des	Paketvertrags	anzuwenden,	welche	die	digitalen	
Produkte	betreffen.	
(2)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	auch	auf	Verbraucherverträge	über	Sachen	anzuwen-

den,	die	digitale	Produkte	enthalten	oder	mit	 ihnen	verbunden	sind.	Soweit	nachfolgend	nicht	an-
ders	bestimmt,	sind	die	Vorschriften	dieses	Untertitels	 jedoch	nur	auf	diejenigen	Bestandteile	des	
Vertrags	anzuwenden,	welche	die	digitalen	Produkte	betreffen.	
(3)	Absatz	2	gilt	nicht	für	Kaufverträge	über	Waren,	die	in	einer	Weise	digitale	Produkte	enthal-

ten	oder	mit	ihnen	verbunden	sind,	dass	die	Waren	ihre	Funktionen	ohne	diese	digitalen	Produkte	
nicht	erfüllen	können	(Waren	mit	digitalen	Elementen).	Beim	Kauf	einer	Ware	mit	digitalen	Elemen-
ten	ist	im	Zweifel	anzunehmen,	dass	die	Verpflichtung	des	Verkäufers	die	Bereitstellung	der	digita-
len	Inhalte	oder	digitalen	Dienstleistungen	umfasst.431	
	
§	327b	Bereitstellung	digitaler	Produkte	
(1)	 Ist	 der	Unternehmer	durch	 einen	Verbrauchervertrag	 gemäß	§	327	oder	 §	327a	dazu	ver-

pflichtet,	dem	Verbraucher	ein	digitales	Produkt	bereitzustellen,	so	gelten	für	die	Bestimmung	der	
Leistungszeit	sowie	 für	die	Art	und	Weise	der	Bereitstellung	durch	den	Unternehmer	die	nachfol-
genden	Vorschriften.	
(2)	Sofern	die	Vertragsparteien	keine	Zeit	für	die	Bereitstellung	des	digitalen	Produkts	nach	Ab-

satz	1	vereinbart	haben,	kann	der	Verbraucher	die	Bereitstellung	unverzüglich	nach	Vertragsschluss	
verlangen,	der	Unternehmer	sie	sofort	bewirken.	

	
		430		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Auf	das	in	den	§§	325,	326	bestimmte	Rücktrittsrecht	finden	die	für	das	vertragsmäßige	Rücktritts-

recht	geltenden	Vorschriften	der	§§	346	bis	356	entsprechende	Anwendung.	Erfolgt	der	Rücktritt	we-
gen	eines	Umstandes,	den	der	andere	Teil	nicht	 zu	vertreten	hat,	 so	haftet	dieser	nur	nach	den	Vor-
schriften	über	die	Herausgabe	einer	ungerechtfertigten	Bereicherung.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		431		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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(3)	Ein	digitaler	Inhalt	ist	bereitgestellt,	sobald	der	digitale	Inhalt	oder	die	geeigneten	Mittel	für	
den	Zugang	zu	diesem	oder	das	Herunterladen	des	digitalen	Inhalts	dem	Verbraucher	unmittelbar	
oder	mittels	einer	von	 ihm	hierzu	bestimmten	Einrichtung	zur	Verfügung	gestellt	oder	zugänglich	
gemacht	wordenist.	
(4)	Eine	digitale	Dienstleistung	ist	bereitgestellt,	sobald	die	digitale	Dienstleistung	dem	Verbrau-

cher	 unmittelbar	 oder	mittels	 einer	 von	 ihm	 hierzu	 bestimmten	 Einrichtung	 zugänglich	 gemacht	
worden	ist.	
(5)	Wenn	 der	 Unternehmer	 durch	 den	 Vertrag	 zu	 einer	 Reihe	 einzelner	 Bereitstellungen	 ver-

pflichtet	ist,	gelten	die	Absätze	2	bis	4	für	jede	einzelne	Bereitstellung	innerhalb	der	Reihe.	
(6)	Die	Beweislast	für	die	nach	den	Absätzen	1	bis	4	erfolgte	Bereitstellung	trifft	abweichend	von	

§	363	den	Unternehmer.432	
	
§	327c	Rechte	bei	unterbliebener	Bereitstellung	
(1)	Kommt	der	Unternehmer	seiner	 fälligen	Verpflichtung	zur	Bereitstellung	des	digitalen	Pro-

dukts	 auf	 Aufforderung	 des	 Verbrauchers	 nicht	 unverzüglich	 nach,	 so	 kann	 der	 Verbraucher	 den	
Vertrag	beenden.	Nach	einer	Aufforderung	gemäß	Satz	1	kann	eine	andere	Zeit	 für	die	Bereitstel-
lung	nur	ausdrücklich	vereinbart	werden.	
(2)	Liegen	die	Voraussetzungen	 für	eine	Beendigung	des	Vertrags	nach	Absatz	1	Satz	1	vor,	so	

kann	der	Verbraucher	nach	den	§§	280	und	281	Absatz	1	Satz	1	Schadensersatz	oder	nach	§	284	
Ersatz	vergeblicher	Aufwendungen	verlangen,	wenn	die	Voraussetzungen	dieser	Vorschriften	vor-
liegen.	§	281	Absatz	1	Satz	1	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	an	die	Stelle	der	Bestimmung	
einer	angemessenen	Frist	die	Aufforderung	nach	Absatz	1	Satz	1	tritt.	Ansprüche	des	Verbrauchers	
auf	Schadensersatz	nach	den	§§	283	und	311a	Absatz	2	bleiben	unberührt.	
(3)	Die	Aufforderung	nach	Absatz	1	Satz	1	und	Absatz	2	Satz	2	ist	entbehrlich,	wenn	
1.		der	Unternehmer	die	Bereitstellung	verweigert,	
2.		es	nach	den	Umständen	eindeutig	zu	erkennen	ist,	dass	der	Unternehmer	das	digitale	Produkt	
nicht	bereitstellen	wird,	oder	

3.		der	Unternehmer	 die	 Bereitstellung	 bis	 zu	 einem	bestimmten	 Termin	 oder	 innerhalb	 einer	
bestimmten	Frist	nicht	bewirkt,	obwohl	vereinbart	war	oder	es	sich	für	den	Unternehmer	aus	
eindeutig	erkennbaren,	den	Vertragsabschluss	begleitenden	Umständen	ergeben	konnte,	dass	
die	termin-	oder	fristgerechte	Bereitstellung	für	den	Verbraucher	wesentlich	ist.	

In	den	Fällen	des	Satzes	1	ist	die	Mahnung	gemäß	§	286	stets	entbehrlich.	
(4)	 Für	 die	 Beendigung	 des	 Vertrags	 nach	 Absatz	 1	 Satz	 1	 und	 deren	 Rechtsfolgen	 sind	 die	

§§	327o	und	327p	entsprechend	anzuwenden.	Das	Gleiche	gilt	für	den	Fall,	dass	der	Verbraucher	in	
den	 Fällen	 des	Absatzes	 2	 Schadensersatz	 statt	 der	 ganzen	 Leistung	 verlangt.	 §	 325	 gilt	 entspre-
chend.	
(5)	§	218	ist	auf	die	Vertragsbeendigung	nach	Absatz	1	Satz	1	entsprechend	anzuwenden.	
(6)	Sofern	der	Verbraucher	den	Vertrag	nach	Absatz	1	Satz	1	beenden	kann,	kann	er	sich	im	Hin-

blick	auf	alle	Bestandteile	des	Paketvertrags	vom	Vertrag	lösen,	wenn	er	an	dem	anderen	Teil	des	
Paketvertrags	ohne	das	nicht	bereitgestellte	digitale	Produkt	kein	Interesse	hat.	Satz	1	ist	nicht	auf	
Paketverträge	 anzuwenden,	 bei	 denen	 der	 andere	 Bestandteil	 ein	 Telekommunikationsdienst	 im	
Sinne	des	§	3	Nummer	61	des	Telekommunikationsgesetzes	ist.	
(7)	Sofern	der	Verbraucher	den	Vertrag	nach	Absatz	1	Satz	1	beenden	kann,	kann	er	sich	im	Hin-

blick	auf	alle	Bestandteile	eines	Vertrags	nach	§	327a	Absatz	2	vom	Vertrag	lösen,	wenn	aufgrund	
des	 nicht	 bereitgestellten	 digitalen	 Produkts	 sich	 die	 Sache	 nicht	 zur	 gewöhnlichen	 Verwendung	
eignet.433	

	
		432		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		433		 QUELLE	
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§	327d	Vertragsmäßigkeit	digitaler	Produkte	
Ist	der	Unternehmer	durch	einen	Verbrauchervertrag	gemäß	§	327	oder	§	327a	zur	Bereitstel-

lung	 eines	 digitalen	 Produkts	 verpflichtet,	 so	 hat	 er	 das	 digitale	 Produkt	 frei	 von	 Produkt-	 und	
Rechtsmängeln	im	Sinne	der	§§	327e	bis	327g	bereitzustellen.434	
	
§	327e	Produktmangel	
(1)	Das	digitale	Produkt	ist	 frei	von	Produktmängeln,	wenn	es	zur	maßgeblichen	Zeit	nach	den	

Vorschriften	dieses	Untertitels	den	subjektiven	Anforderungen,	den	objektiven	Anforderungen	und	
den	Anforderungen	an	die	Integration	entspricht.	Soweit	nachfolgend	nicht	anders	bestimmt,	ist	die	
maßgebliche	Zeit	der	Zeitpunkt	der	Bereitstellung	nach	§	327b.	Wenn	der	Unternehmer	durch	den	
Vertrag	zu	einer	fortlaufenden	Bereitstellung	über	einen	Zeitraum	(dauerhafte	Bereitstellung)	ver-
pflichtet	ist,	ist	der	maßgebliche	Zeitraum	der	gesamte	vereinbarte	Zeitraum	der	Bereitstellung	(Be-
reitstellungszeitraum).	
(2)	Das	digitale	Produkt	entspricht	den	subjektiven	Anforderungen,	wenn	
1.		das	digitale	Produkt	
a)		die	vereinbarte	Beschaffenheit	hat,	einschließlich	der	Anforderungen	an	seine	Menge,	sei-
ne	Funktionalität,	seine	Kompatibilität	und	seine	Interoperabilität,	

b)		sich	für	die	nach	dem	Vertrag	vorausgesetzte	Verwendung	eignet,	
2.		es	wie	im	Vertrag	vereinbart	mit	Zubehör,	Anleitungen	und	Kundendienst	bereitgestellt	wird	
und	

3.		die	 im	Vertrag	vereinbarten	Aktualisierungen	während	des	nach	dem	Vertrag	maßgeblichen	
Zeitraums	bereitgestellt	werden.	

Funktionalität	 ist	die	Fähigkeit	eines	digitalen	Produkts,	 seine	Funktionen	seinem	Zweck	entspre-
chend	 zu	 erfüllen.	 Kompatibilität	 ist	 die	 Fähigkeit	 eines	 digitalen	 Produkts,	 mit	 Hardware	 oder	
Software	 zu	 funktionieren,	mit	 der	 digitale	 Produkte	 derselben	Art	 in	 der	 Regel	 genutzt	werden,	
ohne	 dass	 sie	 konvertiert	werden	müssen.	 Interoperabilität	 ist	 die	 Fähigkeit	 eines	 digitalen	 Pro-
dukts,	mit	anderer	Hardware	oder	Software	als	derjenigen,	mit	der	digitale	Produkte	derselben	Art	
in	der	Regel	genutzt	werden,	zu	funktionieren.	
(3)	Das	digitale	Produkt	entspricht	den	objektiven	Anforderungen,	wenn	
1.		es	sich	für	die	gewöhnliche	Verwendung	eignet,	
2.		es	 eine	Beschaffenheit,	 einschließlich	der	Menge,	der	Funktionalität,	 der	Kompatibilität,	 der	
Zugänglichkeit,	der	Kontinuität	und	der	Sicherheit	aufweist,	die	bei	digitalen	Produkten	der-
selben	Art	 üblich	 ist	 und	die	 der	Verbraucher	 unter	Berücksichtigung	der	Art	 des	 digitalen	
Produkts	erwarten	kann,	

3.		es	 der	 Beschaffenheit	 einer	 Testversion	 oder	 Voranzeige	 entspricht,	 die	 der	 Unternehmer	
dem	Verbraucher	vor	Vertragsschluss	zur	Verfügung	gestellt	hat,	

4.		es	mit	dem	Zubehör	und	den	Anleitungen	bereitgestellt	wird,	deren	Erhalt	der	Verbraucher	
erwarten	kann,	

5.		dem	Verbraucher	gemäß	§	327f	Aktualisierungen	bereitgestellt	werden	und	der	Verbraucher	
über	diese	Aktualisierungen	informiert	wird	und	

6.		sofern	die	Parteien	nichts	anderes	vereinbart	haben,	 es	 in	der	 zum	Zeitpunkt	des	Vertrags-
schlusses	neuesten	verfügbaren	Version	bereitgestellt	wird.	

Zu	der	üblichen	Beschaffenheit	nach	Satz	1	Nummer	2	gehören	auch	Anforderungen,	die	der	Ver-
braucher	nach	vom	Unternehmer	oder	einer	anderen	Person	in	vorhergehenden	Gliedern	der	Ver-
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triebskette	selbst	oder	in	deren	Auftrag	vorgenommenen	öffentlichen	Äußerungen,	die	insbesonde-
re	in	der	Werbung	oder	auf	dem	Etikett	abgegeben	wurden,	erwarten	kann.	Das	gilt	nicht,	wenn	der	
Unternehmer	 die	 Äußerung	 nicht	 kannte	 und	 auch	 nicht	 kennen	 konnte,	wenn	 die	 Äußerung	 im	
Zeitpunkt	 des	 Vertragsschlusses	 in	 derselben	 oder	 in	 gleichwertiger	 Weise	 berichtigt	 war	 oder	
wenn	die	Äußerung	die	Entscheidung,	das	digitale	Produkt	zu	erwerben,	nicht	beeinflussen	konnte.	
(4)	Soweit	eine	Integration	durchzuführen	 ist,	entspricht	das	digitale	Produkt	den	Anforderun-

gen	an	die	Integration,	wenn	die	Integration	
1.		sachgemäß	durchgeführt	worden	ist	oder	
2.		zwar	unsachgemäß	durchgeführt	worden	ist,	dies	jedoch	weder	auf	einer	unsachgemäßen	In-
tegration	durch	den	Unternehmer	noch	auf	einem	Mangel	in	der	vom	Unternehmer	bereitge-
stellten	Anleitung	beruht.	

Integration	 ist	 die	 Verbindung	 und	 die	 Einbindung	 eines	 digitalen	 Produkts	mit	 den	 oder	 in	 die	
Komponenten	 der	 digitalen	 Umgebung	 des	 Verbrauchers,	 damit	 das	 digitale	 Produkt	 gemäß	 den	
Anforderungen	nach	den	Vorschriften	dieses	Untertitels	genutzt	werden	kann.	Digitale	Umgebung	
sind	Hardware,	Software	oder	Netzverbindungen	aller	Art,	die	vom	Verbraucher	für	den	Zugang	zu	
einem	digitalen	Produkt	oder	die	Nutzung	eines	digitalen	Produkts	verwendet	werden.	
(5)	Einem	Produktmangel	steht	es	gleich,	wenn	der	Unternehmer	ein	anderes	digitales	Produkt	

als	das	vertraglich	geschuldete	digitale	Produkt	bereitstellt.435	
	
§	327f	Aktualisierungen	
(1)	 Der	 Unternehmer	 hat	 sicherzustellen,	 dass	 dem	 Verbraucher	 während	 des	 maßgeblichen	

Zeitraums	Aktualisierungen,	die	für	den	Erhalt	der	Vertragsmäßigkeit	des	digitalen	Produkts	erfor-
derlich	 sind,	 bereitgestellt	 werden	 und	 der	 Verbraucher	 über	 diese	 Aktualisierungen	 informiert	
wird.	Zu	den	erforderlichen	Aktualisierungen	gehören	auch	Sicherheitsaktualisierungen.	Der	maß-
gebliche	Zeitraum	nach	Satz	1	ist	
1.		bei	einem	Vertrag	über	die	dauerhafte	Bereitstellung	eines	digitalen	Produkts	der	Bereitstel-
lungszeitraum,	

2.		 in	allen	anderen	Fällen	der	Zeitraum,	den	der	Verbraucher	aufgrund	der	Art	und	des	Zwecks	
des	digitalen	Produkts	und	unter	Berücksichtigung	der	Umstände	und	der	Art	des	Vertrags	
erwarten	kann.	

(2)	 Unterlässt	 es	 der	 Verbraucher,	 eine	 Aktualisierung,	 die	 ihm	 gemäß	Absatz	 1	 bereitgestellt	
worden	ist,	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	zu	installieren,	so	haftet	der	Unternehmer	nicht	für	
einen	Produktmangel,	der	allein	auf	das	Fehlen	dieser	Aktualisierung	zurückzuführen	ist,	sofern	
1.	 der	Unternehmer	den	Verbraucher	über	die	Verfügbarkeit	der	Aktualisierung	und	die	Folgen	
einer	unterlassenen	Installation	informiert	hat	und	

2.	 die	Tatsache,	dass	der	Verbraucher	die	Aktualisierung	nicht	oder	unsachgemäß	installiert	hat,	
nicht	auf	eine	dem	Verbraucher	bereitgestellte	mangelhafte	Installationsanleitung	zurückzu-
führen	ist.436	

	
§	327g	Rechtsmangel	
Das	digitale	Produkt	ist	frei	von	Rechtsmängeln,	wenn	der	Verbraucher	es	gemäß	den	subjekti-

ven	oder	objektiven	Anforderungen	nach	§	327e	Absatz	2	und	3	nutzen	kann,	ohne	Rechte	Dritter	zu	
verletzen.437	
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§	327h	Abweichende	Vereinbarungen	über	Produktmerkmale	
Von	 den	 objektiven	Anforderungen	 nach	 §	 327e	 Absatz	 3	 Satz	 1	Nummer	 1	 bis	 5	 und	 Satz	 2,	

§	327f	Absatz	1	und	§	327g	kann	nur	abgewichen	werden,	wenn	der	Verbraucher	vor	Abgabe	seiner	
Vertragserklärung	eigens	davon	in	Kenntnis	gesetzt	wurde,	dass	ein	bestimmtes	Merkmal	des	digi-
talen	Produkts	von	diesen	objektiven	Anforderungen	abweicht,	und	diese	Abweichung	 im	Vertrag	
ausdrücklich	und	gesondert	vereinbart	wurde.438	
	
§	327i	Rechte	des	Verbrauchers	bei	Mängeln	
Ist	das	digitale	Produkt	mangelhaft,	kann	der	Verbraucher,	wenn	die	Voraussetzungen	der	 fol-

genden	Vorschriften	vorliegen,	
1.		nach	§	327l	Nacherfüllung	verlangen,	
2.		nach	§	327m	Absatz	1,	2,	4	und	5	den	Vertrag	beenden	oder	nach	§	327n	den	Preis	mindern	
und	

3.		nach	§	280	Absatz	1	oder	§	327m	Absatz	3	Schadensersatz	oder	nach	§	284	Ersatz	vergebli-
cher	Aufwendungen	verlangen.439	

	
§	327j	Verjährung	
(1)	Die	in	§	327i	Nummer	1	und	3	bezeichneten	Ansprüche	verjähren	in	zwei	Jahren.	Die	Verjäh-

rung	beginnt	mit	der	Bereitstellung.	
(2)	 Im	Fall	der	dauerhaften	Bereitstellung	verjähren	die	Ansprüche	nicht	vor	Ablauf	von	zwölf	

Monaten	nach	dem	Ende	des	Bereitstellungszeitraums.	
(3)	Ansprüche	wegen	einer	Verletzung	der	Aktualisierungspflicht	verjähren	nicht	vor	Ablauf	von	

zwölf	Monaten	nach	dem	Ende	des	für	die	Aktualisierungspflicht	maßgeblichen	Zeitraums.	
(4)	Hat	sich	ein	Mangel	innerhalb	der	Verjährungsfrist	gezeigt,	so	tritt	die	Verjährung	nicht	vor	

dem	Ablauf	von	vier	Monaten	nach	dem	Zeitpunkt	ein,	in	dem	sich	der	Mangel	erstmals	gezeigt	hat.	
(5)	Für	die	in	§	327i	Nummer	2	bezeichneten	Rechte	gilt	§	218	entsprechend.440	

	
§	327k	Beweislastumkehr	
(1)	Zeigt	 sich	bei	 einem	digitalen	Produkt	 innerhalb	 eines	 Jahres	 seit	 seiner	Bereitstellung	ein	

von	den	Anforderungen	nach	§	327e	oder	§	327g	abweichender	Zustand,	so	wird	vermutet,	dass	das	
digitale	Produkt	bereits	bei	Bereitstellung	mangelhaft	war.	
(2)	Zeigt	sich	bei	einem	dauerhaft	bereitgestellten	digitalen	Produkt	während	der	Dauer	der	Be-

reitstellung	ein	von	den	Anforderungen	nach	§	327e	oder	§	327g	abweichender	Zustand,	 so	wird	
vermutet,	 dass	das	digitale	Produkt	während	der	bisherigen	Dauer	der	Bereitstellung	mangelhaft	
war.	
(3)	Die	Vermutungen	nach	den	Absätzen	1	und	2	gelten	vorbehaltlich	des	Absatzes	4	nicht,	wenn	
1.		die	 digitale	 Umgebung	 des	 Verbrauchers	mit	 den	 technischen	 Anforderungen	 des	 digitalen	
Produkts	zur	maßgeblichen	Zeit	nicht	kompatibel	war	oder	
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2.		der	Unternehmer	nicht	feststellen	kann,	ob	die	Voraussetzungen	der	Nummer	1	vorlagen,	weil	
der	Verbraucher	eine	hierfür	notwendige	und	ihm	mögliche	Mitwirkungshandlung	nicht	vor-
nimmt	und	der	Unternehmer	zur	Feststellung	ein	technisches	Mittel	einsetzen	wollte,	das	für	
den	Verbraucher	den	geringsten	Eingriff	darstellt.	

(4)	Absatz	3	ist	nur	anzuwenden,	wenn	der	Unternehmer	den	Verbraucher	vor	Vertragsschluss	
klar	und	verständlich	informiert	hat	über	
1.		die	technischen	Anforderungen	des	digitalen	Produkts	an	die	digitale	Umgebung	im	Fall	des	
Absatzes	3	Nummer	1	oder	

2.		die	Obliegenheit	des	Verbrauchers	nach	Absatz	3	Nummer	2.441	
	
§	327l	Nacherfüllung	
(1)	Verlangt	der	Verbraucher	vom	Unternehmer	Nacherfüllung,	so	hat	dieser	den	vertragsgemä-

ßen	Zustand	herzustellen	und	die	zum	Zwecke	der	Nacherfüllung	erforderlichen	Aufwendungen	zu	
tragen.	Der	Unternehmer	hat	die	Nacherfüllung	 innerhalb	einer	angemessenen	Frist	 ab	dem	Zeit-
punkt,	 zu	 dem	 der	 Verbraucher	 ihn	 über	 den	Mangel	 informiert	 hat,	 und	 ohne	 erhebliche	 Unan-
nehmlichkeiten	für	den	Verbraucher	durchzuführen.	
(2)	Der	Anspruch	nach	Absatz	1	ist	ausgeschlossen,	wenn	die	Nacherfüllung	unmöglich	oder	für	

den	Unternehmer	 nur	mit	 unverhältnismäßigen	 Kosten	möglich	 ist.	 Dabei	 sind	 insbesondere	 der	
Wert	des	digitalen	Produkts	in	mangelfreiem	Zustand	sowie	die	Bedeutung	des	Mangels	zu	berück-
sichtigen.	§	275	Absatz	2	und	3	findet	keine	Anwendung.442	
	
§	327m	Vertragsbeendigung	und	Schadensersatz	
(1)	Ist	das	digitale	Produkt	mangelhaft,	so	kann	der	Verbraucher	den	Vertrag	gemäß	§	327o	be-

enden,	wenn	
1.		der	Nacherfüllungsanspruch	gemäß	§	327l	Absatz	2	ausgeschlossen	ist,	
2.		der	Nacherfüllungsanspruch	des	Verbrauchers	nicht	gemäß	§	327l	Absatz	1	erfüllt	wurde,	
3.		sich	trotz	der	vom	Unternehmer	versuchten	Nacherfüllung	ein	Mangel	zeigt,	
4.		der	Mangel	 derart	 schwerwiegend	 ist,	 dass	 die	 sofortige	 Vertragsbeendigung	 gerechtfertigt	
ist,	

5.		der	Unternehmer	die	gemäß	§	327l	Absatz	1	Satz	2	ordnungsgemäße	Nacherfüllung	verwei-
gert	hat,	oder	

6.		es	nach	den	Umständen	offensichtlich	ist,	dass	der	Unternehmer	nicht	gemäß	§	327l	Absatz	1	
Satz	2	ordnungsgemäß	nacherfüllen	wird.	

(2)	Eine	Beendigung	des	Vertrags	nach	Absatz	1	ist	ausgeschlossen,	wenn	der	Mangel	unerheb-
lich	ist.	Dies	gilt	nicht	für	Verbraucherverträge	im	Sinne	des	§	327	Absatz	3.	
(3)	In	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nummer	1	bis	6	kann	der	Verbraucher	unter	den	Voraussetzun-

gen	des	§	280	Absatz	1	Schadensersatz	statt	der	Leistung	verlangen.	§	281	Absatz	1	Satz	3	und	Ab-
satz	4	sind	entsprechend	anzuwenden.	Verlangt	der	Verbraucher	Schadensersatz	statt	der	ganzen	
Leistung,	 so	 ist	der	Unternehmer	zur	Rückforderung	des	Geleisteten	nach	den	§§	327o	und	327p	
berechtigt.	§	325	gilt	entsprechend.	
(4)	Sofern	der	Verbraucher	den	Vertrag	nach	Absatz	1	beenden	kann,	kann	er	sich	 im	Hinblick	

auf	alle	Bestandteile	des	Paketvertrags	vom	Vertrag	lösen,	wenn	er	an	dem	anderen	Teil	des	Paket-
vertrags	ohne	das	mangelhafte	digitale	Produkt	kein	Interesse	hat.	Satz	1	ist	nicht	auf	Paketverträge	
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anzuwenden,	 bei	 denen	 der	 andere	 Bestandteil	 ein	 Telekommunikationsdienst	 im	 Sinne	 des	 §	 3	
Nummer	61	des	Telekommunikationsgesetzes	ist.	
(5)	Sofern	der	Verbraucher	den	Vertrag	nach	Absatz	1	beenden	kann,	kann	er	sich	 im	Hinblick	

auf	 alle	Bestandteile	 eines	Vertrags	nach	§	327a	Absatz	2	vom	Vertrag	 lösen,	wenn	aufgrund	des	
Mangels	des	digitalen	Produkts	sich	die	Sache	nicht	zur	gewöhnlichen	Verwendung	eignet.443	
	
§	327n	Minderung	
(1)	Statt	den	Vertrag	nach	§	327m	Absatz	1	zu	beenden,	kann	der	Verbraucher	den	Preis	durch	

Erklärung	gegenüber	dem	Unternehmer	mindern.	Der	Ausschlussgrund	des	§	327m	Absatz	2	Satz	1	
findet	keine	Anwendung.	§	327o	Absatz	1	ist	entsprechend	anzuwenden.	
(2)	Bei	der	Minderung	ist	der	Preis	in	dem	Verhältnis	herabzusetzen,	in	welchem	zum	Zeitpunkt	

der	 Bereitstellung	 der	Wert	 des	 digitalen	 Produkts	 in	 mangelfreiem	 Zustand	 zu	 dem	 wirklichen	
Wert	gestanden	haben	würde.	Bei	Verträgen	über	die	dauerhafte	Bereitstellung	eines	digitalen	Pro-
dukts	 ist	 der	Preis	 unter	 entsprechender	Anwendung	des	 Satzes	1	nur	 anteilig	 für	 die	Dauer	der	
Mangelhaftigkeit	herabzusetzen.	
(3)	Die	Minderung	ist,	soweit	erforderlich,	durch	Schätzung	zu	ermitteln.	
(4)	Hat	der	Verbraucher	mehr	als	den	geminderten	Preis	gezahlt,	 so	hat	der	Unternehmer	den	

Mehrbetrag	zu	erstatten.	Der	Mehrbetrag	ist	unverzüglich,	auf	jeden	Fall	aber	innerhalb	von	14	Ta-
gen	zu	erstatten.	Die	Frist	beginnt	mit	dem	Zugang	der	Minderungserklärung	beim	Unternehmer.	
Für	die	Erstattung	muss	der	Unternehmer	dasselbe	Zahlungsmittel	verwenden,	das	der	Verbraucher	
bei	der	Zahlung	verwendet	hat,	es	sei	denn,	es	wurde	ausdrücklich	etwas	anderes	vereinbart	und	
dem	Verbraucher	 entstehen	 durch	 die	 Verwendung	 eines	 anderen	 Zahlungsmittels	 keine	 Kosten.	
Der	Unternehmer	kann	vom	Verbraucher	keinen	Ersatz	 für	die	Kosten	verlangen,	die	 ihm	 für	die	
Erstattung	des	Mehrbetrags	entstehen.444	
	
§	327o	Erklärung	und	Rechtsfolgen	der	Vertragsbeendigung	
(1)	Die	Beendigung	des	Vertrags	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	dem	Unternehmer,	 in	wel-

cher	 der	 Entschluss	 des	 Verbrauchers	 zur	 Beendigung	 zum	 Ausdruck	 kommt.	 §	 351	 ist	 entspre-
chend	anzuwenden.	
(2)	Im	Fall	der	Vertragsbeendigung	hat	der	Unternehmer	dem	Verbraucher	die	Zahlungen	zu	er-

statten,	die	der	Verbraucher	zur	Erfüllung	des	Vertrags	geleistet	hat.	Für	Leistungen,	die	der	Unter-
nehmer	aufgrund	der	Vertragsbeendigung	nicht	mehr	zu	erbringen	hat,	erlischt	sein	Anspruch	auf	
Zahlung	des	vereinbarten	Preises.	
(3)	Abweichend	von	Absatz	2	Satz	2	erlischt	bei	Verträgen	über	die	dauerhafte	Bereitstellung	ei-

nes	digitalen	Produkts	der	Anspruch	des	Unternehmers	auch	 für	bereits	erbrachte	Leistungen,	 je-
doch	nur	für	denjenigen	Teil	des	Bereitstellungszeitraums,	in	dem	das	digitale	Produkt	mangelhaft	
war.	Der	gezahlte	Preis	 für	den	Zeitraum,	 für	den	der	Anspruch	nach	Satz	1	entfallen	 ist,	 ist	dem	
Verbraucher	zu	erstatten.	
(4)	Für	die	Erstattungen	nach	den	Absätzen	2	und	3	ist	§	327n	Absatz	4	Satz	2	bis	5	entsprechend	

anzuwenden.	
(5)	Der	Verbraucher	 ist	verpflichtet,	einen	vom	Unternehmer	bereitgestellten	körperlichen	Da-

tenträger	an	diesen	unverzüglich	zurückzusenden,	wenn	der	Unternehmer	dies	spätestens	14	Tage	
nach	Vertragsbeendigung	verlangt.	Der	Unternehmer	 trägt	die	Kosten	der	Rücksendung.	§	348	 ist	
entsprechend	anzuwenden.445	

	
		443		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		444		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		445		 QUELLE	
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§	327p	Weitere	Nutzung	nach	Vertragsbeendigung	
(1)	 Der	 Verbraucher	 darf	 das	 digitale	 Produkt	 nach	 Vertragsbeendigung	weder	weiter	 nutzen	

noch	Dritten	zur	Verfügung	stellen.	Der	Unternehmer	ist	berechtigt,	die	weitere	Nutzung	durch	den	
Verbraucher	zu	unterbinden.	Absatz	3	bleibt	hiervon	unberührt.	
(2)	Der	Unternehmer	darf	die	Inhalte,	die	nicht	personenbezogene	Daten	sind	und	die	der	Ver-

braucher	bei	der	Nutzung	des	vom	Unternehmer	bereitgestellten	digitalen	Produkts	bereitgestellt	
oder	erstellt	hat,	nach	der	Vertragsbeendigung	nicht	weiter	nutzen.	Dies	gilt	nicht,	wenn	die	Inhalte	
1.		außerhalb	 des	 Kontextes	 des	 vom	 Unternehmer	 bereitgestellten	 digitalen	 Produkts	 keinen	
Nutzen	haben,	

2.		ausschließlich	 mit	 der	 Nutzung	 des	 vom	 Unternehmer	 bereitgestellten	 digitalen	 Produkts	
durch	den	Verbraucher	zusammenhängen,	

3.		vom	Unternehmer	mit	anderen	Daten	aggregiert	wurden	und	nicht	oder	nur	mit	unverhält-
nismäßigem	Aufwand	disaggregiert	werden	können	oder	

4.		vom	 Verbraucher	 gemeinsam	mit	 anderen	 erzeugt	wurden,	 sofern	 andere	 Verbraucher	 die	
Inhalte	weiterhin	nutzen	können.	

(3)	 Der	 Unternehmer	 hat	 dem	Verbraucher	 auf	 dessen	 Verlangen	 die	 Inhalte	 gemäß	Absatz	 2	
Satz	1	bereitzustellen.	Dies	gilt	nicht	für	Inhalte	nach	Absatz	2	Satz	2	Nummer	1	bis	3.	Die	Inhalte	
müssen	dem	Verbraucher	unentgeltlich,	ohne	Behinderung	durch	den	Unternehmer,	innerhalb	einer	
angemessenen	 Frist	 und	 in	 einem	 gängigen	 und	 maschinenlesbaren	 Format	 bereitgestellt	 wer-
den.446	
	
§	327q	Vertragsrechtliche	Folgen	datenschutzrechtlicher	Erklärungen	des	Verbrauchers	
(1)	Die	Ausübung	von	datenschutzrechtlichen	Betroffenenrechten	und	die	Abgabe	datenschutz-

rechtlicher	 Erklärungen	 des	 Verbrauchers	 nach	 Vertragsschluss	 lassen	 die	Wirksamkeit	 des	 Ver-
trags	unberührt.	
(2)	Widerruft	der	Verbraucher	eine	von	ihm	erteilte	datenschutzrechtliche	Einwilligung	oder	wi-

derspricht	 er	 einer	 weiteren	 Verarbeitung	 seiner	 personenbezogenen	 Daten,	 so	 kann	 der	 Unter-
nehmer	einen	Vertrag,	der	ihn	zu	einer	Reihe	einzelner	Bereitstellungen	digitaler	Produkte	oder	zur	
dauerhaften	Bereitstellung	eines	digitalen	Produkts	verpflichtet,	ohne	Einhaltung	einer	Kündigungs-
frist	kündigen,	wenn	ihm	unter	Berücksichtigung	des	weiterhin	zulässigen	Umfangs	der	Datenver-
arbeitung	und	unter	Abwägung	der	beiderseitigen	Interessen	die	Fortsetzung	des	Vertragsverhält-
nisses	bis	zum	vereinbarten	Vertragsende	oder	bis	zum	Ablauf	einer	gesetzlichen	oder	vertraglichen	
Kündigungsfrist	nicht	zugemutet	werden	kann.	
(3)	Ersatzansprüche	des	Unternehmers	gegen	den	Verbraucher	wegen	einer	durch	die	Ausübung	

von	 Datenschutzrechten	 oder	 die	 Abgabe	 datenschutzrechtlicher	 Erklärungen	 bewirkten	 Ein-
schränkung	der	zulässigen	Datenverarbeitung	sind	ausgeschlossen.447	
	
§	327r	Änderungen	an	digitalen	Produkten	
(1)	Bei	 einer	 dauerhaften	Bereitstellung	 darf	 der	Unternehmer	Änderungen	des	 digitalen	 Pro-

dukts,	die	über	das	zur	Aufrechterhaltung	der	Vertragsmäßigkeit	nach	§	327e	Absatz	2	und	3	und	
§	327f	erforderliche	Maß	hinausgehen,	nur	vornehmen,	wenn	
1.		der	Vertrag	diese	Möglichkeit	vorsieht	und	einen	triftigen	Grund	dafür	enthält,	

	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		446		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		447		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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2.		dem	Verbraucher	durch	die	Änderung	keine	zusätzlichen	Kosten	entstehen	und	
3.		der	Verbraucher	klar	und	verständlich	über	die	Änderung	informiert	wird.	
(2)	Eine	Änderung	des	digitalen	Produkts,	welche	die	Zugriffsmöglichkeit	des	Verbrauchers	auf	

das	digitale	Produkt	oder	welche	die	Nutzbarkeit	des	digitalen	Produkts	für	den	Verbraucher	beein-
trächtigt,	darf	der	Unternehmer	nur	vornehmen,	wenn	er	den	Verbraucher	darüber	hinaus	 inner-
halb	einer	angemessenen	Frist	vor	dem	Zeitpunkt	der	Änderung	mittels	eines	dauerhaften	Daten-
trägers	informiert.	Die	Information	muss	Angaben	enthalten	über:	
1.		Merkmale	und	Zeitpunkt	der	Änderung	sowie	
2.		die	Rechte	des	Verbrauchers	nach	den	Absätzen	3	und	4.	

Satz	1	gilt	nicht,	wenn	die	Beeinträchtigung	der	Zugriffsmöglichkeit	oder	der	Nutzbarkeit	nur	uner-
heblich	ist.	
(3)	Beeinträchtigt	eine	Änderung	des	digitalen	Produkts	die	Zugriffsmöglichkeit	oder	die	Nutz-

barkeit	im	Sinne	des	Absatzes	2	Satz	1,	so	kann	der	Verbraucher	den	Vertrag	innerhalb	von	30	Ta-
gen	unentgeltlich	beenden.	Die	Frist	beginnt	mit	dem	Zugang	der	Information	nach	Absatz	2	zu	lau-
fen.	Erfolgt	die	Änderung	nach	dem	Zugang	der	Information,	so	tritt	an	die	Stelle	des	Zeitpunkts	des	
Zugangs	der	Information	der	Zeitpunkt	der	Änderung.	
(4)	Die	Beendigung	des	Vertrags	nach	Absatz	3	Satz	1	ist	ausgeschlossen,	wenn	
1.		die	Beeinträchtigung	der	Zugriffsmöglichkeit	oder	der	Nutzbarkeit	nur	unerheblich	ist	oder	
2.		dem	 Verbraucher	 die	 Zugriffsmöglichkeit	 auf	 das	 unveränderte	 digitale	 Produkt	 und	 die	
Nutzbarkeit	des	unveränderten	digitalen	Produkts	ohne	zusätzliche	Kosten	erhalten	bleiben.	

(5)	 Für	 die	 Beendigung	 des	 Vertrags	 nach	 Absatz	 3	 Satz	 1	 und	 deren	 Rechtsfolgen	 sind	 die	
§§	327o	und	327p	entsprechend	anzuwenden.	
(6)	Die	Absätze	1	bis	5	sind	auf	Paketverträge,	bei	denen	der	andere	Bestandteil	des	Paketver-

trags	 die	 Bereitstellung	 eines	 Internetzugangsdienstes	 oder	 eines	 öffentlich	 zugänglichen	 num-
merngebundenen	 interpersonellen	 Telekommunikationsdienstes	 im	 Rahmen	 eines	 Paketvertrags	
im	Sinne	des	§	66	Absatz	1	des	Telekommunikationsgesetzes	zum	Gegenstand	hat,	nicht	anzuwen-
den.448	
	
§	327s	Abweichende	Vereinbarungen	
(1)	 Auf	 eine	 Vereinbarung	mit	 dem	Verbraucher,	 die	 zum	Nachteil	 des	 Verbrauchers	 von	 den	

Vorschriften	dieses	Untertitels	abweicht,	kann	der	Unternehmer	sich	nicht	berufen,	es	sei	denn,	die	
Vereinbarung	wurde	erst	nach	der	Mitteilung	des	Verbrauchers	gegenüber	dem	Unternehmer	über	
die	unterbliebene	Bereitstellung	oder	über	den	Mangel	des	digitalen	Produkts	getroffen.	
(2)	Auf	eine	Vereinbarung	mit	dem	Verbraucher	über	eine	Änderung	des	digitalen	Produkts,	die	

zum	Nachteil	des	Verbrauchers	von	den	Vorschriften	dieses	Untertitels	abweicht,	kann	der	Unter-
nehmer	sich	nicht	berufen,	es	sei	denn,	sie	wurde	nach	der	Information	des	Verbrauchers	über	die	
Änderung	des	digitalen	Produkts	gemäß	§	327r	getroffen.	
(3)	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	sind	auch	anzuwenden,	wenn	sie	durch	anderweitige	Ge-

staltungen	umgangen	werden.	
(4)	Die	Absätze	1	und	2	gelten	nicht	 für	den	Ausschluss	oder	die	Beschränkung	des	Anspruchs	

auf	Schadensersatz.	
(5)	§	327h	bleibt	unberührt.449	

	
Untertitel	2	

	
		448		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		449		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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Besondere	Bestimmungen	für	Verträge	über	digitale	Produkte	zwischen	Unternehmen450	
	
§	327t	Anwendungsbereich	
Auf	Verträge	zwischen	Unternehmern,	die	der	Bereitstellung	digitaler	Produkte	gemäß	der	nach	

den	 §§	 327	 und	 327a	 vom	 Anwendungsbereich	 des	 Untertitels	 1	 erfassten	 Verbraucherverträge	
dienen,	sind	ergänzend	die	Vorschriften	dieses	Untertitels	anzuwenden.451	
	
§	327u	Rückgriff	des	Unternehmers	
(1)	Der	Unternehmer	kann	von	dem	Unternehmer,	der	sich	ihm	gegenüber	zur	Bereitstellung	ei-

nes	digitalen	Produkts	verpflichtet	hat	(Vertriebspartner),	Ersatz	der	Aufwendungen	verlangen,	die	
ihm	 im	 Verhältnis	 zu	 einem	 Verbraucher	 wegen	 einer	 durch	 den	 Vertriebspartner	 verursachten	
unterbliebenen	Bereitstellung	des	vom	Vertriebspartner	bereitzustellenden	digitalen	Produkts	auf-
grund	der	Ausübung	des	Rechts	des	Verbrauchers	nach	§	327c	Absatz	1	Satz	1	entstanden	sind.	Das	
Gleiche	gilt	für	die	nach	§	327l	Absatz	1	vom	Unternehmer	zu	tragenden	Aufwendungen,	wenn	der	
vom	Verbraucher	gegenüber	dem	Unternehmer	geltend	gemachte	Mangel	bereits	bei	der	Bereitstel-
lung	durch	den	Vertriebspartner	vorhanden	war	oder	 in	einer	durch	den	Vertriebspartner	verur-
sachten	Verletzung	der	Aktualisierungspflicht	des	Unternehmers	nach	§	327f	Absatz	1	besteht.	
(2)	Die	Aufwendungsersatzansprüche	nach	Absatz	1	verjähren	in	sechs	Monaten.	Die	Verjährung	

beginnt	
1.		 im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	1	mit	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	der	Verbraucher	sein	Recht	ausgeübt	
hat,	

2.		 im	Fall	des	Absatzes	1	Satz	2	mit	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	der	Unternehmer	die	Ansprüche	des	
Verbrauchers	nach	§	327l	Absatz	1	erfüllt	hat.	

(3)	§	327k	Absatz	1	und	2	ist	mit	der	Maßgabe	entsprechend	anzuwenden,	dass	die	Frist	mit	der	
Bereitstellung	an	den	Verbraucher	beginnt.	
(4)	Der	Vertriebspartner	kann	sich	nicht	auf	eine	Vereinbarung	berufen,	die	er	vor	Geltendma-

chung	der	in	Absatz	1	bezeichneten	Aufwendungsersatzansprüche	mit	dem	Unternehmer	getroffen	
hat	und	die	zum	Nachteil	des	Unternehmers	von	den	Absätzen	1	bis	3	abweicht.	Satz	1	ist	auch	an-
zuwenden,	wenn	die	Absätze	1	bis	3	durch	anderweitige	Gestaltungen	umgangen	werden.	
(5)	§	377	des	Handelsgesetzbuchs	bleibt	unberührt.	
(6)	Die	vorstehenden	Absätze	sind	auf	die	Ansprüche	des	Vertriebspartners	und	der	übrigen	Ver-

tragspartner	 in	der	Vertriebskette	gegen	die	 jeweiligen	zur	Bereitstellung	verpflichteten	Vertrags-
partner	entsprechend	anzuwenden,	wenn	die	Schuldner	Unternehmer	sind.452	
	

Titel	3	
Versprechen	der	Leistung	an	einen	Dritten453	

	
§	328	Vertrag	zugunsten	Dritter	

	
		450		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Überschrift	des	

Untertitels	eingefügt.	
		451		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		452		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		453		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Dritter	Titel“	durch	„Titel	3“	ersetzt.	
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(1)	Durch	Vertrag	kann	eine	Leistung	an	einen	Dritten	mit	der	Wirkung	bedungen	werden,	daß	
der	Dritte	unmittelbar	das	Recht	erwirbt,	die	Leistung	zu	fordern.	
(2)	 In	 Ermangelung	 einer	 besonderen	 Bestimmung	 ist	 aus	 den	 Umständen,	 insbesondere	 aus	

dem	Zweck	des	Vertrags,	zu	entnehmen,	ob	der	Dritte	das	Recht	erwerben,	ob	das	Recht	des	Dritten	
sofort	 oder	 nur	 unter	 gewissen	 Voraussetzungen	 entstehen	 und	 ob	 den	 Vertragschließenden	 die	
Befugnis	vorbehalten	sein	soll,	das	Recht	des	Dritten	ohne	dessen	Zustimmung	aufzuheben	oder	zu	
ändern.454	
	
§	329	Auslegungsregel	bei	Erfüllungsübernahme	
Verpflichtet	sich	 in	einem	Vertrag	der	eine	Teil	 zur	Befriedigung	eines	Gläubigers	des	anderen	

Teiles,	ohne	die	Schuld	zu	übernehmen,	so	ist	im	Zweifel	nicht	anzunehmen,	daß	der	Gläubiger	un-
mittelbar	das	Recht	erwerben	soll,	die	Befriedigung	von	ihm	zu	fordern.455	
	
§	330	Auslegungsregel	bei	Leibrentenvertrag	
Wird	 in	einem	Leibrentenvertrag	die	Zahlung	der	Leibrente	an	einen	Dritten	vereinbart,	 ist	 im	

Zweifel	anzunehmen,	dass	der	Dritte	unmittelbar	das	Recht	erwerben	soll,	die	Leistung	zu	fordern.	
Das	gleiche	gilt,	wenn	bei	einer	unentgeltlichen	Zuwendung	dem	Bedachten	eine	Leistung	an	einen	
Dritten	auferlegt	oder	bei	einer	Vermögens-	oder	Gutsübernahme	von	dem	Übernehmer	eine	Leis-
tung	an	einen	Dritten	zum	Zwecke	der	Abfindung	versprochen	wird.456	
	
§	331	Leistung	nach	Todesfall	
(1)	Soll	die	Leistung	an	den	Dritten	nach	dem	Tod	desjenigen	erfolgen,	welchem	sie	versprochen	

wird,	so	erwirbt	der	Dritte	das	Recht	auf	die	Leistung	 im	Zweifel	mit	dem	Tod	des	Versprechens-
empfängers.	
(2)	Stirbt	der	Versprechensempfänger	vor	der	Geburt	des	Dritten,	so	kann	das	Versprechen,	an	

den	Dritten	zu	 leisten,	nur	dann	noch	aufgehoben	oder	geändert	werden,	wenn	die	Befugnis	dazu	
vorbehalten	worden	ist.457	
	
§	332	Änderung	durch	Verfügung	von	Todes	wegen	bei	Vorbehalt	
Hat	sich	der	Versprechensempfänger	die	Befugnis	vorbehalten,	ohne	Zustimmung	des	Verspre-

chenden	an	die	 Stelle	des	 in	dem	Vertrag	bezeichneten	Dritten	 einen	 anderen	 zu	 setzen,	 so	kann	
dies	im	Zweifel	auch	in	einer	Verfügung	von	Todes	wegen	geschehen.458	

	
		454		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		455		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		456		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
	 01.01.2008.—Artikel	3	Nr.	2	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	23.	November	2007	 (BGBl.	 I	 S.	2631)	hat	 in	der	

Überschrift	„Lebensversicherungs-	oder“	nach	„bei“	gestrichen.	
	 Artikel	3	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Wird	in	einem	Lebensver-

sicherungs-	oder	einem	Leibrentenvertrag	die	Zahlung	der	Versicherungssumme	oder	der	Leibrente	an	
einen	Dritten	bedungen,	so	ist	im	Zweifel	anzunehmen,	daß	der	Dritte	unmittelbar	das	Recht	erwerben	
soll,	die	Leistung	zu	fordern.“	

		457		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		458		 ÄNDERUNGEN	
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§	333	Zurückweisung	des	Rechts	durch	den	Dritten	
Weist	der	Dritte	das	aus	dem	Vertrag	erworbene	Recht	dem	Versprechenden	gegenüber	zurück,	

so	gilt	das	Recht	als	nicht	erworben.459	
	
§	334	Einwendungen	des	Schuldners	gegenüber	dem	Dritten	
Einwendungen	aus	dem	Vertrag	stehen	dem	Versprechenden	auch	gegenüber	dem	Dritten	zu.460	

	
§	335	Forderungsrecht	des	Versprechensempfängers	
Der	Versprechensempfänger	kann,	sofern	nicht	ein	anderer	Wille	der	Vertragschließenden	anzu-

nehmen	ist,	die	Leistung	an	den	Dritten	auch	dann	fordern,	wenn	diesem	das	Recht	auf	die	Leistung	
zusteht.461	
	

Titel	4	
Draufgabe,	Vertragsstrafe462	

	
§	336	Auslegung	der	Draufgabe	
(1)	Wird	bei	der	Eingehung	eines	Vertrags	etwas	als	Draufgabe	gegeben,	so	gilt	dies	als	Zeichen	

des	Abschlusses	des	Vertrags.	
(2)	Die	Draufgabe	gilt	im	Zweifel	nicht	als	Reugeld.463	

	
§	337	Anrechnung	oder	Rückgabe	der	Draufgabe	
(1)	Die	Draufgabe	ist	im	Zweifel	auf	die	von	dem	Geber	geschuldete	Leistung	anzurechnen	oder,	

wenn	dies	nicht	geschehen	kann,	bei	der	Erfüllung	des	Vertrags	zurückzugeben.	
(2)	Wird	der	Vertrag	wieder	aufgehoben,	so	ist	die	Draufgabe	zurückzugeben.464	

	
§	338	Draufgabe	bei	zu	vertretender	Unmöglichkeit	der	Leistung	
Wird	die	von	dem	Geber	geschuldete	Leistung	infolge	eines	Umstandes,	den	er	zu	vertreten	hat,	

unmöglich	 oder	 verschuldet	 der	 Geber	 die	Wiederaufhebung	 des	 Vertrags,	 so	 ist	 der	 Empfänger	
berechtigt,	 die	Draufgabe	 zu	 behalten.	 Verlangt	 der	 Empfänger	 Schadensersatz	wegen	Nichterfül-

	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		459		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		460		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		461		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		462		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Vierter	Titel“	durch	„Titel	4“	ersetzt	und	die	Überschrift	neu	gefasst.	Die	Über-
schrift	lautete:	„Draufgabe.	Vertragsstrafe“.	

		463		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		464		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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lung,	 so	 ist	die	Draufgabe	 im	Zweifel	anzurechnen	oder,	wenn	dies	nicht	geschehen	kann,	bei	der	
Leistung	des	Schadensersatzes	zurückzugeben.465	
	
§	339	Verwirkung	der	Vertragsstrafe	
Verspricht	 der	 Schuldner	 dem	 Gläubiger	 für	 den	 Fall,	 daß	 er	 seine	 Verbindlichkeit	 nicht	 oder	

nicht	in	gehöriger	Weise	erfüllt,	die	Zahlung	einer	Geldsumme	als	Strafe,	so	ist	die	Strafe	verwirkt,	
wenn	er	in	Verzug	kommt.	Besteht	die	geschuldete	Leistung	in	einem	Unterlassen,	so	tritt	die	Ver-
wirkung	mit	der	Zuwiderhandlung	ein.466	
	
§	340	Strafversprechen	für	Nichterfüllung	
(1)	Hat	der	Schuldner	die	Strafe	für	den	Fall	versprochen,	daß	er	seine	Verbindlichkeit	nicht	er-

füllt,	so	kann	der	Gläubiger	die	verwirkte	Strafe	statt	der	Erfüllung	verlangen.	Erklärt	der	Gläubiger	
dem	Schuldner,	daß	er	die	Strafe	verlange,	so	ist	der	Anspruch	auf	Erfüllung	ausgeschlossen.	
(2)	Steht	dem	Gläubiger	ein	Anspruch	auf	Schadensersatz	wegen	Nichterfüllung	zu,	 so	kann	er	

die	verwirkte	Strafe	als	Mindestbetrag	des	Schadens	verlangen.	Die	Geltendmachung	eines	weiteren	
Schadens	ist	nicht	ausgeschlossen.467	
	
§	341	Strafversprechen	für	nicht	gehörige	Erfüllung	
(1)	Hat	der	Schuldner	die	Strafe	für	den	Fall	versprochen,	daß	er	seine	Verbindlichkeit	nicht	in	

gehöriger	Weise,	insbesondere	nicht	zu	der	bestimmten	Zeit,	erfüllt,	so	kann	der	Gläubiger	die	ver-
wirkte	Strafe	neben	der	Erfüllung	verlangen.	
(2)	Steht	dem	Gläubiger	ein	Anspruch	auf	Schadensersatz	wegen	der	nicht	gehörigen	Erfüllung	

zu,	so	finden	die	Vorschriften	des	§	340	Abs.	2	Anwendung.	
(3)	Nimmt	der	Gläubiger	die	Erfüllung	an,	so	kann	er	die	Strafe	nur	verlangen,	wenn	er	sich	das	

Recht	dazu	bei	der	Annahme	vorbehält.468	
	
§	342	Andere	als	Geldstrafe	
Wird	als	Strafe	eine	andere	Leistung	als	die	Zahlung	einer	Geldsumme	versprochen,	so	finden	die	

Vorschriften	der	§§	339	bis	341	Anwendung;	der	Anspruch	auf	Schadensersatz	ist	ausgeschlossen,	
wenn	der	Gläubiger	die	Strafe	verlangt.469	
	
§	343	Herabsetzung	der	Strafe	
(1)	 Ist	 eine	 verwirkte	 Strafe	 unverhältnismäßig	 hoch,	 so	 kann	 sie	 auf	 Antrag	 des	 Schuldners	

durch	Urteil	auf	den	angemessenen	Betrag	herabgesetzt	werden.	Bei	der	Beurteilung	der	Angemes-
senheit	 ist	 jedes	 berechtigte	 Interesse	 des	 Gläubigers,	 nicht	 bloß	 das	 Vermögensinteresse,	 in	 Be-
tracht	zu	ziehen.	Nach	der	Entrichtung	der	Strafe	ist	die	Herabsetzung	ausgeschlossen.	

	
		465		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		466		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		467		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		468		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		469		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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(2)	Das	gleiche	gilt	auch	außer	den	Fällen	der	§§	339,	342,	wenn	jemand	eine	Strafe	für	den	Fall	
verspricht,	daß	er	eine	Handlung	vornimmt	oder	unterläßt.470	
	
§	344	Unwirksames	Strafversprechen	
Erklärt	das	Gesetz	das	Versprechen	einer	Leistung	für	unwirksam,	so	ist	auch	die	für	den	Fall	der	

Nichterfüllung	des	Versprechens	getroffene	Vereinbarung	einer	Strafe	unwirksam,	selbst	wenn	die	
Parteien	die	Unwirksamkeit	des	Versprechens	gekannt	haben.471	
	
§	345	Beweislast	
Bestreitet	der	Schuldner	die	Verwirkung	der	Strafe,	weil	er	seine	Verbindlichkeit	erfüllt	habe,	so	

hat	 er	 die	Erfüllung	 zu	beweisen,	 sofern	nicht	 die	 geschuldete	 Leistung	 in	 einem	Unterlassen	be-
steht.472	
	

Titel	5	
Rücktritt;	Widerrufs-	und	Rückgaberecht	bei	Verbraucherverträgen473	

	
Untertitel	1	

Rücktritt;	Widerrufsrecht	bei	Verbraucherverträgen474	
	
§	346	Wirkungen	des	Rücktritts	
(1)	Hat	sich	eine	Vertragspartei	vertraglich	den	Rücktritt	vorbehalten	oder	steht	ihr	ein	gesetzli-

ches	Rücktrittsrecht	 zu,	 so	 sind	 im	Falle	 des	Rücktritts	 die	 empfangenen	 Leistungen	 zurückzuge-
währen	und	die	gezogenen	Nutzungen	herauszugeben.	
(2)	Statt	der	Rückgewähr	oder	Herausgabe	hat	der	Schuldner	Wertersatz	zu	leisten,	soweit	
1.		die	Rückgewähr	oder	die	Herausgabe	nach	der	Natur	des	Erlangten	ausgeschlossen	ist,	
2.		er	den	empfangenen	Gegenstand	verbraucht,	veräußert,	belastet,	verarbeitet	oder	umgestaltet	
hat,	

3.		der	empfangene	Gegenstand	sich	verschlechtert	hat	oder	untergegangen	ist;	jedoch	bleibt	die	
durch	 die	 bestimmungsgemäße	 Ingebrauchnahme	 entstandene	 Verschlechterung	 außer	 Be-
tracht.	

Ist	im	Vertrag	eine	Gegenleistung	bestimmt,	ist	sie	bei	der	Berechnung	des	Wertersatzes	zugrunde	
zu	 legen;	 ist	Wertersatz	 für	 den	Gebrauchsvorteil	 eines	Darlehens	 zu	 leisten,	 kann	nachgewiesen	
werden,	dass	der	Wert	des	Gebrauchsvorteils	niedriger	war.	
(3)	Die	Pflicht	zum	Wertersatz	entfällt,	

	
		470		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		471		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		472		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		473		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Fünfter	Titel“	durch	„Titel	5“	ersetzt	und	die	Überschrift	neu	gefasst.	Die	Über-
schrift	lautete:	„Rücktritt“.	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Überschrift	
des	Titels	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Rücktritt“.		

		474		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
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1.		wenn	sich	der	zum	Rücktritt	berechtigende	Mangel	erst	während	der	Verarbeitung	oder	Um-
gestaltung	des	Gegenstandes	gezeigt	hat,	

2.		soweit	 der	 Gläubiger	 die	 Verschlechterung	 oder	 den	 Untergang	 zu	 vertreten	 hat	 oder	 der	
Schaden	bei	ihm	gleichfalls	eingetreten	wäre,	

3.		wenn	 im	Falle	eines	gesetzlichen	Rücktrittsrechts	die	Verschlechterung	oder	der	Untergang	
beim	Berechtigten	eingetreten	 ist,	obwohl	dieser	diejenige	Sorgfalt	beobachtet	hat,	die	er	 in	
eigenen	Angelegenheiten	anzuwenden	pflegt.	

Eine	verbleibende	Bereicherung	ist	herauszugeben.	
(4)	Der	Gläubiger	kann	wegen	Verletzung	einer	Pflicht	aus	Absatz	1	nach	Maßgabe	der	§§	280	

bis	283	Schadensersatz	verlangen.475	
	
§	347	Nutzungen	und	Verwendungen	nach	Rücktritt	
(1)	 Zieht	 der	 Schuldner	 Nutzungen	 entgegen	 den	 Regeln	 einer	 ordnungsmäßigen	 Wirtschaft	

nicht,	obwohl	ihm	das	möglich	gewesen	wäre,	so	ist	er	dem	Gläubiger	zum	Wertersatz	verpflichtet.	
Im	Falle	eines	gesetzlichen	Rücktrittsrechts	hat	der	Berechtigte	hinsichtlich	der	Nutzungen	nur	für	
diejenige	Sorgfalt	einzustehen,	die	er	in	eigenen	Angelegenheiten	anzuwenden	pflegt.	
(2)	Gibt	der	Schuldner	den	Gegenstand	zurück,	 leistet	er	Wertersatz	oder	 ist	seine	Wertersatz-

pflicht	gemäß	§	346	Abs.	3	Nr.	1	oder	2	ausgeschlossen,	so	sind	ihm	notwendige	Verwendungen	zu	
ersetzen.	 Andere	 Aufwendungen	 sind	 zu	 ersetzen,	 soweit	 der	 Gläubiger	 durch	 diese	 bereichert	
wird.476	
	
§	348	Erfüllung	Zug-um-Zug	
Die	sich	aus	dem	Rücktritt	ergebenden	Verpflichtungen	der	Parteien	sind	Zug	um	Zug	zu	erfüllen.	

Die	Vorschriften	der	§§	320,	322	finden	entsprechende	Anwendung.477	
	
§	349	Erklärung	des	Rücktritts	

	
		475		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	346	
	 		 Hat	sich	in	einem	Vertrag	ein	Teil	den	Rücktritt	vorbehalten,	so	sind	die	Parteien,	wenn	der	Rück-

tritt	 erfolgt,	 verpflichtet,	 einander	 die	 empfangenen	 Leistungen	 zurückzugewähren.	 Für	 geleistete	
Dienste	 sowie	 für	die	Überlassung	der	Benutzung	einer	Sache	 ist	der	Wert	 zu	vergüten	oder,	 falls	 in	
dem	Vertrag	eine	Gegenleistung	in	Geld	bestimmt	ist,	diese	zu	entrichten.“	

	 01.08.2002.—Artikel	25	Abs.	1	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2850)	hat	in	Abs.	2	
Satz	1	„oder	Herausgabe“	nach	„Rückgewähr“	eingefügt.	

	 Artikel	25	Abs.	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„	;	ist	Wertersatz	für	den	Gebrauchs-
vorteil	 eines	Darlehens	 zu	 leisten,	 kann	nachgewiesen	werden,	 dass	 der	Wert	 des	Gebrauchsvorteils	
niedriger	war“	am	Ende	eingefügt.	

		476		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	19	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	347	
	 		 Der	Anspruch	auf	Schadensersatz	wegen	Verschlechterung,	Unterganges	oder	einer	aus	einem	an-

deren	Grund	 eintretenden	Unmöglichkeit	 der	Herausgabe	 bestimmt	 sich	 im	 Falle	 des	 Rücktritts	 von	
dem	Empfang	der	Leistung	an	nach	den	Vorschriften,	welche	für	das	Verhältnis	zwischen	dem	Eigen-
tümer	und	dem	Besitzer	von	dem	Eintritt	der	Rechtshängigkeit	des	Eigentumsanspruchs	an	gelten.	Das	
gleiche	gilt	von	dem	Anspruch	auf	Herausgabe	oder	Vergütung	von	Nutzungen	und	von	dem	Anspruch	
auf	Ersatz	von	Verwendungen.	Eine	Geldsumme	ist	von	der	Zeit	des	Empfanges	an	zu	verzinsen.“	

		477		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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Der	Rücktritt	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	dem	anderen	Teil.478	
	
§	350	Erlöschen	des	Rücktrittsrechts	nach	Fristsetzung	
Ist	für	die	Ausübung	des	vertraglichen	Rücktrittsrechts	eine	Frist	nicht	vereinbart,	so	kann	dem	

Berechtigten	von	dem	anderen	Teil	für	die	Ausübung	eine	angemessene	Frist	bestimmt	werden.	Das	
Rücktrittsrecht	erlischt,	wenn	nicht	der	Rücktritt	vor	dem	Ablauf	der	Frist	erklärt	wird.479	
	
§	351	Unteilbarkeit	des	Rücktrittsrechts	
Sind	bei	einem	Vertrag	auf	der	einen	oder	der	anderen	Seite	mehrere	beteiligt,	so	kann	das	Rück-

trittsrecht	nur	von	allen	und	gegen	alle	ausgeübt	werden.	Erlischt	das	Rücktrittsrecht	für	einen	der	
Berechtigten,	so	erlischt	es	auch	für	die	übrigen.480	
	
§	352	Aufrechnung	nach	Nichterfüllung	
Der	Rücktritt	wegen	Nichterfüllung	einer	Verbindlichkeit	wird	unwirksam,	wenn	der	Schuldner	

sich	von	der	Verbindlichkeit	durch	Aufrechnung	befreien	konnte	und	unverzüglich	nach	dem	Rück-
tritt	die	Aufrechnung	erklärt.481	
	
§	353	Rücktritt	gegen	Reugeld	
Ist	 der	 Rücktritt	 gegen	 Zahlung	 eines	 Reugeldes	 vorbehalten,	 so	 ist	 der	 Rücktritt	 unwirksam,	

wenn	das	Reugeld	nicht	vor	oder	bei	der	Erklärung	entrichtet	wird	und	der	andere	Teil	aus	diesem	

	
		478		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		479		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Der	 Rücktritt	 wird	 nicht	 dadurch	 ausgeschlossen,	 daß	 der	 Gegenstand,	welchen	 der	 Berechtigte	

empfangen	hat,	durch	Zufall	untergegangen	ist.“	
	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
		480		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Der	 Rücktritt	 ist	 ausgeschlossen,	 wenn	 der	 Berechtigte	 eine	 wesentliche	 Verschlechterung,	 den	

Untergang	oder	die	anderweitige	Unmöglichkeit	der	Herausgabe	des	empfangenen	Gegenstandes	ver-
schuldet	 hat.	 Der	Untergang	 eines	 erheblichen	 Teiles	 steht	 einer	wesentlichen	Verschlechterung	 des	
Gegenstandes,	das	von	dem	Berechtigten	nach	§	278	zu	vertretende	Verschulden	eines	anderen	steht	
dem	eigenen	Verschulden	des	Berechtigten	gleich.“	

	 UMNUMMERIERUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	§	356	

in	§	352	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		481		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Der	Rücktritt	ist	ausgeschlossen,	wenn	der	Berechtigte	die	empfangene	Sache	durch	Verarbeitung	

oder	Umbildung	in	eine	Sache	anderer	Art	umgestaltet	hat.“	
	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bürgerliches	Gesetzbuch	(BGB)	(Stand:	01.01.2024)	 148	

Grund	die	Erklärung	unverzüglich	zurückweist.	Die	Erklärung	 ist	 jedoch	wirksam,	wenn	das	Reu-
geld	unverzüglich	nach	der	Zurückweisung	entrichtet	wird.482	
	
§	354	Verwirkungsklausel	
Ist	ein	Vertrag	mit	dem	Vorbehalt	geschlossen,	daß	der	Schuldner	seiner	Rechte	aus	dem	Vertrag	

verlustig	sein	soll,	wenn	er	seine	Verbindlichkeit	nicht	erfüllt,	so	ist	der	Gläubiger	bei	dem	Eintritt	
dieses	Falles	zum	Rücktritt	von	dem	Vertrag	berechtigt.483	
	

Untertitel	2	
Widerrufsrecht	bei	Verbraucherverträgen484	

	
§	355	Widerrufsrecht	bei	Verbraucherverträgen	
(1)	Wird	einem	Verbraucher	durch	Gesetz	ein	Widerrufsrecht	nach	dieser	Vorschrift	eingeräumt,	

so	sind	der	Verbraucher	und	der	Unternehmer	an	ihre	auf	den	Abschluss	des	Vertrags	gerichteten	
Willenserklärungen	 nicht	mehr	 gebunden,	wenn	 der	 Verbraucher	 seine	Willenserklärung	 fristge-

	
		482		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	in	Abs.	2	„Kon-

kursverwalter“	durch	„Insolvenzverwalter“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Hat	der	Berechtigte	den	empfangenen	Gegenstand	oder	einen	erheblichen	Teil	des	Gegenstan-

des	veräußert	oder	mit	dem	Recht	eines	Dritten	belastet,	so	ist	der	Rücktritt	ausgeschlossen,	wenn	bei	
demjenigen,	welcher	den	Gegenstand	infolge	der	Verfügung	erlangt	hat,	die	Voraussetzungen	des	§	351	
oder	des	§	352	eingetreten	sind.	

	 		 (2)	Einer	Verfügung	des	Berechtigten	steht	eine	Verfügung	gleich,	die	im	Wege	der	Zwangsvollstre-
ckung	oder	der	Arrestvollziehung	oder	durch	den	Insolvenzverwalter	erfolgt.“	

	 UMNUMMERIERUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	§	359	

in	§	353	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		483		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Kommt	der	Berechtigte	mit	der	Rückgewähr	des	empfangenen	Gegenstandes	oder	eines	erhebli-

chen	Teiles	des	Gegenstandes	in	Verzug,	so	kann	ihm	der	andere	Teil	eine	angemessene	Frist	mit	der	
Erklärung	bestimmen,	daß	er	die	Annahme	nach	dem	Ablauf	der	Frist	ablehne.	Der	Rücktritt	wird	un-
wirksam,	wenn	nicht	die	Rückgewähr	vor	dem	Ablauf	der	Frist	erfolgt.“	

	 UMNUMMERIERUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	§	360	

in	§	354	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		484		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	 10	des	Gesetzes	vom	20.	 September	2013	 (BGBl.	 I	 S.	 3642)	hat	die	Über-

schrift	des	Untertitels	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Widerrufs-	und	Rückgaberecht	bei	Verbrau-
cherverträgen“.	
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recht	widerrufen	hat.	Der	Widerruf	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	dem	Unternehmer.	Aus	der	
Erklärung	muss	der	Entschluss	des	Verbrauchers	 zum	Widerruf	des	Vertrags	eindeutig	hervorge-
hen.	Der	Widerruf	muss	keine	Begründung	enthalten.	Zur	Fristwahrung	genügt	die	rechtzeitige	Ab-
sendung	des	Widerrufs.		
(2)	Die	Widerrufsfrist	 beträgt	 14	Tage.	 Sie	 beginnt	mit	 Vertragsschluss,	 soweit	 nichts	 anderes	

bestimmt	ist.		
(3)	 Im	Falle	des	Widerrufs	 sind	die	 empfangenen	Leistungen	unverzüglich	 zurückzugewähren.	

Bestimmt	das	Gesetz	 eine	Höchstfrist	 für	die	Rückgewähr,	 so	beginnt	diese	 für	den	Unternehmer	
mit	dem	Zugang	und	für	den	Verbraucher	mit	der	Abgabe	der	Widerrufserklärung.	Ein	Verbraucher	
wahrt	diese	Frist	durch	die	rechtzeitige	Absendung	der	Waren.	Der	Unternehmer	trägt	bei	Widerruf	
die	Gefahr	der	Rücksendung	der	Waren.485	

	
		485		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	355	
	 		 Ist	für	die	Ausübung	des	Rücktrittsrechts	eine	Frist	nicht	vereinbart,	so	kann	dem	Berechtigten	von	

dem	anderen	Teil	für	die	Ausübung	eine	angemessene	Frist	bestimmt	werden.	Das	Rücktrittsrecht	er-
lischt,	wenn	nicht	der	Rücktritt	vor	dem	Ablauf	der	Frist	erklärt	wird.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2002.—Artikel	25	Abs.	1	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2850)	hat	Satz	2	in	

Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Sie	ist	vom	Verbraucher	bei	anderen	als	notariell	beurkundeten	Ver-
trägen	gesondert	zu	unterschreiben	oder	mit	einer	qualifizierten	elektronischen	Signatur	zu	versehen.“	

	 Artikel	25	Abs.	1	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	spätestens	sechs	Monate	nach	Vertragsschluss.	Bei	der	Lieferung	

von	Waren	beginnt	die	Frist	nicht	vor	dem	Tag	ihres	Eingangs	beim	Empfänger.“	
	 08.12.2004.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3102)	hat	in	Abs.	3	Satz	3		

„	,	bei	Fernabsatzverträgen	über	Finanzdienstleistungen	ferner	nicht,	wenn	der	Unternehmer	seine	Mit-
teilungspflichten	gemäß	§	312c	Abs.	2	Nr.	1	nicht	ordnungsgemäß	erfüllt	hat“	am	Ende	eingefügt.	

	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	
„von	zwei	Wochen“	durch	„der	Widerrufsfrist“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	und	3	durch	Abs.	2	bis	4	ersetzt.	Abs.	2	und	3	lauteten:	
	 		 „(2)	Die	Frist	beginnt	mit	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	dem	Verbraucher	eine	deutlich	gestaltete	Beleh-

rung	über	sein	Widerrufsrecht,	die	ihm	entsprechend	den	Erfordernissen	des	eingesetzten	Kommuni-
kationsmittels	seine	Rechte	deutlich	macht,	in	Textform	mitgeteilt	worden	ist,	die	auch	Namen	und	An-
schrift	desjenigen,	gegenüber	dem	der	Widerruf	zu	erklären	ist,	und	einen	Hinweis	auf	den	Fristbeginn	
und	die	Regelung	des	Absatzes	1	Satz	2	enthält.	Wird	die	Belehrung	nach	Vertragsschluss	mitgeteilt,	be-
trägt	die	Frist	abweichend	von	Absatz	1	Satz	2	einen	Monat.	Ist	der	Vertrag	schriftlich	abzuschließen,	so	
beginnt	die	Frist	nicht	zu	 laufen,	bevor	dem	Verbraucher	auch	eine	Vertragsurkunde,	der	schriftliche	
Antrag	des	Verbrauchers	oder	eine	Abschrift	der	Vertragsurkunde	oder	des	Antrags	zur	Verfügung	ge-
stellt	werden.	Ist	der	Fristbeginn	streitig,	so	trifft	die	Beweislast	den	Unternehmer.	

	 		 (3)	Das	Widerrufsrecht	 erlischt	 spätestens	 sechs	Monate	 nach	Vertragsschluss.	 Bei	 der	 Lieferung	
von	Waren	beginnt	die	Frist	nicht	vor	dem	Tag	ihres	Eingangs	beim	Empfänger.	Abweichend	von	Satz	1	
erlischt	das	Widerrufsrecht	nicht,	wenn	der	Verbraucher	nicht	ordnungsgemäß	über	sein	Widerrufs-
recht	belehrt	worden	ist,	bei	Fernabsatzverträgen	über	Finanzdienstleistungen	ferner	nicht,	wenn	der	
Unternehmer	seine	Mitteilungspflichten	gemäß	§	312c	Abs.	2	Nr.	1	nicht	ordnungsgemäß	erfüllt	hat.“	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 		 „(1)	Wird	einem	Verbraucher	durch	Gesetz	ein	Widerrufsrecht	nach	dieser	Vorschrift	eingeräumt,	
so	 ist	 er	 an	 seine	 auf	 den	Abschluss	 des	Vertrags	 gerichtete	Willenserklärung	nicht	mehr	 gebunden,	
wenn	 er	 sie	 fristgerecht	widerrufen	 hat.	 Der	Widerruf	muss	 keine	 Begründung	 enthalten	 und	 ist	 in	
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§	356	Widerrufsrecht	bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	und		
Fernabsatzverträgen	
(1)	Der	Unternehmer	kann	dem	Verbraucher	die	Möglichkeit	einräumen,	das	Muster-Widerrufs-

formular	nach	Anlage	2	zu	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	des	Einführungsgesetzes	zum	
Bürgerlichen	 Gesetzbuche	 oder	 eine	 andere	 eindeutige	Widerrufserklärung	 auf	 der	Webseite	 des	
Unternehmers	auszufüllen	und	zu	übermitteln.	Macht	der	Verbraucher	von	dieser	Möglichkeit	Ge-
brauch,	muss	der	Unternehmer	dem	Verbraucher	den	Zugang	des	Widerrufs	unverzüglich	auf	einem	
dauerhaften	Datenträger	bestätigen.		
(2)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	
1.		bei	einem	Verbrauchsgüterkauf,		
a)		der	nicht	unter	die	Buchstaben	b	bis	d	fällt,	sobald	der	Verbraucher	oder	ein	von	ihm	be-
nannter	Dritter,	der	nicht	Frachtführer	ist,	die	Waren	erhalten	hat,		

b)		bei	 dem	der	 Verbraucher	mehrere	Waren	 im	Rahmen	 einer	 einheitlichen	Bestellung	 be-
stellt	hat	und	die	Waren	getrennt	geliefert	werden,	sobald	der	Verbraucher	oder	ein	von	
ihm	benannter	Dritter,	der	nicht	Frachtführer	ist,	die	letzte	Ware	erhalten	hat,		

c)		bei	dem	die	Ware	in	mehreren	Teilsendungen	oder	Stücken	geliefert	wird,	sobald	der	Ver-
braucher	oder	ein	vom	Verbraucher	benannter	Dritter,	der	nicht	Frachtführer	ist,	die	letzte	
Teilsendung	oder	das	letzte	Stück	erhalten	hat,		

d)		der	auf	die	regelmäßige	Lieferung	von	Waren	über	einen	 festgelegten	Zeitraum	gerichtet	
ist,	sobald	der	Verbraucher	oder	ein	von	ihm	benannter	Dritter,	der	nicht	Frachtführer	ist,	
die	erste	Ware	erhalten	hat,		

2.		bei	einem	Vertrag,	der	die	nicht	in	einem	begrenzten	Volumen	oder	in	einer	bestimmten	Men-
ge	angebotene	Lieferung	von	Wasser,	Gas	oder	Strom,	die	Lieferung	von	Fernwärme	oder	die	
Lieferung	von	nicht	auf	einem	körperlichen	Datenträger	befindlichen	digitalen	Inhalten	zum	
Gegenstand	hat,	mit	Vertragsschluss.		

(3)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	nicht,	bevor	der	Unternehmer	den	Verbraucher	entsprechend	den	
Anforderungen	des	Artikels	246a	§	1	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	oder	des	Artikels	246b	§	2	Absatz	1	

	
Textform	oder	durch	Rücksendung	der	Sache	 innerhalb	der	Widerrufsfrist	gegenüber	dem	Unterneh-
mer	zu	erklären;	zur	Fristwahrung	genügt	die	rechtzeitige	Absendung.	

	 		 (2)	Die	Widerrufsfrist	beträgt	14	Tage,	wenn	dem	Verbraucher	spätestens	bei	Vertragsschluss	eine	
den	Anforderungen	des	§	360	Abs.	1	entsprechende	Widerrufsbelehrung	in	Textform	mitgeteilt	wird.	
Bei	Fernabsatzverträgen	steht	eine	unverzüglich	nach	Vertragsschluss	in	Textform	mitgeteilte	Wider-
rufsbelehrung	 einer	 solchen	bei	Vertragsschluss	 gleich,	wenn	der	Unternehmer	den	Verbraucher	 ge-
mäß	Artikel	246	§	1	Abs.	1	Nr.	10	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	unterrichtet	
hat.	Wird	die	Widerrufsbelehrung	dem	Verbraucher	nach	dem	gemäß	Satz	1	oder	Satz	2	maßgeblichen	
Zeitpunkt	mitgeteilt,	beträgt	die	Widerrufsfrist	einen	Monat.	Dies	gilt	auch	dann,	wenn	der	Unterneh-
mer	den	Verbraucher	über	das	Widerrufsrecht	gemäß	Artikel	246	§	2	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	des	Einfüh-
rungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	zu	einem	späteren	als	dem	in	Satz	1	oder	Satz	2	genann-
ten	Zeitpunkt	unterrichten	darf.	

	 		 (3)	Die	Widerrufsfrist	beginnt,	wenn	dem	Verbraucher	eine	den	Anforderungen	des	§	360	Abs.	1	
entsprechende	Belehrung	über	sein	Widerrufsrecht	 in	Textform	mitgeteilt	worden	ist.	 Ist	der	Vertrag	
schriftlich	abzuschließen,	so	beginnt	die	Frist	nicht,	bevor	dem	Verbraucher	auch	eine	Vertragsurkun-
de,	der	schriftliche	Antrag	des	Verbrauchers	oder	eine	Abschrift	der	Vertragsurkunde	oder	des	Antrags	
zur	Verfügung	gestellt	wird.	Ist	der	Fristbeginn	streitig,	so	trifft	die	Beweislast	den	Unternehmer.	

	 		 (4)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	spätestens	sechs	Monate	nach	Vertragsschluss.	Diese	Frist	beginnt	
bei	der	Lieferung	von	Waren	nicht	vor	deren	Eingang	beim	Empfänger.	Abweichend	von	Satz	1	erlischt	
das	Widerrufsrecht	 nicht,	 wenn	 der	 Verbraucher	 nicht	 entsprechend	 den	 Anforderungen	 des	 §	 360		
Abs.	1	über	sein	Widerrufsrecht	in	Textform	belehrt	worden	ist,	bei	Fernabsatzverträgen	über	Finanz-
dienstleistungen	ferner	nicht,	wenn	der	Unternehmer	seine	Mitteilungspflichten	gemäß	Artikel	246	§	2	
Abs.	1	Satz	1	Nr.	1	und	Satz	2	Nr.	1	bis	3	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	nicht	
ordnungsgemäß	erfüllt	hat.“	
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des	 Einführungsgesetzes	 zum	 Bürgerlichen	 Gesetzbuche	 unterrichtet	 hat.	 Das	Widerrufsrecht	 er-
lischt	spätestens	zwölf	Monate	und	14	Tage	nach	dem	in	Absatz	2	oder	§	355	Absatz	2	Satz	2	ge-
nannten	Zeitpunkt.	Satz	2	ist	auf	Verträge	über	Finanzdienstleistungen	nicht	anwendbar.		
(4)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	Verträgen	über	die	Erbringung	von	Dienstleistungen	auch	un-

ter	folgenden	Voraussetzungen:	
1.		bei	einem	Vertrag,	der	den	Verbraucher	nicht	zur	Zahlung	eines	Preises	verpflichtet,	wenn	der	
Unternehmer	die	Dienstleistung	vollständig	erbracht	hat,	

2.		bei	einem	Vertrag,	der	den	Verbraucher	zur	Zahlung	eines	Preises	verpflichtet,	mit	der	voll-
ständigen	Erbringung	der	Dienstleistung,	wenn	der	Verbraucher	vor	Beginn	der	Erbringung	
a)		ausdrücklich	zugestimmt	hat,	dass	der	Unternehmer	mit	der	Erbringung	der	Dienstleistung	
vor	Ablauf	der	Widerrufsfrist	beginnt,	

b)		bei	 einem	 außerhalb	 von	 Geschäftsräumen	 geschlossenen	 Vertrag	 die	 Zustimmung	 nach	
Buchstabe	a	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	übermittelt	hat	und	

c)		seine	Kenntnis	davon	bestätigt	hat,	dass	sein	Widerrufsrecht	mit	vollständiger	Vertragser-
füllung	durch	den	Unternehmer	erlischt,	

3.		bei	einem	Vertrag,	bei	dem	der	Verbraucher	den	Unternehmer	ausdrücklich	aufgefordert	hat,	
ihn	 aufzusuchen,	 um	Reparaturarbeiten	 auszuführen,	mit	 der	 vollständigen	 Erbringung	 der	
Dienstleistung,	wenn	der	Verbraucher	die	in	Nummer	2	Buchstabe	a	und	b	genannten	Voraus-
setzungen	erfüllt	hat,	

4.		bei	 einem	 Vertrag	 über	 die	 Erbringung	 von	 Finanzdienstleistungen,	 wenn	 der	 Vertrag	 von	
beiden	Seiten	auf	ausdrücklichen	Wunsch	des	Verbrauchers	vollständig	erfüllt	 ist,	bevor	der	
Verbraucher	sein	Widerrufsrecht	ausübt.	

(5)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	Verträgen	über	die	Bereitstellung	von	nicht	auf	einem	kör-
perlichen	Datenträger	befindlichen	digitalen	Inhalten	auch	unter	folgenden	Voraussetzungen:	
1.		bei	einem	Vertrag,	der	den	Verbraucher	nicht	zur	Zahlung	eines	Preises	verpflichtet,	wenn	der	
Unternehmer	mit	der	Vertragserfüllung	begonnen	hat,	

2.		bei	einem	Vertrag,	der	den	Verbraucher	zur	Zahlung	eines	Preises	verpflichtet,	wenn	
a)	 der	Unternehmer	mit	der	Vertragserfüllung	begonnen	hat,	
b)		der	Verbraucher	ausdrücklich	zugestimmt	hat,	dass	der	Unternehmer	mit	der	Vertragser-
füllung	vor	Ablauf	der	Widerrufsfrist	beginnt,	

c)		der	Verbraucher	 seine	Kenntnis	 davon	bestätigt	 hat,	 dass	 durch	 seine	Zustimmung	nach	
Buchstabe	b	mit	Beginn	der	Vertragserfüllung	sein	Widerrufsrecht	erlischt,	und	

d)		der	Unternehmer	dem	Verbraucher	eine	Bestätigung	gemäß	§	312f	zur	Verfügung	gestellt	
hat.486	

	
		486		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	§	356	

in	§	352	umnummeriert.	
	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	Satz	2	in	Abs.	1	

neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Voraussetzung	ist,	dass	
1. im	Verkaufsprospekt	eine	deutlich	gestaltete	Belehrung	über	das	Rückgaberecht	enthalten	ist,	
2. der	 Verbraucher	 den	 Verkaufsprospekt	 in	 Abwesenheit	 des	 Unternehmers	 eingehend	 zur	

Kenntnis	nehmen	konnte	und	
3. dem	Verbraucher	das	Rückgaberecht	in	Textform	eingeräumt	wird.“	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	2	durch	die	Sätze	2	und	3	ersetzt.	Satz	2	laute-
te:	„§	355	Abs.	1	Satz	2	findet	entsprechende	Anwendung.“	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	356	Rückgaberecht	bei	Verbraucherverträgen	
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§	356a	Widerrufsrecht	bei	Teilzeit-Wohnrechteverträgen,	Verträgen	über	ein	langfristiges		
Urlaubsprodukt,	bei	Vermittlungsverträgen	und	Tauschsystemverträgen	
(1)	Der	Widerruf	ist	in	Textform	zu	erklären.	
(2)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	mit	dem	Zeitpunkt	des	Vertragsschlusses	oder	des	Abschlusses	ei-

nes	Vorvertrags.	Erhält	der	Verbraucher	die	Vertragsurkunde	oder	die	Abschrift	des	Vertrags	erst	
nach	Vertragsschluss,	beginnt	die	Widerrufsfrist	mit	dem	Zeitpunkt	des	Erhalts.		
(3)	 Sind	dem	Verbraucher	die	 in	 §	482	Absatz	1	bezeichneten	vorvertraglichen	 Informationen	

oder	das	 in	Artikel	242	§	1	Absatz	2	des	Einführungsgesetzes	 zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	be-
zeichnete	Formblatt	vor	Vertragsschluss	nicht,	nicht	vollständig	oder	nicht	in	der	in	§	483	Absatz	1	
vorgeschriebenen	 Sprache	überlassen	worden,	 so	 beginnt	 die	Widerrufsfrist	 abweichend	von	Ab-
satz	2	erst	mit	dem	vollständigen	Erhalt	der	vorvertraglichen	Informationen	und	des	Formblatts	in	
der	 vorgeschriebenen	 Sprache.	 Das	Widerrufsrecht	 erlischt	 spätestens	 drei	 Monate	 und	 14	 Tage	
nach	dem	in	Absatz	2	genannten	Zeitpunkt.		
(4)	 Ist	 dem	 Verbraucher	 die	 in	 §	 482a	 bezeichnete	 Widerrufsbelehrung	 vor	 Vertragsschluss	

nicht,	 nicht	 vollständig	oder	nicht	 in	der	 in	 §	483	Absatz	1	vorgeschriebenen	Sprache	überlassen	
worden,	so	beginnt	die	Widerrufsfrist	abweichend	von	Absatz	2	erst	mit	dem	vollständigen	Erhalt	
der	Widerrufsbelehrung	in	der	vorgeschriebenen	Sprache.	Das	Widerrufsrecht	erlischt	gegebenen-

	
	 		 (1)	Das	Widerrufsrecht	nach	§	355	kann,	soweit	dies	ausdrücklich	durch	Gesetz	zugelassen	ist,	beim	

Vertragsschluss	auf	Grund	eines	Verkaufsprospekts	im	Vertrag	durch	ein	uneingeschränktes	Rückgabe-
recht	ersetzt	werden.	Voraussetzung	ist,	dass	

1.		 im	Verkaufsprospekt	eine	den	Anforderungen	des	§	360	Abs.	2	entsprechende	Belehrung	über	
das	Rückgaberecht	enthalten	ist	und	

2.		 der	 Verbraucher	 den	 Verkaufsprospekt	 in	 Abwesenheit	 des	 Unternehmers	 eingehend	 zur	
Kenntnis	nehmen	konnte.	

	 		 (2)	 Das	 Rückgaberecht	 kann	 innerhalb	 der	Widerrufsfrist,	 die	 jedoch	 nicht	 vor	 Erhalt	 der	 Sache	
beginnt,	und	nur	durch	Rücksendung	der	Sache	oder,	wenn	die	Sache	nicht	als	Paket	versandt	werden	
kann,	durch	Rücknahmeverlangen	ausgeübt	werden.	Im	Übrigen	sind	die	Vorschriften	über	das	Wider-
rufsrecht	entsprechend	anzuwenden.	An	die	Stelle	von	§	360	Abs.	1	tritt	§	360	Abs.	2.“	

	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	Abs.	4	Satz	2	einge-
fügt.	

	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	Abs.	4	und	5	neu	
gefasst.	Abs.	4	und	5	lauteten:	

	 		 „(4)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	einem	Vertrag	zur	Erbringung	von	Dienstleistungen	auch	dann,	
wenn	der	Unternehmer	die	Dienstleistung	vollständig	erbracht	hat	und	mit	der	Ausführung	der	Dienst-
leistung	erst	begonnen	hat,	nachdem	der	Verbraucher	dazu	seine	ausdrückliche	Zustimmung	gegeben	
hat	und	gleichzeitig	seine	Kenntnis	davon	bestätigt	hat,	dass	er	sein	Widerrufsrecht	bei	vollständiger	
Vertragserfüllung	 durch	 den	 Unternehmer	 verliert.	 Bei	 einem	 außerhalb	 von	 Geschäftsräumen	 ge-
schlossenen	 Vertrag	 muss	 die	 Zustimmung	 des	 Verbrauchers	 auf	 einem	 dauerhaften	 Datenträger	
übermittelt	werden.	 Bei	 einem	Vertrag	 über	 die	 Erbringung	 von	 Finanzdienstleistungen	 erlischt	 das	
Widerrufsrecht	 abweichend	 von	 Satz	 1,	 wenn	 der	 Vertrag	 von	 beiden	 Seiten	 auf	 ausdrücklichen	
Wunsch	des	Verbrauchers	vollständig	erfüllt	ist,	bevor	der	Verbraucher	sein	Widerrufsrecht	ausübt.		

	 		 (5)	Das	Widerrufsrecht	erlischt	bei	einem	Vertrag	über	die	Lieferung	von	nicht	auf	einem	körperli-
chen	Datenträger	befindlichen	digitalen	 Inhalten	auch	dann,	wenn	der	Unternehmer	mit	der	Ausfüh-
rung	des	Vertrags	begonnen	hat,	nachdem	der	Verbraucher		

1.		 ausdrücklich	zugestimmt	hat,	dass	der	Unternehmer	mit	der	Ausführung	des	Vertrags	vor	Ablauf	
der	Widerrufsfrist	beginnt,	und		

2.		 seine	Kenntnis	davon	bestätigt	hat,	dass	er	durch	seine	Zustimmung	mit	Beginn	der	Ausführung	
des	Vertrags	sein	Widerrufsrecht	verliert.“	

	 22.07.2022.—Artikel	4	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	15.	Juli	2022	(BGBl.	I	S.	1146)	hat	die	Buchstaben	a	bis	c	
in	Abs.	5	Nr.	2	in	die	Buchstaben	b	und	d	umnummeriert	und	Abs.	5	Nr.	2	Buchstabe	a	eingefügt.	

	 Artikel	 4	Nr.	 2	 lit.	 c	 desselben	Gesetzes	 hat	 im	neuen	Abs.	 5	Nr.	 2	 Buchstabe	 c	 „Buchstabe	 a“	 durch	
„Buchstabe	b“	ersetzt.	
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falls	abweichend	von	Absatz	3	Satz	2	spätestens	zwölf	Monate	und	14	Tage	nach	dem	in	Absatz	2	
genannten	Zeitpunkt.		
(5)	Hat	der	Verbraucher	einen	Teilzeit-Wohnrechtevertrag	und	einen	Tauschsystemvertrag	ab-

geschlossen	und	sind	ihm	diese	Verträge	zum	gleichen	Zeitpunkt	angeboten	worden,	so	beginnt	die	
Widerrufsfrist	 für	beide	Verträge	mit	dem	nach	Absatz	2	 für	den	Teilzeit-Wohnrechtevertrag	gel-
tenden	Zeitpunkt.	Die	Absätze	3	und	4	gelten	entsprechend.487	
	
§	356b	Widerrufsrecht	bei	Verbraucherdarlehensverträgen	
(1)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	auch	nicht,	bevor	der	Darlehensgeber	dem	Darlehensnehmer	eine	

für	diesen	bestimmte	Vertragsurkunde,	den	schriftlichen	Antrag	des	Darlehensnehmers	oder	eine	
Abschrift	der	Vertragsurkunde	oder	seines	Antrags	zur	Verfügung	gestellt	hat.		
(2)	Enthält	bei	 einem	Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag	die	dem	Darlehensnehmer	nach	

Absatz	1	zur	Verfügung	gestellte	Urkunde	die	Pflichtangaben	nach	§	492	Absatz	2	nicht,	beginnt	die	
Frist	 erst	mit	 Nachholung	 dieser	 Angaben	 gemäß	 §	 492	 Absatz	 6.	 Enthält	 bei	 einem	 Immobiliar-
Verbraucherdarlehensvertrag	die	dem	Darlehensnehmer	nach	Absatz	1	zur	Verfügung	gestellte	Ur-
kunde	die	Pflichtangaben	zum	Widerrufsrecht	nach	§	492	Absatz	2	 in	Verbindung	mit	Artikel	247	
§	6	Absatz	 2	 des	Einführungsgesetzes	 zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	nicht,	 beginnt	 die	 Frist	 erst	
mit	Nachholung	dieser	Angaben	gemäß	§	492	Absatz	6.	In	den	Fällen	der	Sätze	1	und	2	beträgt	die	
Widerrufsfrist	 einen	Monat.	 Das	Widerrufsrecht	 bei	 einem	 Immobiliar-Verbraucherdarlehensver-
trag	erlischt	spätestens	zwölf	Monate	und	14	Tage	nach	dem	Vertragsschluss	oder	nach	dem	in	Ab-
satz	1	genannten	Zeitpunkt,	wenn	dieser	nach	dem	Vertragsschluss	liegt.	
(3)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	im	Falle	des	§	494	Absatz	7	bei	einem	Allgemein-Verbraucherdar-

lehensvertrag	erst,	wenn	der	Darlehensnehmer	die	dort	bezeichnete	Abschrift	des	Vertrags	erhalten	
hat.488	

	
		487		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	Abs.	1	bis	4	in	Abs.	2	

bis	5	umnummeriert	und	Abs.	1	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	 lit.	 c	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	 im	neuen	Abs.	3	Satz	1	 „von	Absatz	1“	durch	„von	

Absatz	2“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	3	Satz	2	„Absatz	1“	durch	„Absatz	2“	

ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	 lit.	d	 litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	 im	neuen	Abs.	4	Satz	1	„von	Absatz	1“	durch	„von	

Absatz	2“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	d	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	4	Satz	2	„Absatz	2“	durch	„Absatz	3“	

und	„Absatz	1“	durch	„Absatz	2“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	e	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	5	Satz	1	„Absatz	1“	durch	„Absatz	2“	

ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	e	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	5	Satz	2	„Absätze	2	und	3“	durch	„Ab-

sätze	3	und	4“	ersetzt.	
		488		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	Abs.	2	und	3	neu	ge-

fasst.	Abs.	2	und	3	lauteten:	
	 		 „(2)	Enthält	die	dem	Darlehensnehmer	nach	Absatz	1	zur	Verfügung	gestellte	Urkunde	die	Pflicht-

angaben	 nach	 §	 492	 Absatz	 2	 nicht,	 beginnt	 die	 Frist	 erst	 mit	 Nachholung	 dieser	 Angaben	 gemäß		
§	492	Absatz	6.	In	diesem	Fall	beträgt	die	Widerrufsfrist	einen	Monat.		

	 		 (3)	Die	Widerrufsfrist	beginnt	im	Falle	des	§	494	Absatz	7	erst,	wenn	der	Darlehensnehmer	die	dort	
bezeichnete	Abschrift	des	Vertrags	erhalten	hat.“	
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§	356c	Widerrufsrecht	bei	Ratenlieferungsverträgen	
(1)	Bei	einem	Ratenlieferungsvertrag,	der	weder	 im	Fernabsatz	noch	außerhalb	von	Geschäfts-

räumen	geschlossenen	wird,	beginnt	die	Widerrufsfrist	nicht,	bevor	der	Unternehmer	den	Verbrau-
cher	gemäß	Artikel	246	Absatz	3	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	über	sein	
Widerrufsrecht	unterrichtet	hat.		
(2)	§	356	Absatz	1	gilt	entsprechend.	Das	Widerrufsrecht	erlischt	spätestens	zwölf	Monate	und		

14	Tage	nach	dem	in	§	355	Absatz	2	Satz	2	genannten	Zeitpunkt.489	
	
§	356d	Widerrufsrecht	des	Verbrauchers	bei	unentgeltlichen	Darlehensverträgen	und		
unentgeltlichen	Finanzierungshilfen	
Bei	einem	Vertrag,	durch	den	ein	Unternehmer	einem	Verbraucher	ein	unentgeltliches	Darlehen	

oder	 eine	 unentgeltliche	 Finanzierungshilfe	 gewährt,	 beginnt	 die	Widerrufsfrist	 abweichend	 von	
§	355	Absatz	2	Satz	2	nicht,	bevor	der	Unternehmer	den	Verbraucher	entsprechend	den	Anforde-
rungen	des	§	514	Absatz	2	Satz	3	über	dessen	Widerrufsrecht	unterrichtet	hat.	Das	Widerrufsrecht	
erlischt	spätestens	zwölf	Monate	und	14	Tage	nach	dem	Vertragsschluss	oder	nach	dem	in	Satz	1	
genannten	Zeitpunkt,	wenn	dieser	nach	dem	Vertragsschluss	liegt.490	
	
§	356e	Widerrufsrecht	bei	Verbraucherbauverträgen	
Bei	einem	Verbraucherbauvertrag	(§	650i	Absatz	1)	beginnt	die	Widerrufsfrist	nicht,	bevor	der	

Unternehmer	den	Verbraucher	gemäß	Artikel	249	§	3	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	
Gesetzbuche	 über	 sein	Widerrufsrecht	 belehrt	 hat.	 Das	Widerrufsrecht	 erlischt	 spätestens	 zwölf	
Monate	und	14	Tage	nach	dem	in	§	355	Absatz	2	Satz	2	genannten	Zeitpunkt.491	
	
§	357	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	von	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen		
Verträgen	und	Fernabsatzverträgen	mit	Ausnahme	von	Verträgen	über		
Finanzdienstleistungen	
(1)	Die	empfangenen	Leistungen	sind	spätestens	nach	14	Tagen	zurückzugewähren.		
(2)	Der	Unternehmer	muss	auch	etwaige	Zahlungen	des	Verbrauchers	für	die	Lieferung	zurück-

gewähren.	Dies	gilt	nicht,	soweit	dem	Verbraucher	zusätzliche	Kosten	entstanden	sind,	weil	er	sich	
für	 eine	 andere	Art	der	Lieferung	als	die	 vom	Unternehmer	angebotene	günstigste	 Standardliefe-
rung	entschieden	hat.		
(3)	 Für	 die	 Rückzahlung	muss	 der	 Unternehmer	 dasselbe	 Zahlungsmittel	 verwenden,	 das	 der	

Verbraucher	bei	der	Zahlung	verwendet	hat.	Satz	1	gilt	nicht,	wenn	ausdrücklich	etwas	anderes	ver-
einbart	worden	ist	und	dem	Verbraucher	dadurch	keine	Kosten	entstehen.		
(4)	Bei	einem	Verbrauchsgüterkauf	kann	der	Unternehmer	die	Rückzahlung	verweigern,	bis	er	

die	Waren	zurückerhalten	hat	oder	der	Verbraucher	den	Nachweis	erbracht	hat,	dass	er	die	Waren	
abgesandt	hat.	Dies	gilt	nicht,	wenn	der	Unternehmer	angeboten	hat,	die	Waren	abzuholen.		
(5)	Der	Verbraucher	trägt	die	unmittelbaren	Kosten	der	Rücksendung	der	Waren,	wenn	der	Un-

ternehmer	den	Verbraucher	nach	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	Satz	1	Nummer	2	des	Einführungsgeset-
zes	 zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	von	dieser	Pflicht	unterrichtet	 hat.	 Satz	1	 gilt	 nicht,	wenn	der	
Unternehmer	sich	bereit	erklärt	hat,	diese	Kosten	zu	tragen.	

	
		489		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
		490		 QUELLE	
	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		491		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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(6)	Der	Verbraucher	 ist	nicht	verpflichtet,	die	Waren	zurückzusenden,	wenn	der	Unternehmer	
angeboten	hat,	die	Waren	abzuholen.	
(7)	 Bei	 außerhalb	 von	 Geschäftsräumen	 geschlossenen	 Verträgen,	 bei	 denen	 die	 Waren	 zum	

Zeitpunkt	des	Vertragsschlusses	zur	Wohnung	des	Verbrauchers	gebracht	worden	sind,	ist	der	Un-
ternehmer	verpflichtet,	die	Waren	auf	eigene	Kosten	abzuholen,	wenn	die	Waren	so	beschaffen	sind,	
dass	sie	nicht	per	Post	zurückgesandt	werden	können.	
(8)	Für	die	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	von	Verträgen	über	die	Bereitstellung	digitaler	Produkte	

gilt	ferner	§	327p	entsprechend.492	

	
		492		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	357	
	 		 Hat	sich	der	eine	Teil	den	Rücktritt	für	den	Fall	vorbehalten,	daß	der	andere	Teil	seine	Verbindlich-

keit	 nicht	 erfüllt,	 so	 ist	 der	Rücktritt	 unwirksam,	wenn	der	 andere	Teil	 sich	 von	der	Verbindlichkeit	
durch	Aufrechnung	befreien	konnte	und	unverzüglich	nach	dem	Rücktritt	die	Aufrechnung	erklärt.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 08.12.2004.—Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	 I	S.	3102)	hat	Satz	2	 in	

Abs.	1	durch	die	Sätze	2	und	3	ersetzt.	Satz	2	lautete:	„Die	in	§	286	Abs.	3	bestimmte	Frist	beginnt	mit	
der	Widerrufs-	oder	Rückgabeerklärung	des	Verbrauchers.“	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	3	lautete:	„Wenn	ein	Wider-
rufsrecht	besteht,	dürfen	dem	Verbraucher	bei	einer	Bestellung	bis	zu	einem	Betrag	von	40	Euro	die	
regelmäßigen	Kosten	 der	Rücksendung	 vertraglich	 auferlegt	werden,	 es	 sei	 denn,	 dass	 die	 gelieferte	
Ware	nicht	der	bestellten	entspricht.“	

	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	9	lit.	a	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	Abs.	3	Satz	2	ein-
gefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	9	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	3	Satz	3	„Dies“	durch	„Satz	1“	ersetzt.	
	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	2011	(BGBl.	 I	S.	1600)	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	

Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Der	Verbraucher	hat	abweichend	von	§	346	Abs.	2	Satz	1	Nr.	3	Wertersatz	für	eine	durch	die	

bestimmungsgemäße	 Ingebrauchnahme	der	 Sache	 entstandene	Verschlechterung	 zu	 leisten,	wenn	er	
spätestens	 bei	 Vertragsschluss	 in	 Textform	 auf	 diese	 Rechtsfolge	 und	 eine	Möglichkeit	 hingewiesen	
worden	ist,	sie	zu	vermeiden.	Bei	Fernabsatzverträgen	steht	ein	unverzüglich	nach	Vertragsschluss	in	
Textform	mitgeteilter	Hinweis	einem	solchen	bei	Vertragsschluss	gleich,	wenn	der	Unternehmer	den	
Verbraucher	 rechtzeitig	 vor	 Abgabe	 von	 dessen	 Vertragserklärung	 in	 einer	 dem	 eingesetzten	 Fern-
kommunikationsmittel	entsprechenden	Weise	über	die	Wertersatzpflicht	und	eine	Möglichkeit	zu	ihrer	
Vermeidung	unterrichtet	hat.	Satz	1	gilt	nicht,	wenn	die	Verschlechterung	ausschließlich	auf	die	Prü-
fung	der	Sache	zurückzuführen	ist.	§	346	Abs.	3	Satz	1	Nr.	3	 findet	keine	Anwendung,	wenn	der	Ver-
braucher	 über	 sein	 Widerrufsrecht	 ordnungsgemäß	 belehrt	 worden	 ist	 oder	 hiervon	 anderweitig	
Kenntnis	erlangt	hat.“	

	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	
neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	357	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	und	der	Rückgabe	
	 		 (1)	Auf	das	Widerrufs-	 und	das	Rückgaberecht	 finden,	 soweit	 nicht	 ein	 anderes	 bestimmt	 ist,	 die	

Vorschriften	über	den	gesetzlichen	Rücktritt	entsprechende	Anwendung.	§	286	Abs.	3	gilt	für	die	Ver-
pflichtung	zur	Erstattung	von	Zahlungen	nach	dieser	Vorschrift	entsprechend;	die	dort	bestimmte	Frist	
beginnt	mit	der	Widerrufs-	oder	Rückgabeerklärung	des	Verbrauchers.	Dabei	beginnt	die	Frist	im	Hin-
blick	auf	eine	Erstattungsverpflichtung	des	Verbrauchers	mit	Abgabe	dieser	Erklärung,	im	Hinblick	auf	
eine	Erstattungsverpflichtung	des	Unternehmers	mit	deren	Zugang.	

	 		 (2)	Der	Verbraucher	ist	bei	Ausübung	des	Widerrufsrechts	zur	Rücksendung	verpflichtet,	wenn	die	
Sache	durch	Paket	versandt	werden	kann.	Kosten	und	Gefahr	der	Rücksendung	trägt	bei	Widerruf	und	
Rückgabe	der	Unternehmer.	Wenn	ein	Widerrufsrecht	nach	§	312d	Abs.	1	Satz	1	besteht,	dürfen	dem	
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§	357a	Wertersatz	als	Rechtsfolge	des	Widerrufs	von	außerhalb	von	Geschäftsräumen		
geschlossenen	Verträgen	und	Fernabsatzverträgen	mit	Ausnahme	von	Verträgen	über		
Finanzdienstleistungen	
(1)	Der	Verbraucher	hat	Wertersatz	für	einen	Wertverlust	der	Ware	zu	leisten,	wenn	

	
Verbraucher	die	regelmäßigen	Kosten	der	Rücksendung	vertraglich	auferlegt	werden,	wenn	der	Preis	
der	zurückzusendenden	Sache	einen	Betrag	von	40	Euro	nicht	übersteigt	oder	wenn	bei	einem	höheren	
Preis	der	Sache	der	Verbraucher	die	Gegenleistung	oder	eine	Teilzahlung	zum	Zeitpunkt	des	Widerrufs	
noch	nicht	erbracht	hat,	es	sei	denn,	dass	die	gelieferte	Ware	nicht	der	bestellten	entspricht.	

	 		 (3)	Der	Verbraucher	hat	abweichend	von	§	346	Absatz	2	Satz	1	Nummer	3	Wertersatz	für	eine	Ver-
schlechterung	der	Sache	zu	leisten,	

1.		 soweit	die	Verschlechterung	auf	einen	Umgang	mit	der	Sache	zurückzuführen	 ist,	der	über	die	
Prüfung	der	Eigenschaften	und	der	Funktionsweise	hinausgeht,	und	

2.		 wenn	er	spätestens	bei	Vertragsschluss	in	Textform	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	worden	
ist.	

	 Bei	Fernabsatzverträgen	steht	ein	unverzüglich	nach	Vertragsschluss	in	Textform	mitgeteilter	Hinweis	
einem	solchen	bei	Vertragsschluss	gleich,	wenn	der	Unternehmer	den	Verbraucher	rechtzeitig	vor	Ab-
gabe	 von	 dessen	 Vertragserklärung	 in	 einer	 dem	 eingesetzten	 Fernkommunikationsmittel	 entspre-
chenden	Weise	über	die	Wertersatzpflicht	unterrichtet	hat.	§	346	Absatz	3	Satz	1	Nummer	3	ist	nicht	
anzuwenden,	wenn	der	Verbraucher	über	sein	Widerrufsrecht	ordnungsgemäß	belehrt	worden	ist	oder	
hiervon	anderweitig	Kenntnis	erlangt	hat.	

	 		 (4)	Weitergehende	Ansprüche	bestehen	nicht.“	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	Abs.	5	bis	9	durch	

Abs.	5	bis	8	ersetzt.	Abs.	5	bis	9	lauteten:	
	 		 „(5)	 Der	 Verbraucher	 ist	 nicht	 verpflichtet,	 die	 empfangenen	 Waren	 zurückzusenden,	 wenn	 der	

Unternehmer	angeboten	hat,	die	Waren	abzuholen.		
	 		 (6)	Der	Verbraucher	trägt	die	unmittelbaren	Kosten	der	Rücksendung	der	Waren,	wenn	der	Unter-

nehmer	den	Verbraucher	nach	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	 Satz	1	Nummer	2	des	Einführungsgesetzes	
zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	 von	dieser	Pflicht	 unterrichtet	 hat.	 Satz	1	 gilt	 nicht,	wenn	der	Unter-
nehmer	sich	bereit	erklärt	hat,	diese	Kosten	zu	tragen.	Bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlosse-
nen	Verträgen,	bei	denen	die	Waren	zum	Zeitpunkt	des	Vertragsschlusses	zur	Wohnung	des	Verbrau-
chers	geliefert	worden	sind,	ist	der	Unternehmer	verpflichtet,	die	Waren	auf	eigene	Kosten	abzuholen,	
wenn	die	Waren	so	beschaffen	sind,	dass	sie	nicht	per	Post	zurückgesandt	werden	können.		

	 		 (7)	Der	Verbraucher	hat	Wertersatz	für	einen	Wertverlust	der	Ware	zu	leisten,	wenn		
1.		 der	Wertverlust	auf	einen	Umgang	mit	den	Waren	zurückzuführen	ist,	der	zur	Prüfung	der	Be-

schaffenheit,	der	Eigenschaften	und	der	Funktionsweise	der	Waren	nicht	notwendig	war,	und		
2.		 der	Unternehmer	den	Verbraucher	nach	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	des	Einfüh-

rungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	über	sein	Widerrufsrecht	unterrichtet	hat.		
	 		 (8)	Widerruft	der	Verbraucher	einen	Vertrag	über	die	Erbringung	von	Dienstleistungen	oder	über	

die	Lieferung	von	Wasser,	Gas	oder	Strom	in	nicht	bestimmten	Mengen	oder	nicht	begrenztem	Volu-
men	oder	über	die	Lieferung	von	Fernwärme,	so	schuldet	der	Verbraucher	dem	Unternehmer	Werter-
satz	 für	die	bis	zum	Widerruf	erbrachte	Leistung,	wenn	der	Verbraucher	von	dem	Unternehmer	aus-
drücklich	 verlangt	 hat,	 dass	 dieser	mit	 der	 Leistung	 vor	 Ablauf	 der	Widerrufsfrist	 beginnt.	 Der	 An-
spruch	aus	Satz	1	besteht	nur,	wenn	der	Unternehmer	den	Verbraucher	nach	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	
Satz	1	Nummer	1	und	3	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	ordnungsgemäß	 in-
formiert	hat.	Bei	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	besteht	der	Anspruch	nach	
Satz	1	nur	dann,	wenn	der	Verbraucher	sein	Verlangen	nach	Satz	1	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	
übermittelt	hat.	Bei	der	Berechnung	des	Wertersatzes	ist	der	vereinbarte	Gesamtpreis	zu	Grunde	zu	le-
gen.	Ist	der	vereinbarte	Gesamtpreis	unverhältnismäßig	hoch,	ist	der	Wertersatz	auf	der	Grundlage	des	
Marktwerts	der	erbrachten	Leistung	zu	berechnen.		

	 		 (9)	Widerruft	der	Verbraucher	einen	Vertrag	über	die	Lieferung	von	nicht	auf	einem	körperlichen	
Datenträger	befindlichen	digitalen	Inhalten,	so	hat	er	keinen	Wertersatz	zu	leisten.“	
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1.		der	Wertverlust	 auf	 einen	Umgang	mit	 den	Waren	 zurückzuführen	 ist,	 der	 zur	Prüfung	der	
Beschaffenheit,	der	Eigenschaften	und	der	Funktionsweise	der	Waren	nicht	notwendig	war,	
und	

2.		der	Unternehmer	den	Verbraucher	nach	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	des	Ein-
führungsgesetzes	 zum	 Bürgerlichen	 Gesetzbuche	 über	 dessen	 Widerrufsrecht	 unterrichtet	
hat.	

(2)	Der	Verbraucher	hat	Wertersatz	 für	die	bis	zum	Widerruf	erbrachten	Dienstleistungen,	 für	
die	der	Vertrag	die	Zahlung	eines	Preises	vorsieht,	oder	die	bis	zum	Widerruf	erfolgte	Lieferung	von	
Wasser,	 Gas	 oder	 Strom	 in	 nicht	 bestimmten	Mengen	 oder	 nicht	 begrenztem	 Volumen	 oder	 von	
Fernwärme	zu	leisten,	wenn	
1.		der	Verbraucher	von	dem	Unternehmer	ausdrücklich	verlangt	hat,	dass	mit	der	Leistung	vor	
Ablauf	der	Widerrufsfrist	begonnen	werden	soll,	

2.		bei	einem	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Vertrag	der	Verbraucher	das	Ver-
langen	nach	Nummer	1	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	übermittelt	hat	und	

3.		der	Unternehmer	den	Verbraucher	nach	Artikel	246a	§	1	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	und	3	des	
Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	ordnungsgemäß	informiert	hat.	

Bei	der	Berechnung	des	Wertersatzes	 ist	der	vereinbarte	Gesamtpreis	zu	Grunde	zu	 legen.	 Ist	der	
vereinbarte	 Gesamtpreis	 unverhältnismäßig	 hoch,	 so	 ist	 der	 Wertersatz	 auf	 der	 Grundlage	 des	
Marktwerts	der	erbrachten	Leistung	zu	berechnen.	
(3)	Widerruft	der	Verbraucher	einen	Vertrag	über	die	Bereitstellung	von	nicht	auf	einem	körper-

lichen	Datenträger	befindlichen	digitalen	Inhalten,	so	hat	er	keinen	Wertersatz	zu	leisten.493	
	
§	357b	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	von	Verträgen	über	Finanzdienstleistungen	
(1)	Die	empfangenen	Leistungen	sind	spätestens	nach	30	Tagen	zurückzugewähren.		
(2)	 Im	Falle	des	Widerrufs	von	außerhalb	von	Geschäftsräumen	geschlossenen	Verträgen	oder	

Fernabsatzverträgen	über	Finanzdienstleistungen	ist	der	Verbraucher	zur	Zahlung	von	Wertersatz	
für	die	vom	Unternehmer	bis	zum	Widerruf	erbrachte	Dienstleistung	verpflichtet,	wenn	er		
1.		vor	Abgabe	seiner	Vertragserklärung	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	worden	ist	und		
2.		ausdrücklich	zugestimmt	hat,	dass	der	Unternehmer	vor	Ende	der	Widerrufsfrist	mit	der	Aus-
führung	der	Dienstleistung	beginnt.		

Im	Falle	des	Widerrufs	 von	Verträgen	über	 eine	 entgeltliche	Finanzierungshilfe,	 die	 von	der	Aus-
nahme	des	§	506	Absatz	4	erfasst	sind,	gelten	auch	§	357	Absatz	5	bis	7	und	§	357a	Absatz	1	und	2	
entsprechend.	 Ist	 Gegenstand	 des	 Vertrags	 über	 die	 entgeltliche	 Finanzierungshilfe	 die	 Lieferung	
von	nicht	auf	einem	körperlichen	Datenträger	befindlichen	digitalen	Inhalten,	hat	der	Verbraucher	
Wertersatz	für	die	bis	zum	Widerruf	gelieferten	digitalen	Inhalte	zu	leisten,	wenn	er		
1.		vor	Abgabe	seiner	Vertragserklärung	auf	diese	Rechtsfolge	hingewiesen	worden	ist	und		
2.		ausdrücklich	zugestimmt	hat,	dass	der	Unternehmer	vor	Ende	der	Widerrufsfrist	mit	der	Lie-
ferung	der	digitalen	Inhalte	beginnt.		

	
		493		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„Ist	

das	Darlehen	durch	ein	Grundpfandrecht	 gesichert,“	durch	 „Bei	 einem	 Immobiliar-Verbraucherdarle-
hen“	ersetzt.	

	 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	357a	in	§	357b	

umnummeriert.	
	 QUELLE	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3483)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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Ist	im	Vertrag	eine	Gegenleistung	bestimmt,	ist	sie	bei	der	Berechnung	des	Wertersatzes	zu	Grunde	
zu	 legen.	 Ist	 der	 vereinbarte	 Gesamtpreis	 unverhältnismäßig	 hoch,	 ist	 der	 Wertersatz	 auf	 der	
Grundlage	des	Marktwerts	der	erbrachten	Leistung	zu	berechnen.		
(3)	 Im	 Falle	 des	Widerrufs	 von	 Verbraucherdarlehensverträgen	 hat	 der	 Darlehensnehmer	 für	

den	Zeitraum	zwischen	der	Auszahlung	und	der	Rückzahlung	des	Darlehens	den	vereinbarten	Soll-
zins	 zu	 entrichten.	 Bei	 einem	 Immobiliar-Verbraucherdarlehen	 kann	 nachgewiesen	werden,	 dass	
der	Wert	des	Gebrauchsvorteils	niedriger	war	als	der	vereinbarte	Sollzins.	In	diesem	Fall	ist	nur	der	
niedrigere	Betrag	geschuldet.	Im	Falle	des	Widerrufs	von	Verträgen	über	eine	entgeltliche	Finanzie-
rungshilfe,	die	nicht	von	der	Ausnahme	des	§	506	Absatz	4	erfasst	sind,	gilt	auch	Absatz	2	entspre-
chend	mit	der	Maßgabe,	dass	an	die	Stelle	der	Unterrichtung	über	das	Widerrufsrecht	die	Pflichtan-
gaben	nach	Artikel	247	§	12	Absatz	1	in	Verbindung	mit	§	6	Absatz	2	des	Einführungsgesetzes	zum	
Bürgerlichen	Gesetzbuche,	die	das	Widerrufsrecht	betreffen,	treten.	Darüber	hinaus	hat	der	Darle-
hensnehmer	dem	Darlehensgeber	nur	die	Aufwendungen	zu	ersetzen,	die	der	Darlehensgeber	ge-
genüber	öffentlichen	Stellen	erbracht	hat	und	nicht	zurückverlangen	kann.494	
	
§	357c	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	von	Teilzeit-Wohnrechteverträgen,	Verträgen	über	ein	
langfristiges	Urlaubsprodukt,	Vermittlungsverträgen	und	Tauschsystemverträgen	
(1)	Der	Verbraucher	hat	im	Falle	des	Widerrufs	keine	Kosten	zu	tragen.	Die	Kosten	des	Vertrags,	

seiner	Durchführung	und	seiner	Rückabwicklung	hat	der	Unternehmer	dem	Verbraucher	zu	erstat-
ten.	Eine	Vergütung	für	geleistete	Dienste	sowie	für	die	Überlassung	von	Wohngebäuden	zur	Nut-
zung	ist	ausgeschlossen.		
(2)	Der	Verbraucher	hat	für	einen	Wertverlust	der	Unterkunft	im	Sinne	des	§	481	nur	Wertersatz	

zu	 leisten,	 soweit	 der	Wertverlust	 auf	 einer	 nicht	 bestimmungsgemäßen	Nutzung	 der	Unterkunft	
beruht.495	
	
§	357d	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	von	weder	im	Fernabsatz	noch	außerhalb	von		
Geschäftsräumen	geschlossenen	Ratenlieferungsverträgen	
Für	die	Rückgewähr	der	empfangenen	Leistungen	gilt	§	357	Absatz	1	bis	4	und	6	entsprechend.	

Der	Verbraucher	trägt	die	unmittelbaren	Kosten	der	Rücksendung	der	empfangenen	Sachen,	es	sei	
denn,	der	Unternehmer	hat	sich	bereit	erklärt,	diese	Kosten	zu	tragen.	§	357a	Absatz	1	ist	mit	der	
Maßgabe	 entsprechend	 anzuwenden,	 dass	 an	 die	 Stelle	 der	 Unterrichtung	 nach	 Artikel	 246a	 §	 1	
Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	die	Unterrich-
tung	nach	Artikel	246	Absatz	3	des	Einführungsgesetzes	zum	Bürgerlichen	Gesetzbuche	tritt.496	

	
		494		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	357b	in	§	357c	

umnummeriert.	
	 Artikel	1	Nr.	11	desselben	Gesetzes	hat	§	357a	in	§	357b	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	

„gilt	auch	§	357	Absatz	5	bis	8“	durch	„gelten	auch	§	357	Absatz	5	bis	7	und	§	357a	Absatz	1	und	2“	er-
setzt.	

		495		 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	357c	in	§	357d	

umnummeriert.	
	 Artikel	1	Nr.	12	desselben	Gesetzes	hat	§	357b	in	§	357c	umnummeriert.	
		496		 QUELLE	
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§	357e	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	bei	Verbraucherbauverträgen	
Ist	die	Rückgewähr	der	bis	zum	Widerruf	erbrachten	Leistung	ihrer	Natur	nach	ausgeschlossen,	

schuldet	der	Verbraucher	dem	Unternehmer	Wertersatz.	Bei	der	Berechnung	des	Wertersatzes	 ist	
die	 vereinbarte	 Vergütung	 zugrunde	 zu	 legen.	 Ist	 die	 vereinbarte	 Vergütung	 unverhältnismäßig	
hoch,	 ist	 der	Wertersatz	 auf	 der	 Grundlage	 des	Marktwertes	 der	 erbrachten	 Leistung	 zu	 berech-
nen.497	
	
§	358	Mit	dem	widerrufenen	Vertrag	verbundener	Vertrag		
(1)	Hat	der	Verbraucher	seine	auf	den	Abschluss	eines	Vertrags	über	die	Lieferung	einer	Ware	

oder	die	Erbringung	einer	anderen	Leistung	durch	einen	Unternehmer	gerichtete	Willenserklärung	
wirksam	widerrufen,	so	ist	er	auch	an	seine	auf	den	Abschluss	eines	mit	diesem	Vertrag	verbunde-
nen	Darlehensvertrags	gerichtete	Willenserklärung	nicht	mehr	gebunden.		
(2)	Hat	der	Verbraucher	seine	auf	den	Abschluss	eines	Darlehensvertrags	gerichtete	Willenser-

klärung	auf	Grund	des	§	495	Absatz	1	oder	des	§	514	Absatz	2	Satz	1	wirksam	widerrufen,	so	ist	er	
auch	nicht	mehr	an	diejenige	Willenserklärung	gebunden,	die	auf	den	Abschluss	eines	mit	diesem	
Darlehensvertrag	verbundenen	Vertrags	über	die	Lieferung	einer	Ware	oder	die	Erbringung	einer	
anderen	Leistung	gerichtet	ist.		
(3)	Ein	Vertrag	über	die	Lieferung	einer	Ware	oder	über	die	Erbringung	einer	anderen	Leistung	

und	 ein	Darlehensvertrag	 nach	 den	Absätzen	 1	 oder	 2	 sind	 verbunden,	wenn	 das	Darlehen	 ganz	
oder	teilweise	der	Finanzierung	des	anderen	Vertrags	dient	und	beide	Verträge	eine	wirtschaftliche	
Einheit	bilden.	Eine	wirtschaftliche	Einheit	 ist	 insbesondere	anzunehmen,	wenn	der	Unternehmer	
selbst	die	Gegenleistung	des	Verbrauchers	 finanziert,	oder	 im	Falle	der	Finanzierung	durch	einen	
Dritten,	wenn	sich	der	Darlehensgeber	bei	der	Vorbereitung	oder	dem	Abschluss	des	Darlehensver-
trags	der	Mitwirkung	des	Unternehmers	bedient.	Bei	einem	finanzierten	Erwerb	eines	Grundstücks	
oder	eines	grundstücksgleichen	Rechts	ist	eine	wirtschaftliche	Einheit	nur	anzunehmen,	wenn	der	
Darlehensgeber	 selbst	 dem	 Verbraucher	 das	 Grundstück	 oder	 das	 grundstücksgleiche	 Recht	 ver-
schafft	oder	wenn	er	über	die	Zurverfügungstellung	von	Darlehen	hinaus	den	Erwerb	des	Grund-
stücks	 oder	 grundstücksgleichen	 Rechts	 durch	 Zusammenwirken	 mit	 dem	 Unternehmer	 fördert,	
indem	er	sich	dessen	Veräußerungsinteressen	ganz	oder	teilweise	zu	Eigen	macht,	bei	der	Planung,	
Werbung	oder	Durchführung	des	Projekts	Funktionen	des	Veräußerers	übernimmt	oder	den	Ver-
äußerer	einseitig	begünstigt.		
(4)	Auf	die	Rückabwicklung	des	verbundenen	Vertrags	sind	unabhängig	von	der	Vertriebsform		

§	355	Absatz	3	und,	je	nach	Art	des	verbundenen	Vertrags,	die	§§	357	bis	357c	entsprechend	anzu-
wenden.	 Ist	der	verbundene	Vertrag	ein	Vertrag	über	die	Lieferung	von	nicht	auf	einem	körperli-
chen	Datenträger	befindlichen	digitalen	Inhalten,	hat	der	Verbraucher	abweichend	von	§	357a	Ab-
satz	3	unter	den	Voraussetzungen	des	§	356	Absatz	5	Nummer	2	Wertersatz	für	die	bis	zum	Wider-
ruf	gelieferten	digitalen	 Inhalte	zu	 leisten.	 Ist	der	verbundene	Vertrag	ein	 im	Fernabsatz	oder	au-

	
	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	357d	in	§	357e	

umnummeriert.	
	 Artikel	1	Nr.	13	desselben	Gesetzes	hat	§	357c	in	§	357d	umnummeriert.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	13	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3483)	hat	 in	Satz	1	

„bis	5“	durch	„bis	4	und	6“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Satz	3	„§	357	Absatz	7“	durch	„§	357a	Absatz	1“	ersetzt.	
		497		 UMNUMMERIERUNG	
	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	§	357d	in	§	357e	

umnummeriert.	
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ßerhalb	 von	 Geschäftsräumen	 geschlossener	 Ratenlieferungsvertrag,	 sind	 neben	 §	 355	 Absatz	 3	
auch	die	§§	357	und	357a	entsprechend	anzuwenden;	im	Übrigen	gelten	für	verbundene	Ratenliefe-
rungsverträge	§	355	Absatz	3	und	§	357d	entsprechend.	 Im	Falle	des	Absatzes	1	 sind	 jedoch	An-
sprüche	auf	Zahlung	von	Zinsen	und	Kosten	aus	der	Rückabwicklung	des	Darlehensvertrags	gegen	
den	Verbraucher	ausgeschlossen.	Der	Darlehensgeber	tritt	im	Verhältnis	zum	Verbraucher	hinsicht-
lich	der	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	in	die	Rechte	und	Pflichten	des	Unternehmers	aus	dem	verbun-
denen	Vertrag	 ein,	wenn	das	Darlehen	dem	Unternehmer	bei	Wirksamwerden	des	Widerrufs	 be-
reits	zugeflossen	ist.		
(5)	Die	Absätze	2	und	4	sind	nicht	anzuwenden	auf	Darlehensverträge,	die	der	Finanzierung	des	

Erwerbs	von	Finanzinstrumenten	dienen.498	

	
		498		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	358	
	 		 Hat	sich	der	eine	Teil	den	Rücktritt	für	den	Fall	vorbehalten,	daß	der	andere	Teil	seine	Verbindlich-

keit	nicht	erfüllt,	und	bestreitet	dieser	die	Zulässigkeit	des	erklärten	Rücktritts,	weil	er	erfüllt	habe,	so	
hat	er	die	Erfüllung	zu	beweisen,	sofern	nicht	die	geschuldete	Leistung	in	einem	Unterlassen	besteht.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2002.—Artikel	25	Abs.	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2850)	hat	Abs.	3	Satz	3	

eingefügt.	
	 30.07.2010.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	24.	 Juli	2010	(BGBl.	 I	S.	977)	hat	die	Sätze	2	und	3	 in	

Abs.	2	aufgehoben.	Die	Sätze	2	und	3	lauteten:	„Kann	der	Verbraucher	die	auf	den	Abschluss	des	ver-
bundenen	Vertrags	gerichtete	Willenserklärung	nach	Maßgabe	dieses	Untertitels	widerrufen,	gilt	allein	
Absatz	1	und	sein	Widerrufsrecht	aus	§	495	Abs.	1	ist	ausgeschlossen.	Erklärt	der	Verbraucher	im	Falle	
des	Satzes	2	dennoch	den	Widerruf	des	Verbraucherdarlehensvertrags,	gilt	dies	als	Widerruf	des	ver-
bundenen	Vertrags	gegenüber	dem	Unternehmer	gemäß	Absatz	1.“	

	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2011	(BGBl.	I	S.	1600)	hat	in	Abs.	1	„Ver-
braucherdarlehensvertrags“	durch	„Darlehensvertrags“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„auf	Grund	des	§	495	Absatz	1“	vor	„wirk-
sam“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	c	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„Verbraucherdarlehensvertrag“	durch	
„Darlehensvertrag	gemäß	Absatz	1	oder	2“	ersetzt.	

	 Artikel	 1	Nr.	 5	 lit.	 c	 litt.	 bb	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 3	 Satz	 2	 „Verbraucherdarlehensvertrags“	
durch	„Darlehensvertrags“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	d	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Satz	1	in	Abs.	4	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„§	357	gilt	
für	den	verbundenen	Vertrag	entsprechend.“	

	 Artikel	 1	Nr.	 5	 lit.	 d	 litt.	 bb	 desselben	Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 4	 Satz	 2	 „Verbraucherdarlehensvertrags“	
durch	„Darlehensvertrags“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„Satz	1	und	2“	nach	„und	2“	gestrichen.	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	358	Verbundene	Verträge	
	 		 (1)	Hat	der	Verbraucher	seine	auf	den	Abschluss	eines	Vertrags	über	die	Lieferung	einer	Ware	oder	

die	Erbringung	einer	anderen	Leistung	durch	einen	Unternehmer	gerichtete	Willenserklärung	wirksam	
widerrufen,	 so	 ist	 er	 auch	 an	 seine	 auf	 den	Abschluss	 eines	mit	 diesem	Vertrag	 verbundenen	Darle-
hensvertrags	gerichtete	Willenserklärung	nicht	mehr	gebunden.	

	 		 (2)	 Hat	 der	 Verbraucher	 seine	 auf	 den	 Abschluss	 eines	 Verbraucherdarlehensvertrags	 gerichtete	
Willenserklärung	auf	Grund	des	§	495	Absatz	1	wirksam	widerrufen,	so	ist	er	auch	an	seine	auf	den	Ab-
schluss	eines	mit	diesem	Verbraucherdarlehensvertrag	verbundenen	Vertrags	über	die	Lieferung	einer	
Ware	oder	die	Erbringung	einer	anderen	Leistung	gerichtete	Willenserklärung	nicht	mehr	gebunden.	
Kann	der	Verbraucher	 die	 auf	 den	Abschluss	 des	 verbundenen	Vertrags	 gerichtete	Willenserklärung	
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§	359	Einwendungen	bei	verbundenen	Verträgen	
(1)	Der	Verbraucher	kann	die	Rückzahlung	des	Darlehens	verweigern,	soweit	Einwendungen	aus	

dem	verbundenen	Vertrag	ihn	gegenüber	dem	Unternehmer,	mit	dem	er	den	verbundenen	Vertrag	
geschlossen	hat,	zur	Verweigerung	seiner	Leistung	berechtigen	würden.	Dies	gilt	nicht	bei	Einwen-
dungen,	die	auf	einer	Vertragsänderung	beruhen,	welche	zwischen	diesem	Unternehmer	und	dem	
Verbraucher	nach	Abschluss	des	Darlehensvertrags	vereinbart	wurde.	Kann	der	Verbraucher	Nach-
erfüllung	verlangen,	so	kann	er	die	Rückzahlung	des	Darlehens	erst	verweigern,	wenn	die	Nacher-
füllung	fehlgeschlagen	ist.		
(2)	Absatz	1	ist	nicht	anzuwenden	auf	Darlehensverträge,	die	der	Finanzierung	des	Erwerbs	von	

Finanzinstrumenten	dienen,	oder	wenn	das	finanzierte	Entgelt	weniger	als	200	Euro	beträgt.499	

	
nach	Maßgabe	 dieses	Untertitels	widerrufen,	 gilt	 allein	 Absatz	 1	 und	 sein	Widerrufsrecht	 aus	 §	 495		
Abs.	 1	 ist	 ausgeschlossen.	 Erklärt	 der	 Verbraucher	 im	 Falle	 des	 Satzes	 2	 dennoch	 den	Widerruf	 des	
Verbraucherdarlehensvertrags,	gilt	dies	als	Widerruf	des	verbundenen	Vertrags	gegenüber	dem	Unter-
nehmer	gemäß	Absatz	1.	

	 		 (3)	Ein	Vertrag	über	die	Lieferung	einer	Ware	oder	die	Erbringung	einer	anderen	Leistung	und	ein	
Darlehensvertrag	gemäß	Absatz	1	oder	2	sind	verbunden,	wenn	das	Darlehen	ganz	oder	teilweise	der	
Finanzierung	des	anderen	Vertrags	dient	und	beide	Verträge	eine	wirtschaftliche	Einheit	bilden.	Eine	
wirtschaftliche	Einheit	ist	insbesondere	anzunehmen,	wenn	der	Unternehmer	selbst	die	Gegenleistung	
des	Verbrauchers	finanziert,	oder	im	Falle	der	Finanzierung	durch	einen	Dritten,	wenn	sich	der	Darle-
hensgeber	bei	der	Vorbereitung	oder	dem	Abschluss	des	Darlehensvertrags	der	Mitwirkung	des	Unter-
nehmers	 bedient.	 Bei	 einem	 finanzierten	 Erwerb	 eines	 Grundstücks	 oder	 eines	 grundstücksgleichen	
Rechts	 ist	 eine	wirtschaftliche	Einheit	nur	anzunehmen,	wenn	der	Darlehensgeber	 selbst	das	Grund-
stück	oder	das	grundstücksgleiche	Recht	verschafft	oder	wenn	er	über	die	Zurverfügungstellung	von	
Darlehen	hinaus	den	Erwerb	des	Grundstücks	oder	grundstücksgleichen	Rechts	durch	Zusammenwir-
ken	mit	dem	Unternehmer	fördert,	 indem	er	sich	dessen	Veräußerungsinteressen	ganz	oder	teilweise	
zu	Eigen	macht,	bei	der	Planung,	Werbung	oder	Durchführung	des	Projekts	Funktionen	des	Veräuße-
rers	übernimmt	oder	den	Veräußerer	einseitig	begünstigt.	

	 		 (4)	§	357	gilt	für	den	verbundenen	Vertrag	entsprechend;	§	312e	gilt	entsprechend,	wenn	für	den	
verbundenen	Vertrag	ein	Widerrufsrecht	gemäß	§	312d	besteht	oder	bestand.	Im	Falle	des	Absatzes	1	
sind	jedoch	Ansprüche	auf	Zahlung	von	Zinsen	und	Kosten	aus	der	Rückabwicklung	des	Darlehensver-
trags	gegen	den	Verbraucher	ausgeschlossen.	Der	Darlehensgeber	tritt	im	Verhältnis	zum	Verbraucher	
hinsichtlich	der	Rechtsfolgen	des	Widerrufs	oder	der	Rückgabe	in	die	Rechte	und	Pflichten	des	Unter-
nehmers	aus	dem	verbundenen	Vertrag	ein,	wenn	das	Darlehen	dem	Unternehmer	bei	Wirksamwerden	
des	Widerrufs	oder	der	Rückgabe	bereits	zugeflossen	ist.	

	 		 (5)	Die	erforderliche	Belehrung	über	das	Widerrufs-	oder	Rückgaberecht	muss	auf	die	Rechtsfolgen	
nach	den	Absätzen	1	und	2	hinweisen.“	

	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	 I	S.	396)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	
Abs.	2	lautete:	

	 		 „(2)	Hat	der	Verbraucher	 seine	 auf	den	Abschluss	 eines	Verbraucherdarlehensvertrags	 gerichtete	
Willenserklärung	auf	Grund	des	§	495	Absatz	1	wirksam	widerrufen,	so	ist	er	auch	an	seine	auf	den	Ab-
schluss	eines	mit	diesem	Verbraucherdarlehensvertrag	verbundenen	Vertrags	über	die	Lieferung	einer	
Ware	oder	die	Erbringung	einer	anderen	Leistung	gerichtete	Willenserklärung	nicht	mehr	gebunden.“	

	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	15	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	 I	S.	3483)	hat	 in	Abs.	4	
Satz	1	„bis	357b“	durch	„bis	357c“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	15	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	2	„und	hat	der	Unternehmer	dem	Verbrau-
cher	eine	Abschrift	oder	Bestätigung	des	Vertrags	nach	§	312gf	zur	Verfügung	gestellt,	hat	der	Verbrau-
cher	abweichend	von	§	357	Absatz	9	unter	den	Voraussetzungen	des	§	356	Absatz	5	zweiter	und	dritter	
Halbsatz“	durch	„	 ,	hat	der	Verbraucher	abweichend	von	§	357a	Absatz	3	unter	den	Voraussetzungen	
des	§	356	Absatz	5	Nummer	2“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	15	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	3	„ist	neben	§	355	Absatz	3	auch	§	357“	durch	
„sind	neben	§	355	Absatz	3	auch	die	§§	357	und	357a“	und	„§	357c“	durch	„§	357d“	ersetzt.	

		499		 UMNUMMERIERUNG	
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§	359a500	
	
§	360	Zusammenhängende	Verträge	
(1)	 Hat	 der	 Verbraucher	 seine	 auf	 den	 Abschluss	 eines	 Vertrags	 gerichtete	 Willenserklärung	

wirksam	widerrufen	und	 liegen	die	Voraussetzungen	 für	einen	verbundenen	Vertrag	nicht	vor,	so	
ist	er	auch	an	seine	auf	den	Abschluss	eines	damit	zusammenhängenden	Vertrags	gerichtete	Wil-
lenserklärung	nicht	mehr	gebunden.	Auf	die	Rückabwicklung	des	zusammenhängenden	Vertrags	ist	
§	358	Absatz	4	Satz	1	bis	3	entsprechend	anzuwenden.	Widerruft	der	Verbraucher	einen	Teilzeit-

	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	§	359	

in	§	353	umnummeriert.	
	 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	in	Satz	2	„	,	wenn	das	

finanzierte	Entgelt	200	Euro	nicht	überschreitet,	sowie“	nach	„nicht“	gestrichen.	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Der	Verbraucher	kann	die	Rückzahlung	des	Darlehens	verweigern,	soweit	Einwendungen	aus	dem	

verbundenen	 Vertrag	 ihn	 gegenüber	 dem	 Unternehmer,	 mit	 dem	 er	 den	 verbundenen	 Vertrag	 ge-
schlossen	hat,	zur	Verweigerung	seiner	Leistung	berechtigen	würden.	Dies	gilt	nicht	bei	Einwendungen,	
die	auf	einer	zwischen	diesem	Unternehmer	und	dem	Verbraucher	nach	Abschluss	des	Verbraucher-
darlehensvertrags	vereinbarten	Vertragsänderung	beruhen.	Kann	der	Verbraucher	Nacherfüllung	ver-
langen,	 so	 kann	 er	 die	 Rückzahlung	 des	 Darlehens	 erst	 verweigern,	 wenn	 die	 Nacherfüllung	 fehlge-
schlagen	ist.“	

	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	Satz	2	in	Abs.	1	neu	
gefasst.	Satz	2	lautete:	„Dies	gilt	nicht	bei	Einwendungen,	die	auf	einer	zwischen	diesem	Unternehmer	
und	dem	Verbraucher	nach	Abschluss	des	Verbraucherdarlehensvertrags	vereinbarten	Vertragsände-
rung	beruhen.“	

		500		 QUELLE	
	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	12a	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 30.07.2010.—Artikel	 1	Nr.	 3	 des	Gesetzes	 vom	24.	 Juli	 2010	 (BGBl.	 I	 S.	 977)	 hat	 Abs.	 2	 neu	 gefasst.	

Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	§	358	Abs.	2	und	4	ist	entsprechend	auf	Verträge	über	Zusatzleistungen	anzuwenden,	die	der	

Verbraucher	 in	unmittelbarem	Zusammenhang	mit	 dem	Verbraucherdarlehensvertrag	 abgeschlossen	
hat.“	

	 04.08.2011.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	2011	(BGBl.	 I	S.	1600)	hat	 in	Abs.	3	„Verbrau-
cherdarlehensverträge“	durch	„Darlehensverträge“	ersetzt.	

	 AUFHEBUNG	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	359a	Anwendungsbereich	
	 		 (1)	Liegen	die	Voraussetzungen	für	ein	verbundenes	Geschäft	nicht	vor,	ist	§	358	Abs.	1	und	4	ent-

sprechend	anzuwenden,	wenn	die	Ware	oder	die	Leistung	des	Unternehmers	aus	dem	widerrufenen	
Vertrag	in	einem	Verbraucherdarlehensvertrag	genau	angegeben	ist.	

	 		 (2)	Liegen	die	Voraussetzungen	 für	ein	verbundenes	Geschäft	nicht	vor,	 ist	§	358	Absatz	2	und	4	
entsprechend	auf	Verträge	über	Zusatzleistungen	anzuwenden,	die	der	Verbraucher	in	unmittelbarem	
Zusammenhang	mit	dem	Verbraucherdarlehensvertrag	geschlossen	hat.	

	 		 (3)	§	358	Abs.	2,	4	und	5	sowie	§	359	sind	nicht	anzuwenden	auf	Darlehensverträge,	die	der	Finan-
zierung	des	Erwerbs	von	Finanzinstrumenten	dienen.	

	 		 (4)	§	359	ist	nicht	anzuwenden,	wenn	das	finanzierte	Entgelt	weniger	als	200	Euro	beträgt.“	
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Wohnrechtevertrag	oder	einen	Vertrag	über	ein	 langfristiges	Urlaubsprodukt,	hat	er	auch	 für	den	
zusammenhängenden	Vertrag	keine	Kosten	 zu	 tragen;	 §	357c	Absatz	1	 Satz	2	und	3	 gilt	 entspre-
chend.		
(2)	Ein	zusammenhängender	Vertrag	liegt	vor,	wenn	er	einen	Bezug	zu	dem	widerrufenen	Ver-

trag	aufweist	und	eine	Leistung	betrifft,	die	von	dem	Unternehmer	des	widerrufenen	Vertrags	oder	
einem	Dritten	auf	der	Grundlage	einer	Vereinbarung	zwischen	dem	Dritten	und	dem	Unternehmer	
des	widerrufenen	Vertrags	 erbracht	wird.	Ein	Darlehensvertrag	 ist	 auch	dann	ein	 zusammenhän-
gender	Vertrag,	wenn	das	Darlehen,	das	ein	Unternehmer	einem	Verbraucher	gewährt,	ausschließ-
lich	der	Finanzierung	des	widerrufenen	Vertrags	dient	und	die	Leistung	des	Unternehmers	aus	dem	
widerrufenen	Vertrag	in	dem	Darlehensvertrag	genau	angegeben	ist.501	

	
		501		 UMNUMMERIERUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	§	360	

in	§	354	umnummeriert.	
	 QUELLE	
	 11.06.2010.—Artikel	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2355)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	neue	Fassung	lautet:	
	 „§	360	Widerrufs-	und	Rückgabebelehrung	
	 		 (1)	Die	Widerrufsbelehrung	muss	deutlich	gestaltet	 sein	und	dem	Verbraucher	entsprechend	den	

Erfordernissen	des	eingesetzten	Kommunikationsmittels	 seine	wesentlichen	Rechte	deutlich	machen.	
Sie	muss	Folgendes	enthalten:	

1.		 einen	Hinweis	auf	das	Recht	zum	Widerruf,	
2.		 einen	Hinweis	darauf,	dass	der	Widerruf	keiner	Begründung	bedarf	und	in	Textform	oder	durch	

Rücksendung	der	Sache	innerhalb	der	Widerrufsfrist	erklärt	werden	kann,	
3.		 den	Namen	und	die	ladungsfähige	Anschrift	desjenigen,	gegenüber	dem	der	Widerruf	zu	erklä-

ren	ist,	und	
4.		 einen	Hinweis	auf	Dauer	und	Beginn	der	Widerrufsfrist	sowie	darauf,	dass	zur	Fristwahrung	die	

rechtzeitige	Absendung	der	Widerrufserklärung	oder	der	Sache	genügt.	
	 		 (2)	Auf	die	Rückgabebelehrung	ist	Absatz	1	Satz	1	entsprechend	anzuwenden.	Sie	muss	Folgendes	

enthalten:	
1.		 einen	Hinweis	auf	das	Recht	zur	Rückgabe,	
2.		 einen	Hinweis	darauf,	dass	die	Ausübung	des	Rückgaberechts	keiner	Begründung	bedarf,	
3.		 einen	Hinweis	darauf,	dass	das	Rückgaberecht	nur	durch	Rücksendung	der	Sache	oder,	wenn	die	

Sache	nicht	als	Paket	versandt	werden	kann,	durch	Rücknahmeverlangen	in	Textform	innerhalb	
der	Rückgabefrist	ausgeübt	werden	kann,	

4.		 den	 Namen	 und	 die	 ladungsfähige	 Anschrift	 desjenigen,	 an	 den	 die	 Rückgabe	 zu	 erfolgen	 hat	
oder	gegenüber	dem	das	Rücknahmeverlangen	zu	erklären	ist,	und	

5.		 einen	Hinweis	auf	Dauer	und	Beginn	der	Rückgabefrist	sowie	darauf,	dass	zur	Fristwahrung	die	
rechtzeitige	Absendung	der	Sache	oder	des	Rücknahmeverlangens	genügt.	

	 		 (3)	Die	dem	Verbraucher	gemäß	§	355	Abs.	3	Satz	1	mitzuteilende	Widerrufsbelehrung	genügt	den	
Anforderungen	 des	 Absatzes	 1	 und	 den	 diesen	 ergänzenden	Vorschriften	 dieses	 Gesetzes,	wenn	 das	
Muster	 der	 Anlage	 1	 zum	 Einführungsgesetz	 zum	 Bürgerlichen	 Gesetzbuche	 in	 Textform	 verwendet	
wird.	Die	dem	Verbraucher	gemäß	§	356	Abs.	2	Satz	2	in	Verbindung	mit	§	355	Abs.	3	Satz	1	mitzutei-
lende	Rückgabebelehrung	genügt	den	Anforderungen	des	Absatzes	2	und	den	diesen	ergänzenden	Vor-
schriften	dieses	Gesetzes,	wenn	das	Muster	der	Anlage	2	zum	Einführungsgesetz	zum	Bürgerlichen	Ge-
setzbuche	in	Textform	verwendet	wird.	Der	Unternehmer	darf	unter	Beachtung	von	Absatz	1	Satz	1	in	
Format	und	Schriftgröße	von	den	Mustern	abweichen	und	Zusätze	wie	die	Firma	oder	ein	Kennzeichen	
des	Unternehmers	anbringen.“	

	 21.03.2016.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	11.	März	2016	(BGBl.	I	S.	396)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	neu	
gefasst.	Satz	2	lautete:	„Ein	Verbraucherdarlehensvertrag	ist	auch	dann	ein	zusammenhängender	Ver-
trag,	wenn	das	Darlehen	ausschließlich	der	Finanzierung	des	widerrufenen	Vertrags	dient	und	die	Leis-
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§	361	Weitere	Ansprüche,	abweichende	Vereinbarungen	und	Beweislast	
(1)	 Über	 die	 Vorschriften	 dieses	 Untertitels	 hinaus	 bestehen	 keine	weiteren	 Ansprüche	 gegen	

den	Verbraucher	infolge	des	Widerrufs.		
(2)	Von	den	Vorschriften	dieses	Untertitels	darf,	soweit	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist,	nicht	zum	

Nachteil	 des	Verbrauchers	 abgewichen	werden.	Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	 finden,	 soweit	
nichts	anderes	bestimmt	ist,	auch	Anwendung,	wenn	sie	durch	anderweitige	Gestaltungen	umgan-
gen	werden.		
(3)	Ist	der	Beginn	der	Widerrufsfrist	streitig,	so	trifft	die	Beweislast	den	Unternehmer.502	

	
§	361a503	

	
tung	des	Unternehmers	aus	dem	widerrufenen	Vertrag	in	dem	Verbraucherdarlehensvertrag	genau	an-
gegeben	ist.“	

	 28.05.2022.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	10.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3483)	hat	in	Abs.	1	Satz	3	
„§	357b“	durch	„§	357c“	ersetzt.	

		502		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	27	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „Ist	 in	 einem	 gegenseitigen	 Vertrag	 vereinbart,	 daß	 die	 Leistung	 des	 einen	 Teiles	 genau	 zu	 einer	

festbestimmten	Zeit	oder	 innerhalb	einer	 festbestimmten	Frist	bewirkt	werden	soll,	 so	 ist	 im	Zweifel	
anzunehmen,	daß	der	andere	Teil	zum	Rücktritt	berechtigt	sein	soll,	wenn	die	Leistung	nicht	zu	der	be-
stimmten	Zeit	oder	innerhalb	der	bestimmten	Frist	erfolgt.“	

	 QUELLE	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
		503		 QUELLE	
	 30.06.2000.—Artikel	2	Abs.	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juni	2000	(BGBl.	I	S.	897)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	27	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	361a	Widerrufsrecht	bei	Verbraucherverträgen	
	 		 (1)	Wird	einem	Verbraucher	durch	Gesetz	ein	Widerrufsrecht	nach	dieser	Vorschrift	eingeräumt,	so	

ist	er	an	seine	auf	den	Abschluss	eines	Vertrags	mit	einem	Unternehmer	gerichtete	Willenserklärung	
nicht	mehr	gebunden,	wenn	er	sie	 fristgerecht	widerrufen	hat.	Der	Widerruf	muss	keine	Begründung	
enthalten	und	schriftlich,	auf	einem	anderen	dauerhaften	Datenträger	oder	durch	Rücksendung	der	Sa-
che	 innerhalb	 von	 zwei	Wochen	 erfolgen;	 zur	 Fristwahrung	 genügt	 die	 rechtzeitige	 Absendung.	 Die	
Frist	beginnt	mit	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	dem	Verbraucher	eine	deutlich	gestaltete	Belehrung	über	sein	
Widerrufsrecht,	 die	 ihm	 entsprechend	 den	 Erfordernissen	 des	 eingesetzten	 Kommunikationsmittels	
seine	Rechte	deutlich	macht,	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	zur	Verfügung	gestellt	worden	ist,	die	
auch	Namen	und	Anschrift	des	Widerrufsempfängers	und	einen	Hinweis	auf	den	Fristbeginn	und	die	
Regelung	des	Satzes	2	enthält.	Sie	ist	vom	Verbraucher	bei	anderen	als	notariell	beurkundeten	Verträ-
gen	gesondert	zu	unterschreiben	oder	mit	einer	qualifizierten	elektronischen	Signatur	zu	versehen.	Ist	
der	 Vertrag	 schriftlich	 abzuschließen,	 so	 muss	 dem	 Verbraucher	 auch	 eine	 Vertragsurkunde,	 der	
schriftliche	Antrag	des	Verbrauchers	oder	eine	Abschrift	der	Vertragsurkunde	oder	des	Antrags	ausge-
händigt	werden.	Ist	der	Fristbeginn	streitig,	so	trifft	die	Beweislast	den	Unternehmer.	

	 		 (2)	Auf	das	Widerrufsrecht	finden	die	Vorschriften	dieses	Titels,	soweit	nichts	anderes	bestimmt	ist,	
entsprechende	Anwendung.	Die	in	§	284	Abs.	3	Satz	1	bestimmte	Frist	beginnt	mit	der	Erklärung	des	
Verbrauchers	nach	§	349.	Der	Verbraucher	 ist	vorbehaltlich	abweichender	Vorschriften	zur	Rücksen-
dung	auf	Kosten	und	Gefahr	des	Unternehmers	verpflichtet;	dem	Verbraucher	dürfen	bei	einer	Bestel-
lung	bis	zu	einem	Betrag	von	40	Euro	die	regelmäßigen	Kosten	der	Rücksendung	vertraglich	auferlegt	
werden,	es	sei	denn,	dass	die	gelieferte	Ware	nicht	der	bestellten	entspricht.	In	den	Fällen	des	Satzes	4	
haftet	 der	 Verbraucher	 nur	 für	 Vorsatz	 und	 grobe	 Fahrlässigkeit,	wenn	 er	 über	 sein	Widerrufsrecht	
nicht	ordnungsgemäß	belehrt	worden	 ist	und	auch	keine	anderweitige	Kenntnis	hiervon	erlangt	hat.	
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§	361b504	
	

Abschnitt	4	
Erlöschen	der	Schuldverhältnisse505	

	
Titel	1	

Erfüllung506	
	
§	362	Erlöschen	durch	Leistung	
(1)	Das	Schuldverhältnis	erlischt,	wenn	die	geschuldete	Leistung	an	den	Gläubiger	bewirkt	wird.	
(2)	Wird	 an	 einen	 Dritten	 zum	 Zwecke	 der	 Erfüllung	 geleistet,	 so	 finden	 die	 Vorschriften	 des	

§	185	Anwendung.507	
	

	
Für	die	Überlassung	des	Gebrauchs	oder	die	Benutzung	einer	Sache	sowie	für	sonstige	Leistungen	bis	
zu	dem	Zeitpunkt	der	Ausübung	des	Widerrufs	ist	deren	Wert	zu	vergüten;	die	durch	die	bestimmungs-
gemäße	 Ingebrauchnahme	einer	 Sache	oder	 Inanspruchnahme	einer	 sonstigen	Leistung	eingetretene	
Wertminderung	bleibt	außer	Betracht.	Weitergehende	Ansprüche	bestehen	nicht.	

	 		 (3)	Informationen	oder	Erklärungen	sind	dem	Verbraucher	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	zur	
Verfügung	gestellt,	wenn	sie	 ihm	 in	einer	Urkunde	oder	 in	einer	anderen	 lesbaren	Form	zugegangen	
sind,	die	dem	Verbraucher	für	eine	den	Erfordernissen	des	Rechtsgeschäfts	entsprechende	Zeit	die	in-
haltlich	 unveränderte	 Wiedergabe	 der	 Informationen	 erlaubt.	 Die	 Beweislast	 für	 den	 Informations-	
oder	Erklärungsinhalt	 trifft	den	Unternehmer.	Dies	gilt	 für	Erklärungen	des	Verbrauchers	gegenüber	
dem	Unternehmer	sinngemäß.“	

		504		 QUELLE	
	 30.06.2000.—Artikel	2	Abs.	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Juni	2000	(BGBl.	I	S.	897)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	27	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	361b	Rückgaberecht	bei	Verbraucherverträgen	
	 		 (1)	 Das	Widerrufsrecht	 nach	 §	 361a	 kann,	 soweit	 dies	 ausdrücklich	 durch	 Gesetz	 zugelassen	 ist,	

beim	 Vertragsschluss	 auf	 Grund	 eines	 Verkaufsprospekts	 im	 Vertrag	 durch	 ein	 uneingeschränktes	
Rückgaberecht	ersetzt	werden.	Voraussetzung	ist,	dass	

1.		 im	Verkaufsprospekt	eine	deutlich	gestaltete	Belehrung	über	das	Rückgaberecht	enthalten	ist,	
2.		 der	 Verbraucher	 den	 Verkaufsprospekt	 in	 Abwesenheit	 des	 Unternehmers	 eingehend	 zur	

Kenntnis	nehmen	konnte	und	
3.		 dem	Verbraucher	auf	einem	dauerhaften	Datenträger	das	Rückgaberecht	eingeräumt	wird.	

	 		 (2)	Das	Rückgaberecht	kann	nur	durch	Rücksendung	der	Sache,	deren	Kosten	und	Gefahr	der	Un-
ternehmer	zu	tragen	hat,	oder,	wenn	diese	nicht	als	Paket	versandt	werden	kann,	durch	Rücknahme-
verlangen	innerhalb	der	in	§	361a	Abs.	1	bestimmten	und	danach	zu	berechnenden	Frist	ausgeübt	wer-
den,	 die	 jedoch	 nicht	 vor	 Erhalt	 der	 Sache	 beginnt.	 §	 361a	 Abs.	 2	 gilt	 entsprechend;	 die	 Kosten	 der	
Rücksendung	dürfen	dem	Verbraucher	nicht	auferlegt	werden.	Das	Rücknahmeverlangen	muss	schrift-
lich	oder	auf	einem	anderen	dauerhaften	Datenträger	erfolgen.	Eine	Begründung	ist	nicht	erforderlich.“	

		505		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Abschnitts	„Dritter	Abschnitt“	durch	„Abschnitt	4“	ersetzt.	
		506		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Erster	Titel“	durch	„Titel	1“	ersetzt.	
		507		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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§	363	Beweislast	bei	Annahme	als	Erfüllung	
Hat	der	Gläubiger	eine	ihm	als	Erfüllung	angebotene	Leistung	als	Erfüllung	angenommen,	so	trifft	

ihn	die	Beweislast,	wenn	er	die	Leistung	deshalb	nicht	als	Erfüllung	gelten	lassen	will,	weil	sie	eine	
andere	als	die	geschuldete	Leistung	oder	weil	sie	unvollständig	gewesen	sei.508	
	
§	364	Annahme	an	Erfüllungs	statt	
(1)	Das	Schuldverhältnis	erlischt,	wenn	der	Gläubiger	eine	andere	als	die	geschuldete	Leistung	

an	Erfüllungs	Statt	annimmt.	
(2)	Übernimmt	der	Schuldner	zum	Zwecke	der	Befriedigung	des	Gläubigers	diesem	gegenüber	

eine	neue	Verbindlichkeit,	so	ist	im	Zweifel	nicht	anzunehmen,	daß	er	die	Verbindlichkeit	an	Erfül-
lungs	Statt	übernimmt.509	
	
§	365	Gewährleistung	bei	Hingabe	an	Erfüllungs	statt	
Wird	eine	Sache,	eine	Forderung	gegen	einen	Dritten	oder	ein	anderes	Recht	an	Erfüllungs	Statt	

gegeben,	so	hat	der	Schuldner	wegen	eines	Mangels	im	Recht	oder	wegen	eines	Mangels	der	Sache	
in	gleicher	Weise	wie	ein	Verkäufer	Gewähr	zu	leisten.510	
	
§	366	Anrechnung	der	Leistung	auf	mehrere	Forderungen	
(1)	Ist	der	Schuldner	dem	Gläubiger	aus	mehreren	Schuldverhältnissen	zu	gleichartigen	Leistun-

gen	 verpflichtet	 und	 reicht	 das	 von	 ihm	Geleistete	 nicht	 zur	 Tilgung	 sämtlicher	 Schulden	 aus,	 so	
wird	diejenige	Schuld	getilgt,	welche	er	bei	der	Leistung	bestimmt.	
(2)	Trifft	der	Schuldner	keine	Bestimmung,	so	wird	zunächst	die	fällige	Schuld,	unter	mehreren	

fälligen	 Schulden	 diejenige,	 welche	 dem	 Gläubiger	 geringere	 Sicherheit	 bietet,	 unter	 mehreren	
gleich	sicheren	die	dem	Schuldner	 lästigere,	unter	mehreren	gleich	 lästigen	die	ältere	Schuld	und	
bei	gleichem	Alter	jede	Schuld	verhältnismäßig	getilgt.511	
	
§	367	Anrechnung	auf	Zinsen	und	Kosten	
(1)	Hat	der	Schuldner	außer	der	Hauptleistung	Zinsen	und	Kosten	zu	entrichten,	so	wird	eine	zur	

Tilgung	der	ganzen	Schuld	nicht	ausreichende	Leistung	zunächst	auf	die	Kosten,	dann	auf	die	Zinsen	
und	zuletzt	auf	die	Hauptleistung	angerechnet.	
(2)	Bestimmt	der	Schuldner	eine	andere	Anrechnung,	 so	kann	der	Gläubiger	die	Annahme	der	

Leistung	ablehnen.512	
	
§	368	Quittung	

	
		508		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		509		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		510		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		511		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		512		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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Der	 Gläubiger	 hat	 gegen	 Empfang	 der	 Leistung	 auf	 Verlangen	 ein	 schriftliches	 Empfangsbe-
kenntnis	 (Quittung)	 zu	 erteilen.	 Hat	 der	 Schuldner	 ein	 rechtliches	 Interesse,	 daß	 die	 Quittung	 in	
anderer	Form	erteilt	wird,	so	kann	er	die	Erteilung	in	dieser	Form	verlangen.513	
	
§	369	Kosten	der	Quittung	
(1)	Die	Kosten	 der	Quittung	 hat	 der	 Schuldner	 zu	 tragen	 und	 vorzuschießen,	 sofern	 nicht	 aus	

dem	zwischen	ihm	und	dem	Gläubiger	bestehenden	Rechtsverhältnis	sich	ein	anderes	ergibt.	
(2)	Treten	infolge	einer	Übertragung	der	Forderung	oder	im	Wege	der	Erbfolge	an	die	Stelle	des	

ursprünglichen	Gläubigers	mehrere	Gläubiger,	so	fallen	die	Mehrkosten	den	Gläubigern	zur	Last.514	
	
§	370	Leistung	an	den	Überbringer	der	Quittung	
Der	Überbringer	einer	Quittung	gilt	als	ermächtigt,	die	Leistung	zu	empfangen,	sofern	nicht	die	

dem	Leistenden	bekannten	Umstände	der	Annahme	einer	solchen	Ermächtigung	entgegenstehen.515	
	
§	371	Rückgabe	des	Schuldscheins	
Ist	über	die	Forderung	ein	 Schuldschein	ausgestellt	worden,	 so	kann	der	Schuldner	neben	der	

Quittung	 Rückgabe	 des	 Schuldscheins	 verlangen.	 Behauptet	 der	 Gläubiger,	 zur	 Rückgabe	 außer-
stande	zu	sein,	 so	kann	der	Schuldner	das	öffentlich	beglaubigte	Anerkenntnis	verlangen,	daß	die	
Schuld	erloschen	sei.516	
	

Titel	2	
Hinterlegung517	

	
§	372	Voraussetzungen	
Geld,	Wertpapiere	und	sonstige	Urkunden	sowie	Kostbarkeiten	kann	der	Schuldner	bei	einer	da-

zu	bestimmten	öffentlichen	Stelle	für	den	Gläubiger	hinterlegen,	wenn	der	Gläubiger	im	Verzug	der	
Annahme	ist.	Das	gleiche	gilt,	wenn	der	Schuldner	aus	einem	anderen	in	der	Person	des	Gläubigers	
liegenden	Grund	oder	infolge	einer	nicht	auf	Fahrlässigkeit	beruhenden	Ungewißheit	über	die	Per-
son	des	Gläubigers	seine	Verbindlichkeit	nicht	oder	nicht	mit	Sicherheit	erfüllen	kann.518	
	
§	373	Zug-um-Zug-Leistung	

	
		513		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		514		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		515		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		516		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		517		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Zweiter	Titel“	durch	„Titel	2“	ersetzt.	
		518		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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Ist	der	Schuldner	nur	gegen	eine	Leistung	des	Gläubigers	zu	leisten	verpflichtet,	so	kann	er	das	
Recht	des	Gläubigers	 zum	Empfang	der	hinterlegten	Sache	von	der	Bewirkung	der	Gegenleistung	
abhängig	machen.519	
	
§	374	Hinterlegungsort;	Anzeigepflicht	
(1)	Die	Hinterlegung	hat	bei	der	Hinterlegungsstelle	des	Leistungsorts	zu	erfolgen;	hinterlegt	der	

Schuldner	bei	einer	anderen	Stelle,	 so	hat	er	dem	Gläubiger	den	daraus	entstehenden	Schaden	zu	
ersetzen.	
(2)	Der	Schuldner	hat	dem	Gläubiger	die	Hinterlegung	unverzüglich	anzuzeigen;	im	Falle	der	Un-

terlassung	ist	er	zum	Schadensersatz	verpflichtet.	Die	Anzeige	darf	unterbleiben,	wenn	sie	untunlich	
ist.520	
	
§	375	Rückwirkung	bei	Postübersendung	
Ist	die	hinterlegte	Sache	der	Hinterlegungsstelle	durch	die	Post	übersendet	worden,	so	wirkt	die	

Hinterlegung	auf	die	Zeit	der	Aufgabe	der	Sache	zur	Post	zurück.521	
	
§	376	Rücknahmerecht	
(1)	Der	Schuldner	hat	das	Recht,	die	hinterlegte	Sache	zurückzunehmen.	
(2)	Die	Rücknahme	ist	ausgeschlossen:	
1.		wenn	der	Schuldner	der	Hinterlegungsstelle	erklärt,	daß	er	auf	das	Recht	zur	Rücknahme	ver-
zichte;	

2.		wenn	der	Gläubiger	der	Hinterlegungsstelle	die	Annahme	erklärt;	
3.		wenn	 der	 Hinterlegungsstelle	 ein	 zwischen	 dem	 Gläubiger	 und	 dem	 Schuldner	 ergangenes	
rechtskräftiges	Urteil	vorgelegt	wird,	das	die	Hinterlegung	für	rechtmäßig	erklärt.522	

	
§	377	Unpfändbarkeit	des	Rücknahmerechts	
(1)	Das	Recht	zur	Rücknahme	ist	der	Pfändung	nicht	unterworfen.	
(2)	Wird	über	das	Vermögen	des	Schuldners	das	Insolvenzverfahren	eröffnet,	so	kann	während	

des	 Insolvenzverfahrens	das	Recht	 zur	Rücknahme	auch	nicht	 von	dem	Schuldner	 ausgeübt	wer-
den.523	
	
§	378	Wirkung	der	Hinterlegung	bei	ausgeschlossener	Rücknahme	

	
		519		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		520		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		521		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		522		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		523		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	in	Abs.	2	„der	

Konkurs“	durch	„das	Insolvenzverfahren“	und	„Konkurses“	durch	„Insolvenzverfahrens“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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Ist	die	Rücknahme	der	hinterlegten	Sache	ausgeschlossen,	so	wird	der	Schuldner	durch	die	Hin-
terlegung	von	seiner	Verbindlichkeit	 in	gleicher	Weise	befreit,	wie	wenn	er	zur	Zeit	der	Hinterle-
gung	an	den	Gläubiger	geleistet	hätte.524	
	
§	379	Wirkung	der	Hinterlegung	bei	nicht	ausgeschlossener	Rücknahme	
(1)	Ist	die	Rücknahme	der	hinterlegten	Sache	nicht	ausgeschlossen,	so	kann	der	Schuldner	den	

Gläubiger	auf	die	hinterlegte	Sache	verweisen.	
(2)	Solange	die	Sache	hinterlegt	 ist,	 trägt	der	Gläubiger	die	Gefahr	und	 ist	der	Schuldner	nicht	

verpflichtet,	Zinsen	zu	zahlen	oder	Ersatz	für	nicht	gezogene	Nutzungen	zu	leisten.	
(3)	 Nimmt	 der	 Schuldner	 die	 hinterlegte	 Sache	 zurück,	 so	 gilt	 die	 Hinterlegung	 als	 nicht	 er-

folgt.525	
	
§	380	Nachweis	der	Empfangsberechtigung	
Soweit	nach	den	 für	die	Hinterlegungsstelle	geltenden	Bestimmungen	zum	Nachweis	der	Emp-

fangsberechtigung	des	Gläubigers	eine	diese	Berechtigung	anerkennende	Erklärung	des	Schuldners	
erforderlich	oder	genügend	 ist,	 kann	der	Gläubiger	von	dem	Schuldner	die	Abgabe	der	Erklärung	
unter	denselben	Voraussetzungen	verlangen,	unter	denen	er	die	Leistung	zu	fordern	berechtigt	sein	
würde,	wenn	die	Hinterlegung	nicht	erfolgt	wäre.526	
	
§	381	Kosten	der	Hinterlegung	
Die	Kosten	der	Hinterlegung	fallen	dem	Gläubiger	zur	Last,	sofern	nicht	der	Schuldner	die	hinter-

legte	Sache	zurücknimmt.527	
	
§	382	Erlöschen	des	Gläubigerrechts	
Das	Recht	des	Gläubigers	auf	den	hinterlegten	Betrag	erlischt	mit	dem	Ablauf	von	dreißig	Jahren	

nach	dem	Empfang	der	Anzeige	von	der	Hinterlegung,	wenn	nicht	der	Gläubiger	sich	vorher	bei	der	
Hinterlegungsstelle	 meldet;	 der	 Schuldner	 ist	 zur	 Rücknahme	 berechtigt,	 auch	 wenn	 er	 auf	 das	
Recht	zur	Rücknahme	verzichtet	hat.528	
	
§	383	Versteigerung	hinterlegungsunfähiger	Sachen	
(1)	Ist	die	geschuldete	bewegliche	Sache	zur	Hinterlegung	nicht	geeignet,	so	kann	der	Schuldner	

sie	im	Falle	des	Verzugs	des	Gläubigers	am	Leistungsort	versteigern	lassen	und	den	Erlös	hinterle-
gen.	Das	gleiche	gilt	in	den	Fällen	des	§	372	Satz	2,	wenn	der	Verderb	der	Sache	zu	besorgen	oder	
die	Aufbewahrung	mit	unverhältnismäßigen	Kosten	verbunden	ist.	
(2)	Ist	von	der	Versteigerung	am	Leistungsort	ein	angemessener	Erfolg	nicht	zu	erwarten,	so	ist	

die	Sache	an	einem	geeigneten	anderen	Ort	zu	versteigern.	

	
		524		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		525		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		526		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		527		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		528		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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(3)	 Die	 Versteigerung	 hat	 durch	 einen	 für	 den	 Versteigerungsort	 bestellten	 Gerichtsvollzieher	
oder	 zu	 Versteigerungen	 befugten	 anderen	 Beamten	 oder	 öffentlich	 angestellten	 Versteigerer	 öf-
fentlich	zu	erfolgen	(öffentliche	Versteigerung).	Zeit	und	Ort	der	Versteigerung	sind	unter	allgemei-
ner	Bezeichnung	der	Sache	öffentlich	bekanntzumachen.	
(4)	Die	Vorschriften	der	Absätze	1	bis	3	gelten	nicht	für	eingetragene	Schiffe	und	Schiffsbauwer-

ke.529	
	
§	384	Androhung	der	Versteigerung	
(1)	Die	Versteigerung	ist	erst	zulässig,	nachdem	sie	dem	Gläubiger	angedroht	worden	ist;	die	An-

drohung	darf	unterbleiben,	wenn	die	Sache	dem	Verderb	ausgesetzt	und	mit	dem	Aufschub	der	Ver-
steigerung	Gefahr	verbunden	ist.	
(2)	Der	Schuldner	hat	den	Gläubiger	von	der	Versteigerung	unverzüglich	zu	benachrichtigen;	im	

Falle	der	Unterlassung	ist	er	zum	Schadensersatz	verpflichtet.	
(3)	Die	Androhung	und	die	Benachrichtigung	dürfen	unterbleiben,	wenn	sie	untunlich	sind.530	

	
§	385	Freihändiger	Verkauf	
Hat	die	Sache	einen	Börsen-	oder	Marktpreis,	so	kann	der	Schuldner	den	Verkauf	aus	freier	Hand	

durch	einen	zu	solchen	Verkäufen	öffentlich	ermächtigten	Handelsmakler	oder	durch	eine	zur	öf-
fentlichen	Versteigerung	befugte	Person	zum	laufenden	Preis	bewirken.531	
	
§	386	Kosten	der	Versteigerung	
Die	Kosten	der	Versteigerung	oder	des	nach	§	385	erfolgten	Verkaufs	fallen	dem	Gläubiger	zur	

Last,	sofern	nicht	der	Schuldner	den	hinterlegten	Erlös	zurücknimmt.532	
	

Titel	3	
Aufrechnung533	

	
§	387	Voraussetzungen	
Schulden	 zwei	 Personen	 einander	 Leistungen,	 die	 ihrem	 Gegenstand	 nach	 gleichartig	 sind,	 so	

kann	jeder	Teil	seine	Forderung	gegen	die	Forderung	des	anderen	Teiles	aufrechnen,	sobald	er	die	
ihm	gebührende	Leistung	fordern	und	die	ihm	obliegende	Leistung	bewirken	kann.534	
	

	
		529		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		530		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		531		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
	 23.12.2020.—Artikel	 1	Nr.	 2	 des	 Gesetzes	 vom	 12.	 Juni	 2020	 (BGBl.	 I	 S.	 1245)	 hat	 „Handelsmäkler“	

durch	„Handelsmakler“	ersetzt.	
		532		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		533		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Dritter	Titel“	durch	„Titel	3“	ersetzt.	
		534		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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§	388	Erklärung	der	Aufrechnung	
Die	Aufrechnung	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	dem	anderen	Teil.	Die	Erklärung	ist	unwirk-

sam,	wenn	sie	unter	einer	Bedingung	oder	einer	Zeitbestimmung	abgegeben	wird.535	
	
§	389	Wirkung	der	Aufrechnung	
Die	Aufrechnung	bewirkt,	daß	die	Forderungen,	soweit	sie	sich	decken,	als	in	dem	Zeitpunkt	er-

loschen	gelten,	in	welchem	sie	zur	Aufrechnung	geeignet	einander	gegenübergetreten	sind.536	
	
§	390	Keine	Aufrechnung	mit	einredebehafteter	Forderung	
Eine	Forderung,	der	eine	Einrede	entgegensteht,	kann	nicht	aufgerechnet	werden.537	

	
§	391	Aufrechnung	bei	Verschiedenheit	der	Leistungsorte	
(1)	Die	Aufrechnung	wird	nicht	dadurch	ausgeschlossen,	daß	für	die	Forderungen	verschiedene	

Leistungs-	oder	Ablieferungsorte	bestehen.	Der	aufrechnende	Teil	hat	jedoch	den	Schaden	zu	erset-
zen,	den	der	andere	Teil	dadurch	erleidet,	daß	er	infolge	der	Aufrechnung	die	Leistung	nicht	an	dem	
bestimmten	Ort	erhält	oder	bewirken	kann.	
(2)	Ist	vereinbart,	daß	die	Leistung	zu	einer	bestimmten	Zeit	an	einem	bestimmten	Ort	erfolgen	

soll,	so	ist	im	Zweifel	anzunehmen,	daß	die	Aufrechnung	einer	Forderung,	für	die	ein	anderer	Leis-
tungsort	besteht,	ausgeschlossen	sein	soll.538	
	
§	392	Aufrechnung	gegen	beschlagnahmte	Forderung	
Durch	 die	 Beschlagnahme	 einer	 Forderung	wird	 die	 Aufrechnung	 einer	 dem	 Schuldner	 gegen	

den	Gläubiger	zustehenden	Forderung	nur	dann	ausgeschlossen,	wenn	der	Schuldner	seine	Forde-
rung	nach	der	Beschlagnahme	erworben	hat	 oder	wenn	 seine	Forderung	erst	nach	der	Beschlag-
nahme	und	später	als	die	in	Beschlag	genommene	Forderung	fällig	geworden	ist.539	
	
§	393	Keine	Aufrechnung	gegen	Forderung	aus	unerlaubter	Handlung	
Gegen	eine	Forderung	aus	einer	vorsätzlich	begangenen	unerlaubten	Handlung	ist	die	Aufrech-

nung	nicht	zulässig.540	
	
§	394	Keine	Aufrechnung	gegen	unpfändbare	Forderung	

	
		535		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		536		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		537		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	Satz	2	

aufgehoben.	 Satz	 2	 lautete:	 „Die	 Verjährung	 schließt	 die	 Aufrechnung	 nicht	 aus,	 wenn	 die	 verjährte	
Forderung	zu	der	Zeit,	zu	welcher	sie	gegen	die	andere	Forderung	aufgerechnet	werden	konnte,	noch	
nicht	verjährt	war.“	

	 Artikel	1	Abs.	2	Satz	3	desselben	Gesetzes	hat	die	Überschrift	eingefügt.	
		538		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		539		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		540		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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Soweit	 eine	 Forderung	 der	 Pfändung	 nicht	 unterworfen	 ist,	 findet	 die	 Aufrechnung	 gegen	 die	
Forderung	nicht	statt.	Gegen	die	aus	Kranken-,	Hilfs-	oder	Sterbekassen,	 insbesondere	aus	Knapp-
schaftskassen	und	Kassen	der	Knappschaftsvereine,	 zu	beziehenden	Hebungen	können	 jedoch	ge-
schuldete	Beiträge	aufgerechnet	werden.541	
	
§	395	Aufrechnung	gegen	Forderungen	öffentlich-rechtlicher	Körperschaften	
Gegen	eine	Forderung	des	Bundes	oder	eines	Landes	sowie	gegen	eine	Forderung	einer	Gemein-

de	oder	eines	anderen	Kommunalverbandes	ist	die	Aufrechnung	nur	zulässig,	wenn	die	Leistung	an	
dieselbe	Kasse	zu	erfolgen	hat,	aus	der	die	Forderung	des	Aufrechnenden	zu	berichtigen	ist.542	
	
§	396	Mehrheit	von	Forderungen	
(1)	Hat	der	eine	oder	der	andere	Teil	mehrere	zur	Aufrechnung	geeignete	Forderungen,	so	kann	

der	aufrechnende	Teil	die	Forderungen	bestimmen,	die	gegeneinander	aufgerechnet	werden	sollen.	
Wird	die	Aufrechnung	ohne	eine	solche	Bestimmung	erklärt	oder	widerspricht	der	andere	Teil	un-
verzüglich,	so	findet	die	Vorschrift	des	§	366	Abs.	2	entsprechende	Anwendung.	
(2)	Schuldet	der	aufrechnende	Teil	dem	anderen	Teil	außer	der	Hauptleistung	Zinsen	und	Kos-

ten,	so	finden	die	Vorschriften	des	§	367	entsprechende	Anwendung.543	
	

Titel	4	
Erlass544	

	
§	397	Erlassvertrag,	negatives	Schuldanerkenntnis	
(1)	Das	Schuldverhältnis	erlischt,	wenn	der	Gläubiger	dem	Schuldner	durch	Vertrag	die	Schuld	

erläßt.	
(2)	Das	 gleiche	gilt,	wenn	der	Gläubiger	durch	Vertrag	mit	dem	Schuldner	 anerkennt,	 daß	das	

Schuldverhältnis	nicht	bestehe.545	
	

Abschnitt	5	
Übertragung	einer	Forderung546	

	

	
		541		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		542		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
	 §	14	Abs.	18	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	11.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3519)	hat	„Reichs	oder	eines	Bun-

desstaats“	durch	„Bundes	oder	eines	Landes“	ersetzt.	
		543		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		544		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Vierter	Titel“	durch	„Titel	4“	ersetzt	und	die	Überschrift	neu	gefasst.	Die	Über-
schrift	lautete:	„Erlaß“.	

		545		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		546		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Abschnitts	„Vierter	Abschnitt“	durch	„Abschnitt	5“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Abs.	2	Satz	2	desselben	Gesetzes	hat	in	der	Überschrift	„der“	durch	„einer“	ersetzt.	
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§	398	Abtretung	
Eine	Forderung	kann	von	dem	Gläubiger	durch	Vertrag	mit	einem	anderen	auf	diesen	übertragen	

werden	(Abtretung).	Mit	dem	Abschluß	des	Vertrags	tritt	der	neue	Gläubiger	an	die	Stelle	des	bishe-
rigen	Gläubigers.547	
	
§	399	Ausschluss	der	Abtretung	bei	Inhaltsänderung	oder	Vereinbarung	
Eine	Forderung	kann	nicht	abgetreten	werden,	wenn	die	Leistung	an	einen	anderen	als	den	ur-

sprünglichen	Gläubiger	nicht	ohne	Veränderung	 ihres	 Inhalts	erfolgen	kann	oder	wenn	die	Abtre-
tung	durch	Vereinbarung	mit	dem	Schuldner	ausgeschlossen	ist.548	
	
§	400	Auschluss	bei	unpfändbaren	Forderungen	
Eine	Forderung	kann	nicht	abgetreten	werden,	soweit	sie	der	Pfändung	nicht	unterworfen	ist.549	

	
§	401	Übergang	der	Neben-	und	Vorzugsrechte	
(1)	Mit	der	abgetretenen	Forderung	gehen	die	Hypotheken,	Schiffshypotheken	oder	Pfandrechte,	

die	für	sie	bestehen,	sowie	die	Rechte	aus	einer	für	sie	bestellten	Bürgschaft	auf	den	neuen	Gläubi-
ger	über.	
(2)	Ein	mit	der	Forderung	 für	den	Fall	der	Zwangsvollstreckung	oder	des	 Insolvenzverfahrens	

verbundenes	Vorzugsrecht	kann	auch	der	neue	Gläubiger	geltend	machen.550	
	
§	402	Auskunftspflicht;	Urkundenauslieferung	
Der	bisherige	Gläubiger	ist	verpflichtet,	dem	neuen	Gläubiger	die	zur	Geltendmachung	der	For-

derung	nötige	Auskunft	zu	erteilen	und	 ihm	die	zum	Beweis	der	Forderung	dienenden	Urkunden,	
soweit	sie	sich	in	seinem	Besitz	befinden,	auszuliefern.551	
	
§	403	Pflicht	zur	Beurkundung	
Der	bisherige	Gläubiger	hat	dem	neuen	Gläubiger	auf	Verlangen	eine	öffentlich	beglaubigte	Ur-

kunde	 über	 die	 Abtretung	 auszustellen.	 Die	 Kosten	 hat	 der	 neue	 Gläubiger	 zu	 tragen	 und	 vorzu-
schießen.552	
	
§	404	Einwendungen	des	Schuldners	

	
		547		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		548		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		549		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		550		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	in	Abs.	2	„Kon-

kurses“	durch	„Insolvenzverfahrens“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		551		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		552		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bürgerliches	Gesetzbuch	(BGB)	(Stand:	01.01.2024)	 174	

Der	 Schuldner	 kann	dem	neuen	Gläubiger	 die	 Einwendungen	 entgegensetzen,	 die	 zur	 Zeit	 der	
Abtretung	der	Forderung	gegen	den	bisherigen	Gläubiger	begründet	waren.553	
	
§	405	Abtretung	unter	Urkundenvorlegung	
Hat	der	Schuldner	eine	Urkunde	über	die	Schuld	ausgestellt,	so	kann	er	sich,	wenn	die	Forderung	

unter	Vorlegung	der	Urkunde	abgetreten	wird,	dem	neuen	Gläubiger	gegenüber	nicht	darauf	beru-
fen,	daß	die	Eingehung	oder	Anerkennung	des	Schuldverhältnisses	nur	zum	Schein	erfolgt	oder	daß	
die	 Abtretung	 durch	 Vereinbarung	 mit	 dem	 ursprünglichen	 Gläubiger	 ausgeschlossen	 sei,	 es	 sei	
denn,	daß	der	neue	Gläubiger	bei	der	Abtretung	den	Sachverhalt	kannte	oder	kennen	mußte.554	
	
§	406	Aufrechnung	gegenüber	dem	neuen	Gläubiger	
Der	Schuldner	kann	eine	 ihm	gegen	den	bisherigen	Gläubiger	zustehende	Forderung	auch	dem	

neuen	Gläubiger	gegenüber	aufrechnen,	es	sei	denn,	daß	er	bei	dem	Erwerb	der	Forderung	von	der	
Abtretung	Kenntnis	hatte	oder	daß	die	Forderung	erst	nach	der	Erlangung	der	Kenntnis	und	später	
als	die	abgetretene	Forderung	fällig	geworden	ist.555	
	
§	407	Rechtshandlungen	gegenüber	dem	bisherigen	Gläubiger	
(1)	Der	neue	Gläubiger	muß	eine	Leistung,	die	der	Schuldner	nach	der	Abtretung	an	den	bisheri-

gen	Gläubiger	bewirkt,	sowie	jedes	Rechtsgeschäft,	das	nach	der	Abtretung	zwischen	dem	Schuldner	
und	dem	bisherigen	Gläubiger	 in	Ansehung	der	Forderung	vorgenommen	wird,	 gegen	 sich	gelten	
lassen,	 es	 sei	 denn,	 daß	 der	 Schuldner	 die	 Abtretung	 bei	 der	 Leistung	 oder	 der	 Vornahme	 des	
Rechtsgeschäfts	kennt.	
(2)	Ist	in	einem	nach	der	Abtretung	zwischen	dem	Schuldner	und	dem	bisherigen	Gläubiger	an-

hängig	gewordenen	Rechtsstreit	ein	rechtskräftiges	Urteil	über	die	Forderung	ergangen,	so	muß	der	
neue	Gläubiger	das	Urteil	gegen	sich	gelten	lassen,	es	sei	denn,	daß	der	Schuldner	die	Abtretung	bei	
dem	Eintritt	der	Rechtshängigkeit	gekannt	hat.556	
	
§	408	Mehrfache	Abtretung	
(1)	Wird	eine	abgetretene	Forderung	von	dem	bisherigen	Gläubiger	nochmals	an	einen	Dritten	

abgetreten,	so	finden,	wenn	der	Schuldner	an	den	Dritten	leistet	oder	wenn	zwischen	dem	Schuld-
ner	und	dem	Dritten	ein	Rechtsgeschäft	vorgenommen	oder	ein	Rechtsstreit	anhängig	wird,	zuguns-
ten	des	 Schuldners	die	Vorschriften	des	 §	407	dem	 früheren	Erwerber	 gegenüber	 entsprechende	
Anwendung.	
(2)	Das	gleiche	gilt,	wenn	die	bereits	abgetretene	Forderung	durch	gerichtlichen	Beschluß	einem	

Dritten	überwiesen	wird	oder	wenn	der	bisherige	Gläubiger	dem	Dritten	gegenüber	anerkennt,	daß	
die	bereits	abgetretene	Forderung	kraft	Gesetzes	auf	den	Dritten	übergegangen	sei.557	

	
		553		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		554		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		555		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		556		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		557		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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§	409	Abtretungsanzeige	
(1)	Zeigt	der	Gläubiger	dem	Schuldner	an,	daß	er	die	Forderung	abgetreten	habe,	so	muß	er	dem	

Schuldner	gegenüber	die	angezeigte	Abtretung	gegen	sich	gelten	lassen,	auch	wenn	sie	nicht	erfolgt	
oder	nicht	wirksam	ist.	Der	Anzeige	steht	es	gleich,	wenn	der	Gläubiger	eine	Urkunde	über	die	Ab-
tretung	 dem	 in	 der	 Urkunde	 bezeichneten	 neuen	 Gläubiger	 ausgestellt	 hat	 und	 dieser	 sie	 dem	
Schuldner	vorlegt.	
(2)	Die	Anzeige	kann	nur	mit	Zustimmung	desjenigen	zurückgenommen	werden,	welcher	als	der	

neue	Gläubiger	bezeichnet	worden	ist.558	
	
§	410	Aushändigung	der	Abtretungsurkunde	
(1)	Der	Schuldner	ist	dem	neuen	Gläubiger	gegenüber	zur	Leistung	nur	gegen	Aushändigung	ei-

ner	von	dem	bisherigen	Gläubiger	über	die	Abtretung	ausgestellten	Urkunde	verpflichtet.	Eine	Kün-
digung	 oder	 eine	Mahnung	 des	 neuen	 Gläubigers	 ist	 unwirksam,	wenn	 sie	 ohne	 Vorlegung	 einer	
solchen	Urkunde	erfolgt	und	der	Schuldner	sie	aus	diesem	Grund	unverzüglich	zurückweist.	
(2)	Diese	Vorschriften	 finden	keine	Anwendung,	wenn	der	bisherige	Gläubiger	dem	Schuldner	

die	Abtretung	schriftlich	angezeigt	hat.559	
	
§	411	Gehaltsabtretung	
Tritt	eine	Militärperson,	ein	Beamter,	ein	Geistlicher	oder	ein	Lehrer	an	einer	öffentlichen	Unter-

richtsanstalt	den	übertragbaren	Teil	des	Diensteinkommens,	des	Wartegeldes	oder	des	Ruhegehalts	
ab,	 so	 ist	 die	 auszahlende	Kasse	durch	Aushändigung	 einer	 von	dem	bisherigen	Gläubiger	 ausge-
stellten,	 öffentlich	 oder	 amtlich	 beglaubigten	Urkunde	 von	 der	Abtretung	 zu	 benachrichtigen.	 Bis	
zur	Benachrichtigung	gilt	die	Abtretung	als	der	Kasse	nicht	bekannt.560	
	
§	412	Gesetzlicher	Forderungsübergang	
Auf	die	Übertragung	einer	Forderung	kraft	Gesetzes	finden	die	Vorschriften	der	§§	399	bis	404,	

406	bis	410	entsprechende	Anwendung.561	
	
§	413	Übertragung	anderer	Rechte	
Die	 Vorschriften	 über	 die	 Übertragung	 von	 Forderungen	 finden	 auf	 die	 Übertragung	 anderer	

Rechte	entsprechende	Anwendung,	soweit	nicht	das	Gesetz	ein	anderes	vorschreibt.562	
	

Abschnitt	6	

	
		558		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		559		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		560		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1970.—§	57	Abs.	3	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	28.	August	1969	(BGBl.	I	S.	1513)	hat	in	Satz	1	„oder	

amtlich“	nach	„öffentlich“	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		561		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		562		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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Schuldübernahme563	
	
§	414	Vertrag	zwischen	Gläubiger	und	Übernehmer	
Eine	Schuld	kann	von	einem	Dritten	durch	Vertrag	mit	dem	Gläubiger	in	der	Weise	übernommen	

werden,	daß	der	Dritte	an	die	Stelle	des	bisherigen	Schuldners	tritt.564	
	
§	415	Vertrag	zwischen	Schuldner	und	Übernehmer	
(1)	Wird	 die	 Schuldübernahme	 von	 dem	Dritten	mit	 dem	 Schuldner	 vereinbart,	 so	 hängt	 ihre	

Wirksamkeit	von	der	Genehmigung	des	Gläubigers	ab.	Die	Genehmigung	kann	erst	erfolgen,	wenn	
der	Schuldner	oder	der	Dritte	dem	Gläubiger	die	Schuldübernahme	mitgeteilt	hat.	Bis	zur	Genehmi-
gung	können	die	Parteien	den	Vertrag	ändern	oder	aufheben.	
(2)	Wird	die	Genehmigung	verweigert,	so	gilt	die	Schuldübernahme	als	nicht	erfolgt.	Fordert	der	

Schuldner	oder	der	Dritte	den	Gläubiger	unter	Bestimmung	einer	Frist	zur	Erklärung	über	die	Ge-
nehmigung	 auf,	 so	 kann	 die	 Genehmigung	 nur	 bis	 zum	Ablauf	 der	 Frist	 erklärt	werden;	wird	 sie	
nicht	erklärt,	so	gilt	sie	als	verweigert.	
(3)	Solange	nicht	der	Gläubiger	die	Genehmigung	erteilt	hat,	ist	im	Zweifel	der	Übernehmer	dem	

Schuldner	gegenüber	verpflichtet,	den	Gläubiger	 rechtzeitig	 zu	befriedigen.	Das	gleiche	gilt,	wenn	
der	Gläubiger	die	Genehmigung	verweigert.565	
	
§	416	Übernahme	einer	Hypothekenschuld	
(1)	Übernimmt	der	Erwerber	eines	Grundstücks	durch	Vertrag	mit	dem	Veräußerer	eine	Schuld	

des	 Veräußerers,	 für	 die	 eine	 Hypothek	 an	 dem	 Grundstück	 besteht,	 so	 kann	 der	 Gläubiger	 die	
Schuldübernahme	nur	genehmigen,	wenn	der	Veräußerer	sie	 ihm	mitteilt.	Sind	seit	dem	Empfang	
der	Mitteilung	sechs	Monate	verstrichen,	so	gilt	die	Genehmigung	als	erteilt,	wenn	nicht	der	Gläubi-
ger	 sie	 dem	Veräußerer	 gegenüber	 vorher	 verweigert	 hat;	 die	Vorschrift	 des	 §	 415	Abs.	 2	 Satz	 2	
findet	keine	Anwendung.	
(2)	Die	Mitteilung	des	Veräußerers	 kann	 erst	 erfolgen,	wenn	der	Erwerber	 als	 Eigentümer	 im	

Grundbuch	 eingetragen	 ist.	 Sie	 muß	 schriftlich	 geschehen	 und	 den	 Hinweis	 enthalten,	 daß	 der	
Übernehmer	an	die	Stelle	des	bisherigen	Schuldners	tritt,	wenn	nicht	der	Gläubiger	die	Verweige-
rung	innerhalb	der	sechs	Monate	erklärt.	
(3)	Der	Veräußerer	hat	auf	Verlangen	des	Erwerbers	dem	Gläubiger	die	Schuldübernahme	mit-

zuteilen.	 Sobald	die	Erteilung	oder	Verweigerung	der	Genehmigung	 feststeht,	 hat	der	Veräußerer	
den	Erwerber	zu	benachrichtigen.566	
	
§	417	Einwendungen	des	Übernehmers	
(1)	 Der	 Übernehmer	 kann	 dem	 Gläubiger	 die	 Einwendungen	 entgegensetzen,	 welche	 sich	 aus	

dem	Rechtsverhältnis	 zwischen	dem	Gläubiger	und	dem	bisherigen	Schuldner	 ergeben.	Eine	dem	
bisherigen	Schuldner	zustehende	Forderung	kann	er	nicht	aufrechnen.	

	
		563		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Abschnitts	„Fünfter	Abschnitt“	durch	„Abschnitt	6“	ersetzt.	
		564		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		565		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		566		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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(2)	 Aus	 dem	 der	 Schuldübernahme	 zugrunde	 liegenden	Rechtsverhältnis	 zwischen	 dem	Über-
nehmer	und	dem	bisherigen	 Schuldner	 kann	der	Übernehmer	dem	Gläubiger	 gegenüber	Einwen-
dungen	nicht	herleiten.567	
	
§	418	Erlöschen	von	Sicherungs-	und	Vorzugsrechten	
(1)	 Infolge	der	Schuldübernahme	erlöschen	die	 für	die	Forderung	bestellten	Bürgschaften	und	

Pfandrechte.	Besteht	für	die	Forderung	eine	Hypothek	oder	eine	Schiffshypothek,	so	tritt	das	gleiche	
ein,	wie	wenn	der	Gläubiger	auf	die	Hypothek	oder	die	Schiffshypothek	verzichtet.	Diese	Vorschrif-
ten	finden	keine	Anwendung,	wenn	der	Bürge	oder	derjenige,	welchem	der	verhaftete	Gegenstand	
zur	Zeit	der	Schuldübernahme	gehört,	in	diese	einwilligt.	
(2)	Ein	mit	der	Forderung	für	den	Fall	des	Insolvenzverfahrens	verbundenes	Vorzugsrecht	kann	

nicht	im	Insolvenzverfahren	über	das	Vermögen	des	Übernehmers	geltend	gemacht	werden.568	
	
§	419569	
	

Abschnitt	7	
Mehrheit	von	Schuldnern	und	Gläubigern570	

	
§	420	Teilbare	Leistung	
Schulden	mehrere	eine	teilbare	Leistung	oder	haben	mehrere	eine	teilbare	Leistung	zu	fordern,	

so	ist	 im	Zweifel	 jeder	Schuldner	nur	zu	einem	gleichen	Anteil	verpflichtet,	 jeder	Gläubiger	nur	zu	
einem	gleichen	Anteil	berechtigt.571	
	
§	421	Gesamtschuldner	
Schulden	mehrere	 eine	 Leistung	 in	 der	Weise,	 daß	 jeder	 die	 ganze	 Leistung	 zu	 bewirken	 ver-

pflichtet,	der	Gläubiger	aber	die	Leistung	nur	einmal	zu	fordern	berechtigt	ist	(Gesamtschuldner),	so	

	
		567		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		568		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	in	Abs.	2	„Kon-

kurses“	durch	„Insolvenzverfahrens“	und	„Konkurs“	durch	„Insolvenzverfahren“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		569		 AUFHEBUNG	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Übernimmt	 jemand	durch	Vertrag	das	Vermögen	eines	anderen,	so	können	dessen	Gläubiger,	

unbeschadet	der	Fortdauer	der	Haftung	des	bisherigen	Schuldners,	von	dem	Abschluß	des	Vertrags	an	
ihre	zu	dieser	Zeit	bestehenden	Ansprüche	auch	gegen	den	Übernehmer	geltend	machen.	

	 		 (2)	Die	Haftung	des	Übernehmers	beschränkt	sich	auf	den	Bestand	des	übernommenen	Vermögens	
und	die	 ihm	aus	dem	Vertrag	zustehenden	Ansprüche.	Beruft	sich	der	Übernehmer	auf	die	Beschrän-
kung	seiner	Haftung,	so	finden	die	für	die	Haftung	des	Erben	geltenden	Vorschriften	der	§§	1990,	1991	
entsprechende	Anwendung.	

	 		 (3)	Die	Haftung	des	Übernehmers	kann	nicht	durch	Vereinbarung	zwischen	ihm	und	dem	bisherigen	
Schuldner	ausgeschlossen	oder	beschränkt	werden.“	

		570		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Abschnitts	„Sechster	Abschnitt“	durch	„Abschnitt	7“	ersetzt.	
		571		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
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kann	der	Gläubiger	die	Leistung	nach	seinem	Belieben	von	jedem	der	Schuldner	ganz	oder	zu	einem	
Teil	fordern.	Bis	zur	Bewirkung	der	ganzen	Leistung	bleiben	sämtliche	Schuldner	verpflichtet.572	
	
§	422	Wirkung	der	Erfüllung	
(1)	Die	Erfüllung	durch	einen	Gesamtschuldner	wirkt	auch	für	die	übrigen	Schuldner.	Das	gleiche	

gilt	von	der	Leistung	an	Erfüllungs	Statt,	der	Hinterlegung	und	der	Aufrechnung.	
(2)	Eine	Forderung,	die	einem	Gesamtschuldner	zusteht,	kann	nicht	von	den	übrigen	Schuldnern	

aufgerechnet	werden.573	
	
§	423	Wirkung	des	Erlasses	
Ein	zwischen	dem	Gläubiger	und	einem	Gesamtschuldner	vereinbarter	Erlaß	wirkt	auch	für	die	

übrigen	Schuldner,	wenn	die	Vertragschließenden	das	ganze	Schuldverhältnis	aufheben	wollten.574	
	
§	424	Wirkung	des	Gläubigerverzugs	
Der	 Verzug	 des	 Gläubigers	 gegenüber	 einem	 Gesamtschuldner	 wirkt	 auch	 für	 die	 übrigen	

Schuldner.575	
	
§	425	Wirkung	anderer	Tatsachen	
(1)	Andere	als	die	 in	den	§§	422	bis	424	bezeichneten	Tatsachen	wirken,	soweit	sich	nicht	aus	

dem	Schuldverhältnis	ein	anderes	ergibt,	nur	für	und	gegen	den	Gesamtschuldner,	in	dessen	Person	
sie	eintreten.	
(2)	Dies	gilt	 insbesondere	von	der	Kündigung,	dem	Verzug,	dem	Verschulden,	von	der	Unmög-

lichkeit	der	Leistung	in	der	Person	eines	Gesamtschuldners,	von	der	Verjährung,	deren	Neubeginn,	
Hemmung	und	Ablaufhemmung,	von	der	Vereinigung	der	Forderung	mit	der	Schuld	und	von	dem	
rechtskräftigen	Urteil.576	
	
§	426	Ausgleichungspflicht,	Forderungsübergang	
(1)	Die	Gesamtschuldner	sind	im	Verhältnis	zueinander	zu	gleichen	Anteilen	verpflichtet,	soweit	

nicht	 ein	 anderes	bestimmt	 ist.	Kann	von	einem	Gesamtschuldner	der	 auf	 ihn	entfallende	Beitrag	
nicht	erlangt	werden,	so	ist	der	Ausfall	von	den	übrigen	zur	Ausgleichung	verpflichteten	Schuldnern	
zu	tragen.	
(2)	Soweit	ein	Gesamtschuldner	den	Gläubiger	befriedigt	und	von	den	übrigen	Schuldnern	Aus-

gleichung	verlangen	kann,	geht	die	Forderung	des	Gläubigers	gegen	die	übrigen	Schuldner	auf	 ihn	
über.	Der	Übergang	kann	nicht	zum	Nachteil	des	Gläubigers	geltend	gemacht	werden.577	

	
		572		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		573		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		574		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		575		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		576		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	 1	 Abs.	 1	Nr.	 29	 des	 Gesetzes	 vom	26.	 November	 2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	 hat	 in	

Abs.	2	„Unterbrechung	und	Hemmung“	durch	„Neubeginn,	Hemmung	und	Ablaufhemmung“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Abs.	2	Satz	3	desselben	Gesetzes	hat	die	Überschrift	eingefügt.	
		577		 ÄNDERUNGEN	
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§	427	Gemeisnchaftliche	vertragliche	Verpflichtung	
Verpflichten	sich	mehrere	durch	Vertrag	gemeinschaftlich	zu	einer	teilbaren	Leistung,	so	haften	

sie	im	Zweifel	als	Gesamtschuldner.578	
	
§	428	Gesamtgläubiger	
Sind	mehrere	eine	Leistung	in	der	Weise	zu	fordern	berechtigt,	daß	jeder	die	ganze	Leistung	for-

dern	kann,	der	Schuldner	aber	die	Leistung	nur	einmal	zu	bewirken	verpflichtet	ist	(Gesamtgläubi-
ger),	 so	 kann	 der	 Schuldner	 nach	 seinem	 Belieben	 an	 jeden	 der	 Gläubiger	 leisten.	 Dies	 gilt	 auch	
dann,	wenn	einer	der	Gläubiger	bereits	Klage	auf	die	Leistung	erhoben	hat.579	
	
§	429	Wirkung	von	Veränderungen	
(1)	Der	Verzug	eines	Gesamtgläubigers	wirkt	auch	gegen	die	übrigen	Gläubiger.	
(2)	Vereinigen	sich	Forderung	und	Schuld	in	der	Person	eines	Gesamtgläubigers,	so	erlöschen	die	

Rechte	der	übrigen	Gläubiger	gegen	den	Schuldner.	
(3)	Im	übrigen	finden	die	Vorschriften	der	§§	422,	423,	425	entsprechende	Anwendung.	Insbe-

sondere	bleiben,	wenn	ein	Gesamtgläubiger	seine	Forderung	auf	einen	anderen	überträgt,	die	Rech-
te	der	übrigen	Gläubiger	unberührt.580	
	
§	430	Ausgleichungspflicht	der	Gesamtgläubiger	
Die	Gesamtgläubiger	sind	im	Verhältnis	zueinander	zu	gleichen	Anteilen	berechtigt,	soweit	nicht	

ein	anderes	bestimmt	ist.581	
	
§	431	Mehrere	Schuldner	einer	unteilbaren	Leistung	
Schulden	mehrere	eine	unteilbare	Leistung,	so	haften	sie	als	Gesamtschuldner.582	

	
§	432	Mehrere	Gläubiger	einer	unteilbaren	Leistung	
(1)	Haben	mehrere	eine	unteilbare	Leistung	zu	fordern,	so	kann,	sofern	sie	nicht	Gesamtgläubi-

ger	sind,	der	Schuldner	nur	an	alle	gemeinschaftlich	leisten	und	jeder	Gläubiger	nur	die	Leistung	an	
alle	fordern.	Jeder	Gläubiger	kann	verlangen,	daß	der	Schuldner	die	geschuldete	Sache	für	alle	Gläu-
biger	hinterlegt	oder,	wenn	sie	sich	nicht	zur	Hinterlegung	eignet,	an	einen	gerichtlich	zu	bestellen-
den	Verwahrer	abliefert.	
(2)	Im	übrigen	wirkt	eine	Tatsache,	die	nur	in	der	Person	eines	der	Gläubiger	eintritt,	nicht	für	

und	gegen	die	übrigen	Gläubiger.583	
	

	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	
Überschrift	eingefügt.	

		578		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		579		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		580		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		581		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		582		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		583		 ÄNDERUNGEN	
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Abschnitt	8	

Einzelne	Schuldverhältnisse584	
	

Titel	1	
Kauf,	Tausch585	

	
Untertitel	1	

Allgemeine	Vorschriften586	
	
§	433	Vertragstypische	Pflichten	beim	Kaufvertrag	
(1)	Durch	den	Kaufvertrag	wird	der	Verkäufer	einer	Sache	verpflichtet,	dem	Käufer	die	Sache	zu	

übergeben	und	das	Eigentum	an	der	Sache	zu	verschaffen.	Der	Verkäufer	hat	dem	Käufer	die	Sache	
frei	von	Sach-	und	Rechtsmängeln	zu	verschaffen.	
(2)	Der	Käufer	ist	verpflichtet,	dem	Verkäufer	den	vereinbarten	Kaufpreis	zu	zahlen	und	die	ge-

kaufte	Sache	abzunehmen.587	
	
§	434	Sachmangel	
(1)	Die	Sache	ist	 frei	von	Sachmängeln,	wenn	sie	bei	Gefahrübergang	den	subjektiven	Anforde-

rungen,	 den	 objektiven	 Anforderungen	 und	 den	 Montageanforderungen	 dieser	 Vorschrift	 ent-
spricht.	
(2)	Die	Sache	entspricht	den	subjektiven	Anforderungen,	wenn	sie	
1.		die	vereinbarte	Beschaffenheit	hat,	
2.		sich	für	die	nach	dem	Vertrag	vorausgesetzte	Verwendung	eignet	und	
3.		mit	 dem	 vereinbarten	 Zubehör	 und	 den	 vereinbarten	 Anleitungen,	 einschließlich	Montage-	
und	Installationsanleitungen,	übergeben	wird.	

Zu	der	Beschaffenheit	nach	Satz	1	Nummer	1	gehören	Art,	Menge,	Qualität,	Funktionalität,	Kompati-
bilität,	Interoperabilität	und	sonstige	Merkmale	der	Sache,	für	die	die	Parteien	Anforderungen	ver-
einbart	haben.	

	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	2	 Satz	3	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	 3138)	hat	die	

Überschrift	eingefügt.	
		584		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Abschnitts	„Siebenter	Abschnitt“	durch	„Abschnitt	8“	ersetzt.	
		585		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	in	der	

Überschrift	des	Titels	„Erster	Titel“	durch	„Titel	1“	und	den	Punkt	durch	ein	Komma	ersetzt.	
		586		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	 eingefügt.	Eine	vorherige	Zwischenüberschrift	 lautete:	 „I.	Allgemeine	Vor-
schriften“.	

		587		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	433	
	 		 (1)	Durch	den	Kaufvertrag	wird	der	Verkäufer	 einer	 Sache	 verpflichtet,	 dem	Käufer	die	 Sache	 zu	

übergeben	und	das	Eigentum	an	der	Sache	zu	verschaffen.	Der	Verkäufer	eines	Rechtes	ist	verpflichtet,	
dem	Käufer	das	Recht	zu	verschaffen	und,	wenn	das	Recht	zum	Besitz	einer	Sache	berechtigt,	die	Sache	
zu	übergeben.	

	 		 (2)	Der	Käufer	ist	verpflichtet,	dem	Verkäufer	den	vereinbarten	Kaufpreis	zu	zahlen	und	die	gekauf-
te	Sache	abzunehmen.“	
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(3)	Soweit	nicht	wirksam	etwas	anderes	vereinbart	wurde,	entspricht	die	Sache	den	objektiven	
Anforderungen,	wenn	sie	
1.		sich	für	die	gewöhnliche	Verwendung	eignet,	
2.		eine	Beschaffenheit	aufweist,	die	bei	Sachen	derselben	Art	üblich	 ist	und	die	der	Käufer	er-
warten	kann	unter	Berücksichtigung	
a)		der	Art	der	Sache	und	
b)		der	öffentlichen	Äußerungen,	die	von	dem	Verkäufer	oder	einem	anderen	Glied	der	Ver-
tragskette	oder	in	deren	Auftrag,	insbesondere	in	der	Werbung	oder	auf	dem	Etikett,	abge-
geben	wurden,	

3.		der	Beschaffenheit	einer	Probe	oder	eines	Musters	entspricht,	die	oder	das	der	Verkäufer	dem	
Käufer	vor	Vertragsschluss	zur	Verfügung	gestellt	hat,	und	

4.		mit	 dem	 Zubehör	 einschließlich	 der	 Verpackung,	 der	 Montage-	 oder	 Installationsanleitung	
sowie	anderen	Anleitungen	übergeben	wird,	deren	Erhalt	der	Käufer	erwarten	kann.	

Zu	der	üblichen	Beschaffenheit	nach	Satz	1	Nummer	2	gehören	Menge,	Qualität	und	sonstige	Merk-
male	der	Sache,	einschließlich	 ihrer	Haltbarkeit,	Funktionalität,	Kompatibilität	und	Sicherheit.	Der	
Verkäufer	ist	durch	die	in	Satz	1	Nummer	2	Buchstabe	b	genannten	öffentlichen	Äußerungen	nicht	
gebunden,	wenn	 er	 sie	 nicht	 kannte	 und	 auch	 nicht	 kennen	 konnte,	wenn	die	Äußerung	 im	Zeit-
punkt	des	Vertragsschlusses	 in	derselben	oder	 in	 gleichwertiger	Weise	berichtigt	war	oder	wenn	
die	Äußerung	die	Kaufentscheidung	nicht	beeinflussen	konnte.	
(4)	 Soweit	 eine	 Montage	 durchzuführen	 ist,	 entspricht	 die	 Sache	 den	Montageanforderungen,	

wenn	die	Montage	
1.		sachgemäß	durchgeführt	worden	ist	oder	
2.		zwar	 unsachgemäß	 durchgeführt	 worden	 ist,	 dies	 jedoch	 weder	 auf	 einer	 unsachgemäßen	
Montage	durch	den	Verkäufer	noch	auf	einem	Mangel	in	der	vom	Verkäufer	übergebenen	An-
leitung	beruht.	

(5)	Einem	Sachmangel	steht	es	gleich,	wenn	der	Verkäufer	eine	andere	Sache	als	die	vertraglich	
geschuldete	Sache	liefert.588	

	
		588		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	434	
	 		 Der	Verkäufer	ist	verpflichtet,	dem	Käufer	den	verkauften	Gegenstand	frei	von	Rechten	zu	verschaf-

fen,	die	von	Dritten	gegen	den	Käufer	geltend	gemacht	werden	können.“	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	25.	 Juni	2021	(BGBl.	 I	S.	2133)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 		 „(1)	Die	Sache	ist	 frei	von	Sachmängeln,	wenn	sie	bei	Gefahrübergang	die	vereinbarte	Beschaffen-

heit	hat.	Soweit	die	Beschaffenheit	nicht	vereinbart	ist,	ist	die	Sache	frei	von	Sachmängeln,	
1.		 wenn	sie	sich	für	die	nach	dem	Vertrag	vorausgesetzte	Verwendung	eignet,	sonst	
2.		 wenn	sie	sich	für	die	gewöhnliche	Verwendung	eignet	und	eine	Beschaffenheit	aufweist,	die	bei	

Sachen	der	gleichen	Art	üblich	ist	und	die	der	Käufer	nach	der	Art	der	Sache	erwarten	kann.	
	 Zu	der	Beschaffenheit	nach	Satz	2	Nr.	2	gehören	auch	Eigenschaften,	die	der	Käufer	nach	den	öffentli-

chen	Äußerungen	des	Verkäufers,	des	Herstellers	(§	4	Abs.	1	und	2	des	Produkthaftungsgesetzes)	oder	
seines	Gehilfen	insbesondere	in	der	Werbung	oder	bei	der	Kennzeichnung	über	bestimmte	Eigenschaf-
ten	der	Sache	erwarten	kann,	es	sei	denn,	dass	der	Verkäufer	die	Äußerung	nicht	kannte	und	auch	nicht	
kennen	musste,	 dass	 sie	 im	 Zeitpunkt	 des	 Vertragsschlusses	 in	 gleichwertiger	Weise	 berichtigt	 war	
oder	dass	sie	die	Kaufentscheidung	nicht	beeinflussen	konnte.	

	 		 (2)	Ein	Sachmangel	ist	auch	dann	gegeben,	wenn	die	vereinbarte	Montage	durch	den	Verkäufer	oder	
dessen	Erfüllungsgehilfen	unsachgemäß	durchgeführt	worden	 ist.	 Ein	 Sachmangel	 liegt	 bei	 einer	 zur	
Montage	bestimmten	Sache	ferner	vor,	wenn	die	Montageanleitung	mangelhaft	ist,	es	sei	denn,	die	Sa-
che	ist	fehlerfrei	montiert	worden.	

	 		 (3)	Einem	Sachmangel	steht	es	gleich,	wenn	der	Verkäufer	eine	andere	Sache	oder	eine	zu	geringe	
Menge	liefert.“	
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§	435	Rechtsmangel	
Die	Sache	ist	frei	von	Rechtsmängeln,	wenn	Dritte	in	Bezug	auf	die	Sache	keine	oder	nur	die	im	

Kaufvertrag	übernommenen	Rechte	gegen	den	Käufer	geltend	machen	können.	Einem	Rechtsman-
gel	steht	es	gleich,	wenn	im	Grundbuch	ein	Recht	eingetragen	ist,	das	nicht	besteht.589	
	
§	436	Öffentliche	Lasten	von	Grundstücken	
(1)	 Soweit	 nicht	 anders	 vereinbart,	 ist	 der	 Verkäufer	 eines	 Grundstücks	 verpflichtet,	 Erschlie-

ßungsbeiträge	und	sonstige	Anliegerbeiträge	 für	die	Maßnahmen	zu	 tragen,	die	bis	zum	Tage	des	
Vertragsschlusses	bautechnisch	begonnen	sind,	unabhängig	vom	Zeitpunkt	des	Entstehens	der	Bei-
tragsschuld.	
(2)	Der	Verkäufer	eines	Grundstücks	haftet	nicht	für	die	Freiheit	des	Grundstücks	von	anderen	

öffentlichen	Abgaben	 und	 von	 anderen	 öffentlichen	 Lasten,	 die	 zur	 Eintragung	 in	 das	 Grundbuch	
nicht	geeignet	sind.590	
	
§	437	Rechte	des	Käufers	bei	Mängeln	
Ist	die	Sache	mangelhaft,	kann	der	Käufer,	wenn	die	Voraussetzungen	der	folgenden	Vorschriften	

vorliegen	und	soweit	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist,	
1.		nach	§	439	Nacherfüllung	verlangen,	
2.		nach	 den	 §§	 440,	 323	 und	 326	Abs.	 5	 von	 dem	Vertrag	 zurücktreten	 oder	 nach	 §	 441	 den	
Kaufpreis	mindern	und	

3.		nach	den	§§	440,	280,	281,	283	und	311a	Schadensersatz	oder	nach	§	284	Ersatz	vergeblicher	
Aufwendungen	verlangen.591	

	
§	438	Verjährung	der	Mängelansprüche	
(1)	Die	in	§	437	Nr.	1	und	3	bezeichneten	Ansprüche	verjähren	
1.		 in	30	Jahren,	wenn	der	Mangel	
a)		in	einem	dinglichen	Recht	eines	Dritten,	auf	Grund	dessen	Herausgabe	der	Kaufsache	ver-
langt	werden	kann,	oder	

	
		589		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	435	
	 		 (1)	Der	Verkäufer	eines	Grundstücks	oder	eines	Rechtes	an	einem	Grundstück	 ist	verpflichtet,	 im	

Grundbuch	eingetragene	Rechte,	die	nicht	bestehen,	auf	seine	Kosten	zur	Löschung	zu	bringen,	wenn	
sie	im	Falle	ihres	Bestehens	das	dem	Käufer	zu	verschaffende	Recht	beeinträchtigen	würden.	

	 		 (2)	 Das	 gleiche	 gilt	 beim	 Verkauf	 eines	 eingetragenen	 Schiffs	 oder	 Schiffsbauwerks	 oder	 einer	
Schiffshypothek	für	die	im	Schiffsregister	eingetragenen	Rechte.“	

		590		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	436	
	 		 Der	Verkäufer	eines	Grundstücks	haftet	nicht	für	die	Freiheit	des	Grundstücks	von	öffentlichen	Ab-

gaben	und	von	anderen	öffentlichen	Lasten,	die	zur	Eintragung	in	das	Grundbuch	nicht	geeignet	sind.“	
		591		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	437	
	 		 (1)	Der	Verkäufer	einer	Forderung	oder	eines	sonstigen	Rechtes	haftet	für	den	rechtlichen	Bestand	

der	Forderung	oder	des	Rechtes.	
	 		 (2)	Der	Verkäufer	eines	Wertpapiers	haftet	auch	dafür,	daß	es	nicht	zum	Zwecke	der	Kraftloserklä-

rung	aufgeboten	ist.“	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Bürgerliches	Gesetzbuch	(BGB)	(Stand:	01.01.2024)	 183	

b)		in	einem	sonstigen	Recht,	das	im	Grundbuch	eingetragen	ist,	
besteht,	

2.		 in	fünf	Jahren	
a)		bei	einem	Bauwerk	und	
b)		bei	einer	Sache,	die	entsprechend	ihrer	üblichen	Verwendungsweise	für	ein	Bauwerk	ver-
wendet	worden	ist	und	dessen	Mangelhaftigkeit	verursacht	hat,	und	

3.		 im	Übrigen	in	zwei	Jahren.	
(2)	Die	Verjährung	beginnt	bei	Grundstücken	mit	der	Übergabe,	im	Übrigen	mit	der	Ablieferung	

der	Sache.	
(3)	Abweichend	von	Absatz	1	Nr.	2	und	3	und	Absatz	2	verjähren	die	Ansprüche	in	der	regelmä-

ßigen	 Verjährungsfrist,	 wenn	 der	 Verkäufer	 den	Mangel	 arglistig	 verschwiegen	 hat.	 Im	 Falle	 des	
Absatzes	1	Nr.	2	tritt	die	Verjährung	jedoch	nicht	vor	Ablauf	der	dort	bestimmten	Frist	ein.	
(4)	Für	das	in	§	437	bezeichnete	Rücktrittsrecht	gilt	§	218.	Der	Käufer	kann	trotz	einer	Unwirk-

samkeit	des	Rücktritts	nach	§	218	Abs.	1	die	Zahlung	des	Kaufpreises	insoweit	verweigern,	als	er	auf	
Grund	des	Rücktritts	dazu	berechtigt	 sein	würde.	Macht	er	von	diesem	Recht	Gebrauch,	kann	der	
Verkäufer	vom	Vertrag	zurücktreten.	
(5)	Auf	 das	 in	 §	 437	 bezeichnete	Minderungsrecht	 finden	 §	 218	 und	Absatz	 4	 Satz	 2	 entspre-

chende	Anwendung.592	
	
§	439	Nacherfüllung	
(1)	Der	Käufer	kann	als	Nacherfüllung	nach	seiner	Wahl	die	Beseitigung	des	Mangels	oder	die	

Lieferung	einer	mangelfreien	Sache	verlangen.	
(2)	Der	Verkäufer	hat	die	zum	Zwecke	der	Nacherfüllung	erforderlichen	Aufwendungen,	 insbe-

sondere	Transport-,	Wege-,	Arbeits-	und	Materialkosten	zu	tragen.	
(3)	Hat	der	Käufer	die	mangelhafte	Sache	gemäß	ihrer	Art	und	ihrem	Verwendungszweck	in	eine	

andere	Sache	eingebaut	oder	an	eine	andere	Sache	angebracht,	bevor	der	Mangel	offenbar	wurde,	
ist	 der	 Verkäufer	 im	 Rahmen	 der	 Nacherfüllung	 verpflichtet,	 dem	Käufer	 die	 erforderlichen	 Auf-
wendungen	 für	das	Entfernen	der	mangelhaften	und	den	Einbau	oder	das	Anbringen	der	nachge-
besserten	oder	gelieferten	mangelfreien	Sache	zu	ersetzen.	
(4)	Der	Verkäufer	kann	die	vom	Käufer	gewählte	Art	der	Nacherfüllung	unbeschadet	des	§	275	

Abs.	2	und	3	verweigern,	wenn	sie	nur	mit	unverhältnismäßigen	Kosten	möglich	ist.	Dabei	sind	ins-
besondere	der	Wert	der	Sache	in	mangelfreiem	Zustand,	die	Bedeutung	des	Mangels	und	die	Frage	
zu	berücksichtigen,	ob	auf	die	andere	Art	der	Nacherfüllung	ohne	erhebliche	Nachteile	für	den	Käu-
fer	zurückgegriffen	werden	könnte.	Der	Anspruch	des	Käufers	beschränkt	sich	in	diesem	Fall	auf	die	
andere	Art	der	Nacherfüllung;	das	Recht	des	Verkäufers,	auch	diese	unter	den	Voraussetzungen	des	
Satzes	1	zu	verweigern,	bleibt	unberührt.	
(5)	Der	Käufer	hat	dem	Verkäufer	die	Sache	zum	Zweck	der	Nacherfüllung	zur	Verfügung	zu	stel-

len.	
(6)	Liefert	der	Verkäufer	zum	Zwecke	der	Nacherfüllung	eine	mangelfreie	Sache,	so	kann	er	vom	

Käufer	Rückgewähr	der	mangelhaften	Sache	nach	Maßgabe	der	§§	346	bis	348	verlangen.	Der	Ver-
käufer	hat	die	ersetzte	Sache	auf	seine	Kosten	zurückzunehmen.593	

	
		592		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	438	
	 		 Übernimmt	der	Verkäufer	einer	Forderung	die	Haftung	für	die	Zahlungsfähigkeit	des	Schuldners,	so	

ist	die	Haftung	im	Zweifel	nur	auf	die	Zahlungsfähigkeit	zur	Zeit	der	Abtretung	zu	beziehen.“	
		593		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	439	
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§	440	Besondere	Bestimmungen	für	Rücktritt	und	Schadensersatz	
Außer	in	den	Fällen	des	§	281	Absatz	2	und	des	§	323	Absatz	2	bedarf	es	der	Fristsetzung	auch	

dann	nicht,	wenn	der	Verkäufer	beide	Arten	der	Nacherfüllung	gemäß	§	439	Absatz	4	verweigert	
oder	wenn	die	dem	Käufer	zustehende	Art	der	Nacherfüllung	fehlgeschlagen	oder	ihm	unzumutbar	
ist.	 Eine	Nachbesserung	 gilt	 nach	 dem	 erfolglosen	 zweiten	Versuch	 als	 fehlgeschlagen,	wenn	 sich	
nicht	 insbesondere	aus	der	Art	der	Sache	oder	des	Mangels	oder	den	sonstigen	Umständen	etwas	
anderes	ergibt.594	
	
§	441	Minderung	
(1)	 Statt	 zurückzutreten,	 kann	der	Käufer	den	Kaufpreis	durch	Erklärung	gegenüber	dem	Ver-

käufer	mindern.	Der	Ausschlussgrund	des	§	323	Abs.	5	Satz	2	findet	keine	Anwendung.	
(2)	Sind	auf	der	Seite	des	Käufers	oder	auf	der	Seite	des	Verkäufers	mehrere	beteiligt,	so	kann	

die	Minderung	nur	von	allen	oder	gegen	alle	erklärt	werden.	

	
	 		 (1)	Der	Verkäufer	hat	einen	Mangel	 im	Recht	nicht	zu	vertreten,	wenn	der	Käufer	den	Mangel	bei	

dem	Abschluß	des	Kaufes	kennt.	
	 		 (2)	Eine	Hypothek,	eine	Grundschuld,	eine	Rentenschuld,	eine	Schiffshypothek	oder	ein	Pfandrecht	

hat	der	Verkäufer	zu	beseitigen,	auch	wenn	der	Käufer	die	Belastung	kennt.	Das	gleiche	gilt	von	einer	
Vormerkung	zur	Sicherung	des	Anspruchs	auf	Bestellung	eines	dieser	Rechte.“	

	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	Abs.	3	und	4	in	Abs.	4	
und	5	umnummeriert	und	Abs.	3	eingefügt.	

	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2133)	hat	in	Abs.	3	
Satz	1	„bevor	der	Mangel	offenbar	wurde,“	nach	„angebracht,“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	2	 lit.	a	 litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	3	aufgehoben.	Satz	2	 lautete:	„§	442	
Absatz	1	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	für	die	Kenntnis	des	Käufers	an	die	Stelle	des	Vertrags-
schlusses	der	Einbau	oder	das	Anbringen	der	mangelhaften	Sache	durch	den	Käufer	tritt.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	in	Abs.	6	umnummeriert	und	Abs.	5	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	Satz	2	eingefügt.	
		594		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	440	
	 		 (1)	Erfüllt	der	Verkäufer	die	ihm	nach	den	§§	433	bis	437,	439	obliegenden	Verpflichtungen	nicht,	

so	bestimmen	sich	die	Rechte	des	Käufers	nach	den	Vorschriften	der	§§	320	bis	327.	
	 		 (2)	 Ist	 eine	 bewegliche	 Sache	 verkauft	 und	 dem	 Käufer	 zum	 Zwecke	 der	 Eigentumsübertragung	

übergeben	worden,	so	kann	der	Käufer	wegen	des	Rechtes	eines	Dritten,	das	zum	Besitz	der	Sache	be-
rechtigt,	Schadensersatz	wegen	Nichterfüllung	nur	verlangen,	wenn	er	die	Sache	dem	Dritten	mit	Rück-
sicht	auf	dessen	Recht	herausgegeben	hat	oder	sie	dem	Verkäufer	zurückgewährt	oder	wenn	die	Sache	
untergegangen	ist.	

	 		 (3)	Der	Herausgabe	der	Sache	an	den	Dritten	steht	es	gleich,	wenn	der	Dritte	den	Käufer	oder	dieser	
den	Dritten	beerbt	oder	wenn	der	Käufer	das	Recht	des	Dritten	anderweit	erwirbt	oder	den	Dritten	ab-
findet.	

	 		 (4)	Steht	dem	Käufer	ein	Anspruch	auf	Herausgabe	gegen	einen	anderen	zu,	so	genügt	anstelle	der	
Rückgewähr	die	Abtretung	des	Anspruchs.“	

	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	 I	 S.	969)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 		 „Außer	 in	den	Fällen	des	§	281	Abs.	2	und	des	§	323	Abs.	2	bedarf	es	der	Fristsetzung	auch	dann	
nicht,	wenn	der	Verkäufer	beide	Arten	der	Nacherfüllung	gemäß	§	439	Abs.	3	verweigert	oder	wenn	die	
dem	Käufer	zustehende	Art	der	Nacherfüllung	fehlgeschlagen	oder	ihm	unzumutbar	ist.	Eine	Nachbes-
serung	gilt	nach	dem	erfolglosen	zweiten	Versuch	als	fehlgeschlagen,	wenn	sich	nicht	insbesondere	aus	
der	Art	der	Sache	oder	des	Mangels	oder	den	sonstigen	Umständen	etwas	anderes	ergibt.“	
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(3)	Bei	der	Minderung	 ist	der	Kaufpreis	 in	dem	Verhältnis	herabzusetzen,	 in	welchem	zur	Zeit	
des	 Vertragsschlusses	 der	Wert	 der	 Sache	 in	mangelfreiem	 Zustand	 zu	 dem	wirklichen	Wert	 ge-
standen	haben	würde.	Die	Minderung	ist,	soweit	erforderlich,	durch	Schätzung	zu	ermitteln.	
(4)	Hat	der	Käufer	mehr	als	den	geminderten	Kaufpreis	gezahlt,	so	ist	der	Mehrbetrag	vom	Ver-

käufer	zu	erstatten.	§	346	Abs.	1	und	§	347	Abs.	1	finden	entsprechende	Anwendung.595	
	
§	442	Kenntnis	des	Käufers	
(1)	 Die	 Rechte	 des	 Käufers	 wegen	 eines	 Mangels	 sind	 ausgeschlossen,	 wenn	 er	 bei	 Vertrags-

schluss	den	Mangel	kennt.	 Ist	dem	Käufer	ein	Mangel	 infolge	grober	Fahrlässigkeit	unbekannt	ge-
blieben,	 kann	der	Käufer	Rechte	wegen	dieses	Mangels	 nur	 geltend	machen,	wenn	der	Verkäufer	
den	Mangel	 arglistig	verschwiegen	oder	eine	Garantie	 für	die	Beschaffenheit	der	Sache	übernom-
men	hat.	
(2)	Ein	 im	Grundbuch	 eingetragenes	Recht	hat	der	Verkäufer	 zu	beseitigen,	 auch	wenn	es	der	

Käufer	kennt.596	
	
§	443	Garantie	
(1)	 Geht	 der	 Verkäufer,	 der	 Hersteller	 oder	 ein	 sonstiger	 Dritter	 in	 einer	 Erklärung	 oder	 ein-

schlägigen	Werbung,	die	vor	oder	bei	Abschluss	des	Kaufvertrags	verfügbar	war,	zusätzlich	zu	der	
gesetzlichen	Mängelhaftung	insbesondere	die	Verpflichtung	ein,	den	Kaufpreis	zu	erstatten,	die	Sa-
che	 auszutauschen,	 nachzubessern	 oder	 in	 ihrem	 Zusammenhang	 Dienstleistungen	 zu	 erbringen,	
falls	die	Sache	nicht	diejenige	Beschaffenheit	aufweist	oder	andere	als	die	Mängelfreiheit	betreffen-
de	Anforderungen	nicht	erfüllt,	die	in	der	Erklärung	oder	einschlägigen	Werbung	beschrieben	sind	
(Garantie),	stehen	dem	Käufer	im	Garantiefall	unbeschadet	der	gesetzlichen	Ansprüche	die	Rechte	
aus	der	Garantie	gegenüber	demjenigen	zu,	der	die	Garantie	gegeben	hat	(Garantiegeber).	
(2)	Soweit	der	Garantiegeber	eine	Garantie	dafür	übernommen	hat,	dass	die	Sache	für	eine	be-

stimmte	Dauer	 eine	 bestimmte	 Beschaffenheit	 behält	 (Haltbarkeitsgarantie),	wird	 vermutet,	 dass	
ein	 während	 ihrer	 Geltungsdauer	 auftretender	 Sachmangel	 die	 Rechte	 aus	 der	 Garantie	 begrün-
det.597	

	
		595		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	441	
	 		 Die	Vorschriften	des	§	440	Abs.	2	bis	4	gelten	auch	dann,	wenn	ein	Recht	an	einer	beweglichen	Sa-

che	verkauft	ist,	das	zum	Besitz	der	Sache	berechtigt.“	
		596		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	442	
	 		 Bestreitet	der	Verkäufer	den	vom	Käufer	geltend	gemachten	Mangel	im	Recht,	so	hat	der	Käufer	den	

Mangel	zu	beweisen.“	
		597		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	443	
	 		 Eine	Vereinbarung,	durch	welche	die	nach	den	§§	433	bis	437,	439	bis	442	wegen	eines	Mangels	im	

Recht	dem	Verkäufer	obliegende	Verpflichtung	zur	Gewährleistung	erlassen	oder	beschränkt	wird,	ist	
nichtig,	wenn	der	Verkäufer	den	Mangel	arglistig	verschweigt.“	

	 13.06.2014.—Artikel	 1	 Nr.	 11	 lit.	 a	 des	 Gesetzes	 vom	 20.	 September	 2013	 (BGBl.	 I	 S.	 3642)	 hat	 die	
Überschrift	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Beschaffenheits-	und	Haltbarkeitsgarantie“.	

	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Übernimmt	der	Verkäufer	oder	ein	Dritter	eine	Garantie	für	die	Beschaffenheit	der	Sache	oder	

dafür,	dass	die	Sache	für	eine	bestimmte	Dauer	eine	bestimmte	Beschaffenheit	behält	(Haltbarkeitsga-
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§	444	Haftungsausschluss	
Auf	eine	Vereinbarung,	durch	welche	die	Rechte	des	Käufers	wegen	eines	Mangels	ausgeschlos-

sen	oder	beschränkt	werden,	kann	sich	der	Verkäufer	nicht	berufen,	soweit	er	den	Mangel	arglistig	
verschwiegen	oder	eine	Garantie	für	die	Beschaffenheit	der	Sache	übernommen	hat.598	
	
§	445	Haftungsbegrenzung	bei	öffentlichen	Versteigerungen	
Wird	eine	Sache	auf	Grund	eines	Pfandrechts	 in	einer	öffentlichen	Versteigerung	unter	der	Be-

zeichnung	als	Pfand	verkauft,	so	stehen	dem	Käufer	Rechte	wegen	eines	Mangels	nur	zu,	wenn	der	
Verkäufer	den	Mangel	 arglistig	verschwiegen	oder	eine	Garantie	 für	die	Beschaffenheit	der	Sache	
übernommen	hat.599	
	
§	445a	Rückgriff	des	Verkäufers	
(1)	Der	Verkäufer	kann	beim	Verkauf	einer	neu	hergestellen	Sache	von	dem	Verkäufer,	der	ihm	

die	Sache	verkauft	hatte	(Lieferant),	Ersatz	der	Aufwendungen	verlangen,	die	er	im	Verhältnis	zum	
Käufer	nach	§	439	Absatz	2,	3	und	6	Satz	2	sowie	nach	§	475	Absatz	4	zu	tragen	hatte,	wenn	der	vom	
Käufer	geltend	gemachte	Mangel	bereits	beim	Übergang	der	Gefahr	auf	den	Verkäufer	vorhanden	
war	oder	auf	einer	Verletzung	der	Aktualisierungspflicht	gemäß	§	475b	Absatz	4	beruht.	
(2)	Für	die	in	§	437	bezeichneten	Rechte	des	Verkäufers	gegen	seinen	Lieferanten	bedarf	es	we-

gen	des	vom	Käufer	geltend	gemachten	Mangels	der	sonst	erforderlichen	Fristsetzung	nicht,	wenn	
der	Verkäufer	die	verkaufte	neu	hergestellte	Sache	als	Folge	ihrer	Mangelhaftigkeit	zurücknehmen	
musste	oder	der	Käufer	den	Kaufpreis	gemindert	hat.	
(3)	Die	Absätze	1	und	2	finden	auf	die	Ansprüche	des	Lieferanten	und	der	übrigen	Käufer	in	der	

Lieferkette	gegen	die	jeweiligen	Verkäufer	entsprechende	Anwendung,	wenn	die	Schuldner	Unter-
nehmer	sind.	
(4)	§	377	des	Handelsgesetzbuchs	bleibt	unberührt.600	

	
rantie),	so	stehen	dem	Käufer	im	Garantiefall	unbeschadet	der	gesetzlichen	Ansprüche	die	Rechte	aus	
der	Garantie	zu	den	in	der	Garantieerklärung	und	der	einschlägigen	Werbung	angegebenen	Bedingun-
gen	gegenüber	demjenigen	zu,	der	die	Garantie	eingeräumt	hat.“	
Artikel	1	Nr.	11	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„eine	Haltbarkeitsgarantie	übernommen	worden	
ist“	durch	„der	Garantiegeber	eine	Garantie	dafür	übernommen	hat,	dass	die	Sache	für	eine	bestimmte	
Dauer	eine	bestimmte	Beschaffenheit	behält	(Haltbarkeitsgarantie)“	ersetzt.	

		598		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	444	
	 		 Der	Verkäufer	ist	verpflichtet,	dem	Käufer	über	die	den	verkauften	Gegenstand	betreffenden	recht-

lichen	Verhältnisse,	insbesondere	im	Falle	des	Verkaufs	eines	Grundstücks	über	die	Grenzen,	Gerecht-
same	und	Lasten,	die	nötige	Auskunft	zu	erteilen	und	ihm	die	zum	Beweise	des	Rechtes	dienenden	Ur-
kunden,	soweit	sie	sich	in	seinem	Besitz	befinden,	auszuliefern.	Erstreckt	sich	der	Inhalt	einer	solchen	
Urkunde	auch	auf	andere	Angelegenheiten,	so	 ist	der	Verkäufer	nur	zur	Erteilung	eines	öffentlich	be-
glaubigten	Auszugs	verpflichtet.“	

	 08.12.2004.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2004	(BGBl.	 I	S.	3102)	hat	„wenn“	durch	
„soweit“	ersetzt.	

		599		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	445	
	 		 Die	Vorschriften	der	§§	433	bis	444	finden	auf	andere	Verträge,	die	auf	Veräußerung	oder	Belastung	

eines	Gegenstandes	gegen	Entgelt	gerichtet	sind,	entsprechende	Anwendung.“	
		600		 QUELLE	
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§	445b	Verjährung	von	Rückgriffsansprüchen	
(1)	Die	 in	§	445a	Absatz	1	bestimmten	Aufwendungsersatzansprüche	verjähren	 in	zwei	 Jahren	

ab	Ablieferung	der	Sache.	
(2)	Die	Verjährung	der	in	den	§§	437	und	445a	Absatz	1	bestimmten	Ansprüche	des	Verkäufers	

gegen	seinen	Lieferanten	wegen	des	Mangels	einer	verkauften	neu	hergestellten	Sache	tritt	frühes-
tens	zwei	Monate	nach	dem	Zeitpunkt	ein,	in	dem	der	Verkäufer	die	Ansprüche	des	Käufers	erfüllt	
hat.	
(3)	Die	Absätze	1	und	2	finden	auf	die	Ansprüche	des	Lieferanten	und	der	übrigen	Käufer	in	der	

Lieferkette	gegen	die	jeweiligen	Verkäufer	entsprechende	Anwendung,	wenn	die	Schuldner	Unter-
nehmer	sind.601	
	
§	445c	Rückgriff	bei	Verträgen	über	digitale	Produkte	
Ist	der	letzte	Vertrag	in	der	Lieferkette	ein	Verbrauchervertrag	über	die	Bereitstellung	digitaler	

Produkte	nach	den	§§	327	und	327a,	so	sind	die	§§	445a,	445b	und	478	nicht	anzuwenden.	An	die	
Stelle	der	nach	Satz	1	nicht	anzuwendenden	Vorschriften	treten	die	Vorschriften	des	Abschnitts	3	
Titel	2a	Untertitel	2.602	
	
§	446	Gefahr-	und	Lastenübergang	
Mit	der	Übergabe	der	verkauften	Sache	geht	die	Gefahr	des	zufälligen	Untergangs	und	der	zufäl-

ligen	Verschlechterung	auf	den	Käufer	über.	Von	der	Übergabe	an	gebühren	dem	Käufer	die	Nut-
zungen	und	trägt	er	die	Lasten	der	Sache.	Der	Übergabe	steht	es	gleich,	wenn	der	Käufer	im	Verzug	
der	Annahme	ist.603	
	

	
	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	25.	 Juni	2021	(BGBl.	 I	S.	2133)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	

Abs.	1	lautete:	
	 		 „(1)	Der	Verkäufer	kann	beim	Verkauf	einer	neu	hergestellten	Sache	von	dem	Verkäufer,	der	ihm	die	

Sache	verkauft	hatte	(Lieferant),	Ersatz	der	Aufwendungen	verlangen,	die	er	im	Verhältnis	zum	Käufer	
nach	§	439	Absatz	2	und	3	sowie	§	475	Absatz	4	und	6	zu	tragen	hatte,	wenn	der	vom	Käufer	geltend	
gemachte	Mangel	bereits	beim	Übergang	der	Gefahr	auf	den	Verkäufer	vorhanden	war.“	

		601		 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2133)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	aufge-

hoben.	Satz	2	lautete:	„Diese	Ablaufhemmung	endet	spätestens	fünf	Jahre	nach	dem	Zeitpunkt,	in	dem	
der	Lieferant	die	Sache	dem	Verkäufer	abgeliefert	hat.“	

		602		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		603		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	446	
	 		 (1)	Mit	der	Übergabe	der	 verkauften	Sache	 geht	die	Gefahr	des	 zufälligen	Unterganges	und	einer	

zufälligen	Verschlechterung	auf	den	Käufer	über.	Von	der	Übergabe	an	gebühren	dem	Käufer	die	Nut-
zungen	und	trägt	er	die	Lasten	der	Sache.	

	 		 (2)	Wird	der	Käufer	eines	Grundstücks	oder	eines	eingetragenen	Schiffs	oder	Schiffsbauwerks	vor	
der	Übergabe	als	Eigentümer	in	das	Grundbuch,	das	Schiffsregister	oder	das	Schiffsbauregister	einge-
tragen,	so	treten	diese	Wirkungen	mit	der	Eintragung	ein.“	
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§	447	Gefahrübergang	beim	Versendungskauf	
(1)	Versendet	der	Verkäufer	auf	Verlangen	des	Käufers	die	verkaufte	Sache	nach	einem	anderen	

Ort	als	dem	Erfüllungsort,	so	geht	die	Gefahr	auf	den	Käufer	über,	sobald	der	Verkäufer	die	Sache	
dem	Spediteur,	dem	Frachtführer	oder	der	sonst	zur	Ausführung	der	Versendung	bestimmten	Per-
son	oder	Anstalt	ausgeliefert	hat.	
(2)	Hat	der	Käufer	eine	besondere	Anweisung	über	die	Art	der	Versendung	erteilt	und	weicht	der	

Verkäufer	ohne	dringenden	Grund	von	der	Anweisung	ab,	so	ist	der	Verkäufer	dem	Käufer	für	den	
daraus	entstehenden	Schaden	verantwortlich.604	
	
§	448	Kosten	der	Übergabe	und	vergleichbare	Kosten	
(1)	Der	Verkäufer	trägt	die	Kosten	der	Übergabe	der	Sache,	der	Käufer	die	Kosten	der	Abnahme	

und	der	Versendung	der	Sache	nach	einem	anderen	Ort	als	dem	Erfüllungsort.	
(2)	Der	Käufer	eines	Grundstücks	 trägt	die	Kosten	der	Beurkundung	des	Kaufvertrags	und	der	

Auflassung,	der	Eintragung	ins	Grundbuch	und	der	zu	der	Eintragung	erforderlichen	Erklärungen.605	
	
§	449	Eigentumsvorbehalt	
(1)	Hat	sich	der	Verkäufer	einer	beweglichen	Sache	das	Eigentum	bis	zur	Zahlung	des	Kaufprei-

ses	vorbehalten,	so	ist	im	Zweifel	anzunehmen,	dass	das	Eigentum	unter	der	aufschiebenden	Bedin-
gung	vollständiger	Zahlung	des	Kaufpreises	übertragen	wird	(Eigentumsvorbehalt).	
(2)	 Auf	 Grund	 des	 Eigentumsvorbehalts	 kann	 der	 Verkäufer	 die	 Sache	 nur	 herausverlangen,	

wenn	er	vom	Vertrag	zurückgetreten	ist.	
(3)	Die	Vereinbarung	eines	Eigentumsvorbehalts	ist	nichtig,	soweit	der	Eigentumsübergang	da-

von	 abhängig	 gemacht	wird,	 dass	 der	 Käufer	 Forderungen	 eines	 Dritten,	 insbesondere	 eines	mit	
dem	Verkäufer	verbundenen	Unternehmens,	erfüllt.606	

	
		604		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	447	
	 		 (1)	Versendet	der	Verkäufer	auf	Verlangen	des	Käufers	die	verkaufte	Sache	nach	einem	anderen	Ort	

als	dem	Erfüllungsort,	so	geht	die	Gefahr	auf	den	Käufer	über,	sobald	der	Verkäufer	die	Sache	dem	Spe-
diteur,	dem	Frachtführer	oder	der	sonst	zur	Ausführung	der	Versendung	bestimmten	Person	oder	An-
stalt	ausgeliefert	hat.	

	 		 (2)	Hat	der	Käufer	eine	besondere	Anweisung	über	die	Art	der	Versendung	erteilt	und	weicht	der	
Verkäufer	ohne	dringenden	Grund	von	der	Anweisung	ab,	so	ist	der	Verkäufer	dem	Käufer	für	den	dar-
aus	entstehenden	Schaden	verantwortlich.“	

		605		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	448	
	 		 (1)	Die	Kosten	der	Übergabe	der	verkauften	Sache,	insbesondere	die	Kosten	des	Messens	und	Wä-

gens,	fallen	dem	Verkäufer,	die	Kosten	der	Abnahme	und	der	Versendung	der	Sache	nach	einem	ande-
ren	Ort	als	dem	Erfüllungsort	fallen	dem	Käufer	zur	Last.	

	 		 (2)	Ist	ein	Recht	verkauft,	so	fallen	die	Kosten	der	Begründung	oder	Übertragung	des	Rechtes	dem	
Verkäufer	zur	Last.“	

		606		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	449	
	 		 (1)	Der	Käufer	 eines	 Grundstücks	 hat	 die	 Kosten	 der	 Auflassung	 und	 der	 Eintragung,	 der	 Käufer	

eines	Rechtes	an	einem	Grundstück	hat	die	Kosten	der	zur	Begründung	oder	Übertragung	des	Rechtes	
nötigen	Eintragung	in	das	Grundbuch,	mit	Einschluß	der	Kosten	der	zu	der	Eintragung	erforderlichen	
Erklärungen,	zu	tragen.	Dem	Käufer	fallen	in	beiden	Fällen	auch	die	Kosten	der	Beurkundung	des	Kau-
fes	zur	Last.	
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§	450	Ausgeschlossene	Käufer	bei	bestimmten	Verkäufen	
(1)	Bei	einem	Verkauf	im	Wege	der	Zwangsvollstreckung	dürfen	der	mit	der	Vornahme	oder	Lei-

tung	des	Verkaufs	Beauftragte	und	die	von	ihm	zugezogenen	Gehilfen	einschließlich	des	Protokoll-
führers	den	zu	verkaufenden	Gegenstand	weder	für	sich	persönlich	oder	durch	einen	anderen	noch	
als	Vertreter	eines	anderen	kaufen.	
(2)	Absatz	1	gilt	auch	bei	einem	Verkauf	außerhalb	der	Zwangsvollstreckung,	wenn	der	Auftrag	

zu	 dem	Verkauf	 auf	 Grund	 einer	 gesetzlichen	 Vorschrift	 erteilt	worden	 ist,	 die	 den	 Auftraggeber	
ermächtigt,	den	Gegenstand	für	Rechnung	eines	anderen	verkaufen	zu	lassen,	insbesondere	in	den	
Fällen	des	Pfandverkaufs	und	des	 in	den	§§	383	und	385	zugelassenen	Verkaufs,	sowie	bei	einem	
Verkauf	aus	einer	Insolvenzmasse.607	
	
§	451	Kauf	durch	ausgeschlossenen	Käufer	
(1)	Die	Wirksamkeit	eines	dem	§	450	zuwider	erfolgten	Kaufs	und	der	Übertragung	des	gekauf-

ten	Gegenstandes	hängt	von	der	Zustimmung	der	bei	dem	Verkauf	als	Schuldner,	Eigentümer	oder	
Gläubiger	Beteiligten	ab.	Fordert	der	Käufer	einen	Beteiligten	zur	Erklärung	über	die	Genehmigung	
auf,	so	findet	§	177	Abs.	2	entsprechende	Anwendung.	
(2)	Wird	 infolge	der	Verweigerung	der	Genehmigung	 ein	neuer	Verkauf	 vorgenommen,	 so	hat	

der	frühere	Käufer	für	die	Kosten	des	neuen	Verkaufs	sowie	für	einen	Mindererlös	aufzukommen.608	
	
§	452	Schiffskauf	
Die	Vorschriften	dieses	Untertitels	über	den	Kauf	von	Grundstücken	finden	auf	den	Kauf	von	ein-

getragenen	Schiffen	und	Schiffsbauwerken	entsprechende	Anwendung.609	
	
§	453	Rechtskauf;	Verbrauchervertrag	über	den	Kauf	digitaler	Inhalte	

	
	 		 (2)	Der	Käufer	eines	eingetragenen	Schiffs	oder	Schiffsbauwerks	hat	die	Kosten	der	Eintragung	des	

Eigentumsübergangs,	der	Käufer	eines	Rechts	an	einem	eingetragenen	Schiff	oder	Schiffsbauwerk	hat	
die	Kosten	einer	zur	Begründung	oder	Übertragung	nötigen	Eintragung	in	das	Schiffsregister	oder	das	
Schiffsbauregister	mit	Einschluß	der	Kosten	der	zur	Eintragung	erforderlichen	Erklärungen	zu	tragen.“	

		607		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	450	
	 		 (1)	Ist	vor	der	Übergabe	der	verkauften	Sache	die	Gefahr	auf	den	Käufer	übergegangen	und	macht	

der	Verkäufer	vor	der	Übergabe	Verwendungen	auf	die	Sache,	die	nach	dem	Übergang	der	Gefahr	not-
wendig	geworden	sind,	so	kann	er	von	dem	Käufer	Ersatz	verlangen,	wie	wenn	der	Käufer	ihn	mit	der	
Verwaltung	der	Sache	beauftragt	hätte.	

	 		 (2)	 Die	 Verpflichtung	 des	 Käufers	 zum	 Ersatz	 sonstiger	 Verwendungen	 bestimmt	 sich	 nach	 den	
Vorschriften	über	die	Geschäftsführung	ohne	Auftrag.“	

		608		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	451	
	 		 Ist	ein	Recht	an	einer	Sache	verkauft,	das	zum	Besitz	der	Sache	berechtigt,	so	finden	die	Vorschriften	

der	§§	446	bis	450	entsprechende	Anwendung.“	
		609		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	452	
	 		 Der	Käufer	ist	verpflichtet,	den	Kaufpreis	von	dem	Zeitpunkt	an	zu	verzinsen,	von	welchem	an	die	

Nutzungen	des	gekauften	Gegenstandes	ihm	gebühren,	sofern	nicht	der	Kaufpreis	gestundet	ist.“	
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(1)	Die	Vorschriften	über	den	Kauf	von	Sachen	finden	auf	den	Kauf	von	Rechten	und	sonstigen	
Gegenständen	entsprechende	Anwendung.	Auf	einen	Verbrauchervertrag	über	den	Verkauf	digitaler	
Inhalte	durch	einen	Unternehmer	sind	die	folgenden	Vorschriften	nicht	anzuwenden:	
1.		§	433	Absatz	1	Satz	1	und	§	475	Absatz	1	über	die	Übergabe	der	Kaufsache	und	die	Leistungs-
zeit	sowie	

2.		§	433	Absatz	1	Satz	2,	die	§§	434	bis	442,	475	Absatz	3	Satz	1,	Absatz	4	bis	6	und	die	§§	476	
und	477	über	die	Rechte	bei	Mängeln.	

An	 die	 Stelle	 der	 nach	 Satz	 2	 nicht	 anzuwendenden	 Vorschriften	 treten	 die	 Vorschriften	 des	 Ab-
schnitts	3	Titel	2a	Untertitel	1.	
(2)	Der	Verkäufer	trägt	die	Kosten	der	Begründung	und	Übertragung	des	Rechts.	
(3)	Ist	ein	Recht	verkauft,	das	zum	Besitz	einer	Sache	berechtigt,	so	ist	der	Verkäufer	verpflichtet,	

dem	Käufer	die	Sache	frei	von	Sach-	und	Rechtsmängeln	zu	übergeben.610	
	

Untertitel	2	
Besondere	Arten	des	Kaufs611	

	
Kapitel	1	

Kauf	auf	Probe612	
	
§	454	Zustandekommen	des	Kaufvertrags	
(1)	Bei	einem	Kauf	auf	Probe	oder	auf	Besichtigung	steht	die	Billigung	des	gekauften	Gegenstan-

des	im	Belieben	des	Käufers.	Der	Kauf	ist	im	Zweifel	unter	der	aufschiebenden	Bedingung	der	Billi-
gung	geschlossen.	
(2)	 Der	 Verkäufer	 ist	 verpflichtet,	 dem	 Käufer	 die	 Untersuchung	 des	 Gegenstandes	 zu	 gestat-

ten.613	
	
§	455	Billigungsfrist	
Die	Billigung	eines	auf	Probe	oder	auf	Besichtigung	gekauften	Gegenstandes	kann	nur	innerhalb	

der	vereinbarten	Frist	und	in	Ermangelung	einer	solchen	nur	bis	zum	Ablauf	einer	dem	Käufer	von	

	
		610		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	453	
	 		 Ist	 als	Kaufpreis	 der	Marktpreis	 bestimmt,	 so	 gilt	 im	Zweifel	 der	 für	 den	Erfüllungsort	 zur	Erfül-

lungszeit	maßgebende	Marktpreis	als	vereinbart.“	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123,	ber.	2022	S.	105)	hat	

in	der	Überschrift	„	;	Verbrauchervertrag	über	den	Kauf	digitaler	Inhalte“	am	Ende	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	2	und	3	eingefügt.	
		611		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Untertitels	eingefügt.	
		612		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Kapitels	eingefügt.	
		613		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	454	
	 		 Hat	der	Verkäufer	den	Vertrag	erfüllt	und	den	Kaufpreis	gestundet,	so	steht	ihm	das	im	§	325	Abs.	2	

und	im	§	326	bestimmte	Rücktrittsrecht	nicht	zu.“	
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dem	 Verkäufer	 bestimmten	 angemessenen	 Frist	 erklärt	werden.	War	 die	 Sache	 dem	Käufer	 zum	
Zwecke	der	Probe	oder	der	Besichtigung	übergeben,	so	gilt	sein	Schweigen	als	Billigung.614	
	

Kapitel	2	
Wiederkauf615	

	
§	456	Zustandekommen	des	Wiederkaufs	
(1)	Hat	sich	der	Verkäufer	in	dem	Kaufvertrag	das	Recht	des	Wiederkaufs	vorbehalten,	so	kommt	

der	Wiederkauf	mit	der	Erklärung	des	Verkäufers	gegenüber	dem	Käufer,	dass	er	das	Wiederkaufs-
recht	ausübe,	zustande.	Die	Erklärung	bedarf	nicht	der	für	den	Kaufvertrag	bestimmten	Form.	
(2)	Der	Preis,	zu	welchem	verkauft	worden	ist,	gilt	im	Zweifel	auch	für	den	Wiederkauf.616	

	
§	457	Haftung	des	Wiederverkäufers	
(1)	 Der	Wiederverkäufer	 ist	 verpflichtet,	 dem	Wiederkäufer	 den	 gekauften	 Gegenstand	 nebst	

Zubehör	herauszugeben.	
(2)	Hat	 der	Wiederverkäufer	 vor	der	Ausübung	des	Wiederkaufsrechts	 eine	Verschlechterung,	

den	Untergang	oder	eine	aus	einem	anderen	Grund	eingetretene	Unmöglichkeit	der	Herausgabe	des	
gekauften	Gegenstandes	verschuldet	oder	den	Gegenstand	wesentlich	verändert,	 so	 ist	 er	 für	den	
daraus	entstehenden	Schaden	verantwortlich.	Ist	der	Gegenstand	ohne	Verschulden	des	Wiederver-
käufers	 verschlechtert	 oder	 ist	 er	 nur	 unwesentlich	 verändert,	 so	 kann	der	Wiederkäufer	Minde-
rung	des	Kaufpreises	nicht	verlangen.617	

	
		614		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	Abs.	2	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	455	
	 		 (1)	Hat	sich	der	Verkäufer	einer	beweglichen	Sache	das	Eigentum	bis	zur	Zahlung	des	Kaufpreises	

vorbehalten,	so	ist	im	Zweifel	anzunehmen,	daß	die	Übertragung	des	Eigentums	unter	der	aufschieben-
den	Bedingung	vollständiger	Zahlung	des	Kaufpreises	erfolgt	und	daß	der	Verkäufer	zum	Rücktritt	von	
dem	Vertrag	berechtigt	ist,	wenn	der	Käufer	mit	der	Zahlung	in	Verzug	kommt.	

	 		 (2)	Die	Vereinbarung	eines	Eigentumsvorbehalts	ist	nichtig,	soweit	der	Eigentumsübergang	davon	
abhängig	gemacht	wird,	daß	der	Käufer	Forderungen	eines	Dritten,	 insbesondere	eines	mit	dem	Ver-
käufer	verbundenen	Unternehmens,	erfüllt.“	

		615		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Kapitels	eingefügt.	
		616		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	456	
	 		 Bei	einem	Verkauf	 im	Wege	der	Zwangsvollstreckung	dürfen	der	mit	der	Vornahme	oder	Leitung	

des	Verkaufs	Beauftragte	und	die	von	 ihm	zugezogenen	Gehilfen,	mit	Einschluß	des	Protokollführers,	
den	zum	Verkauf	gestellten	Gegenstand	weder	für	sich	persönlich	oder	durch	einen	anderen	noch	als	
Vertreter	eines	anderen	kaufen.“	

		617		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	33	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	5.	Oktober	1994	(BGBl.	I	S.	2911)	hat	„durch	den	Kon-

kursverwalter“	durch	„aus	einer	Insolvenzmasse“	ersetzt.	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	457	
	 		 Die	Vorschrift	des	§	456	gilt	auch	bei	einem	Verkauf	außerhalb	der	Zwangsvollstreckung,	wenn	der	

Auftrag	zu	dem	Verkauf	auf	Grund	einer	gesetzlichen	Vorschrift	erteilt	worden	ist,	die	den	Auftraggeber	
ermächtigt,	den	Gegenstand	für	Rechnung	eines	anderen	verkaufen	zu	lassen,	insbesondere	in	den	Fäl-
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§	458	Beseitigung	von	Rechten	Dritter	
Hat	der	Wiederverkäufer	vor	der	Ausübung	des	Wiederkaufsrechts	über	den	gekauften	Gegen-

stand	 verfügt,	 so	 ist	 er	 verpflichtet,	 die	 dadurch	 begründeten	 Rechte	 Dritter	 zu	 beseitigen.	 Einer	
Verfügung	des	Wiederverkäufers	steht	eine	Verfügung	gleich,	die	im	Wege	der	Zwangsvollstreckung	
oder	der	Arrestvollziehung	oder	durch	den	Insolvenzverwalter	erfolgt.618	
	

(weggefallen)619	
	
§	459	Ersatz	von	Aufwendungen	
Der	Wiederverkäufer	 kann	 für	 Verwendungen,	 die	 er	 auf	 den	 gekauften	 Gegenstand	 vor	 dem	

Wiederkauf	gemacht	hat,	insoweit	Ersatz	verlangen,	als	der	Wert	des	Gegenstandes	durch	die	Ver-
wendungen	erhöht	ist.	Eine	Einrichtung,	mit	der	er	die	herauszugebende	Sache	versehen	hat,	kann	
er	wegnehmen.620	
	
§	460	Wiederkauf	zum	Schätzungswert	
Ist	als	Wiederkaufpreis	der	Schätzungswert	vereinbart,	den	der	gekaufte	Gegenstand	zur	Zeit	des	

Wiederkaufs	hat,	so	ist	der	Wiederverkäufer	für	eine	Verschlechterung,	den	Untergang	oder	die	aus	
einem	anderen	Grund	eingetretene	Unmöglichkeit	der	Herausgabe	des	Gegenstandes	nicht	verant-
wortlich,	der	Wiederkäufer	zum	Ersatz	von	Verwendungen	nicht	verpflichtet.621	

	
len	des	Pfandverkaufs	und	des	in	den	§§	383,	385	zugelassenen	Verkaufs,	sowie	bei	einem	Verkauf	aus	
einer	Insolvenzmasse.“	

		618		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	458	
	 		 (1)	Die	Wirksamkeit	eines	den	Vorschriften	der	§§	456,	457	zuwider	erfolgten	Kaufes	und	der	Über-

tragung	des	gekauften	Gegenstandes	hängt	von	der	Zustimmung	der	bei	dem	Verkauf	als	Schuldner,	Ei-
gentümer	oder	Gläubiger	Beteiligten	ab.	Fordert	der	Käufer	einen	Beteiligten	zur	Erklärung	über	die	
Genehmigung	auf,	so	finden	die	Vorschriften	des	§	177	Abs.	2	entsprechende	Anwendung.	

	 		 (2)	Wird	infolge	der	Verweigerung	der	Genehmigung	ein	neuer	Verkauf	vorgenommen,	so	hat	der	
frühere	Käufer	für	die	Kosten	des	neuen	Verkaufs	sowie	für	einen	Mindererlös	aufzukommen.“	

		619		 AUFHEBUNG	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Zwischenüberschrift	„II.	Gewährleistung	wegen	Mängel	der	Sache“	gestrichen.	
		620		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	459	
	 		 (1)	Der	Verkäufer	einer	Sache	haftet	dem	Käufer	dafür,	daß	sie	zu	der	Zeit,	zu	welcher	die	Gefahr	auf	

den	Käufer	übergeht,	nicht	mit	Fehlern	behaftet	ist,	die	den	Wert	oder	die	Tauglichkeit	zu	dem	gewöhn-
lichen	oder	dem	nach	dem	Vertrag	vorausgesetzten	Gebrauch	aufheben	oder	mindern.	Eine	unerhebli-
che	Minderung	des	Wertes	oder	der	Tauglichkeit	kommt	nicht	in	Betracht.	

	 		 (2)	Der	Verkäufer	haftet	auch	dafür,	daß	die	Sache	zur	Zeit	des	Überganges	der	Gefahr	die	zugesi-
cherten	Eigenschaften	hat.“	

		621		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	460	
	 		 Der	Verkäufer	hat	einen	Mangel	der	verkauften	Sache	nicht	zu	vertreten,	wenn	der	Käufer	den	Man-

gel	bei	dem	Abschluß	des	Kaufes	kennt.	Ist	dem	Käufer	ein	Mangel	der	im	§	459	Abs.	1	bezeichneten	Art	
infolge	grober	Fahrlässigkeit	unbekannt	geblieben,	so	haftet	der	Verkäufer,	sofern	er	nicht	die	Abwe-
senheit	des	Fehlers	zugesichert	hat,	nur,	wenn	er	den	Fehler	arglistig	verschwiegen	hat.“	
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§	461	Mehrere	Wiederkaufsberechtigte	
Steht	das	Wiederkaufsrecht	mehreren	gemeinschaftlich	zu,	so	kann	es	nur	im	Ganzen	ausgeübt	

werden.	Ist	es	für	einen	der	Berechtigten	erloschen	oder	übt	einer	von	ihnen	sein	Recht	nicht	aus,	so	
sind	die	übrigen	berechtigt,	das	Wiederkaufsrecht	im	Ganzen	auszuüben.622	
	
§	462	Ausschlussfrist	
Das	Wiederkaufsrecht	 kann	bei	Grundstücken	nur	 bis	 zum	Ablauf	 von	30,	 bei	 anderen	Gegen-

ständen	nur	bis	zum	Ablauf	von	drei	 Jahren	nach	der	Vereinbarung	des	Vorbehalts	ausgeübt	wer-
den.	Ist	für	die	Ausübung	eine	Frist	bestimmt,	so	tritt	diese	an	die	Stelle	der	gesetzlichen	Frist.623	
	

Kapitel	3	
Vorkauf624	

	
§	463	Voraussetzungen	der	Ausübung	
Wer	in	Ansehung	eines	Gegenstandes	zum	Vorkauf	berechtigt	ist,	kann	das	Vorkaufsrecht	ausü-

ben,	sobald	der	Verpflichtete	mit	einem	Dritten	einen	Kaufvertrag	über	den	Gegenstand	geschlossen	
hat.625	
	
§	464	Ausübung	des	Vorkaufsrechts	
(1)	Die	Ausübung	des	Vorkaufsrechts	erfolgt	durch	Erklärung	gegenüber	dem	Verpflichteten.	Die	

Erklärung	bedarf	nicht	der	für	den	Kaufvertrag	bestimmten	Form.	
(2)	Mit	der	Ausübung	des	Vorkaufsrechts	kommt	der	Kauf	zwischen	dem	Berechtigten	und	dem	

Verpflichteten	unter	den	Bestimmungen	zustande,	welche	der	Verpflichtete	mit	dem	Dritten	verein-
bart	hat.626	

	
		622		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	461	
	 		 Der	Verkäufer	hat	einen	Mangel	der	verkauften	Sache	nicht	zu	vertreten,	wenn	die	Sache	auf	Grund	

eines	Pfandrechts	in	öffentlicher	Versteigerung	unter	der	Bezeichnung	als	Pfand	verkauft	wird.“	
		623		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	462	
	 		 Wegen	eines	Mangels,	den	der	Verkäufer	nach	den	Vorschriften	der	§§	459,	460	zu	vertreten	hat,	

kann	 der	 Käufer	 Rückgängigmachung	 des	 Kaufes	 (Wandelung)	 oder	 Herabsetzung	 des	 Kaufpreises	
(Minderung)	verlangen.“	

		624		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Überschrift	des	Kapitels	eingefügt.	
		625		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	463	
	 		 Fehlt	der	verkauften	Sache	zur	Zeit	des	Kaufes	eine	zugesicherte	Eigenschaft,	 so	kann	der	Käufer	

statt	der	Wandelung	oder	der	Minderung	Schadensersatz	wegen	Nichterfüllung	verlangen.	Das	gleiche	
gilt,	wenn	der	Verkäufer	einen	Fehler	arglistig	verschwiegen	hat.“	

		626		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	464	
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§	465	Unwirksame	Vereinbarungen	
Eine	Vereinbarung	des	Verpflichteten	mit	dem	Dritten,	durch	welche	der	Kauf	von	der	Nichtaus-

übung	des	Vorkaufsrechts	abhängig	gemacht	oder	dem	Verpflichteten	für	den	Fall	der	Ausübung	des	
Vorkaufsrechts	 der	 Rücktritt	 vorbehalten	wird,	 ist	 dem	 Vorkaufsberechtigten	 gegenüber	 unwirk-
sam.627	
	
§	466	Nebenleistungen	
Hat	sich	der	Dritte	in	dem	Vertrag	zu	einer	Nebenleistung	verpflichtet,	die	der	Vorkaufsberech-

tigte	 zu	 bewirken	 außerstande	 ist,	 so	 hat	 der	 Vorkaufsberechtigte	 statt	 der	 Nebenleistung	 ihren	
Wert	 zu	 entrichten.	 Lässt	 sich	 die	Nebenleistung	 nicht	 in	 Geld	 schätzen,	 so	 ist	 die	 Ausübung	 des	
Vorkaufsrechts	 ausgeschlossen;	 die	 Vereinbarung	 der	 Nebenleistung	 kommt	 jedoch	 nicht	 in	 Be-
tracht,	wenn	der	Vertrag	mit	dem	Dritten	auch	ohne	sie	geschlossen	sein	würde.628	
	
§	467	Gesamtpreis	
Hat	der	Dritte	den	Gegenstand,	auf	den	sich	das	Vorkaufsrecht	bezieht,	mit	anderen	Gegenstän-

den	zu	einem	Gesamtpreis	gekauft,	so	hat	der	Vorkaufsberechtigte	einen	verhältnismäßigen	Teil	des	
Gesamtpreises	 zu	 entrichten.	 Der	 Verpflichtete	 kann	 verlangen,	 dass	 der	 Vorkauf	 auf	 alle	 Sachen	
erstreckt	wird,	die	nicht	ohne	Nachteil	für	ihn	getrennt	werden	können.629	
	
§	468	Stundung	des	Kaufpreises	
(1)	Ist	dem	Dritten	in	dem	Vertrag	der	Kaufpreis	gestundet	worden,	so	kann	der	Vorkaufsberech-

tigte	die	Stundung	nur	in	Anspruch	nehmen,	wenn	er	für	den	gestundeten	Betrag	Sicherheit	leistet.	
(2)	 Ist	 ein	Grundstück	Gegenstand	des	Vorkaufs,	 so	 bedarf	 es	 der	 Sicherheitsleistung	 insoweit	

nicht,	als	für	den	gestundeten	Kaufpreis	die	Bestellung	einer	Hypothek	an	dem	Grundstück	verein-
bart	oder	in	Anrechnung	auf	den	Kaufpreis	eine	Schuld,	für	die	eine	Hypothek	an	dem	Grundstück	

	
	 		 Nimmt	der	Käufer	eine	mangelhafte	Sache	an,	obschon	er	den	Mangel	kennt,	so	stehen	 ihm	die	 in	

den	§§	462,	463	bestimmten	Ansprüche	nur	zu,	wenn	er	sich	seine	Rechte	wegen	des	Mangels	bei	der	
Annahme	vorbehält.“	

		627		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	465	
	 		 Die	Wandelung	oder	die	Minderung	ist	vollzogen,	wenn	sich	der	Verkäufer	auf	Verlangen	des	Käu-

fers	mit	ihr	einverstanden	erklärt.“	
		628		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	466	
	 		 Behauptet	der	Käufer	dem	Verkäufer	gegenüber	einen	Mangel	der	Sache,	so	kann	der	Verkäufer	ihn	

unter	 dem	Erbieten	 zur	Wandelung	und	unter	Bestimmung	 einer	 angemessenen	 Frist	 zur	 Erklärung	
darüber	auffordern,	ob	er	Wandelung	verlange.	Die	Wandelung	kann	in	diesem	Falle	nur	bis	zum	Ablauf	
der	Frist	verlangt	werden.“	

		629		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	467	
	 		 Auf	 die	Wandelung	 finden	 die	 für	 das	 vertragsmäßige	Rücktrittsrecht	 geltenden	Vorschriften	 der	

§§	346	bis	348,	350	bis	354,	356	entsprechende	Anwendung;	im	Falle	des	§	352	ist	jedoch	die	Wande-
lung	nicht	ausgeschlossen,	wenn	der	Mangel	sich	erst	bei	der	Umgestaltung	der	Sache	gezeigt	hat.	Der	
Verkäufer	hat	dem	Käufer	auch	die	Vertragskosten	zu	ersetzen.“	
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besteht,	übernommen	worden	ist.	Entsprechendes	gilt,	wenn	ein	eingetragenes	Schiff	oder	Schiffs-
bauwerk	Gegenstand	des	Vorkaufs	ist.630	
	
§	469	Mitteilungspflicht,	Ausübungsfrist	
(1)	Der	Verpflichtete	hat	dem	Vorkaufsberechtigten	den	Inhalt	des	mit	dem	Dritten	geschlosse-

nen	Vertrags	unverzüglich	mitzuteilen.	Die	Mitteilung	des	Verpflichteten	wird	durch	die	Mitteilung	
des	Dritten	ersetzt.	
(2)	Das	Vorkaufsrecht	kann	bei	Grundstücken	nur	bis	zum	Ablauf	von	zwei	Monaten,	bei	anderen	

Gegenständen	nur	bis	zum	Ablauf	einer	Woche	nach	dem	Empfang	der	Mitteilung	ausgeübt	werden.	
Ist	für	die	Ausübung	eine	Frist	bestimmt,	so	tritt	diese	an	die	Stelle	der	gesetzlichen	Frist.631	
	
§	470	Verkauf	an	gesetzlichen	Erben	
Das	Vorkaufsrecht	erstreckt	 sich	 im	Zweifel	nicht	 auf	 einen	Verkauf,	der	mit	Rücksicht	auf	 ein	

künftiges	Erbrecht	an	einen	gesetzlichen	Erben	erfolgt.632	
	
§	471	Verkauf	bei	Zwangsvollstreckung	oder	Insolvenz	
Das	Vorkaufsrecht	ist	ausgeschlossen,	wenn	der	Verkauf	im	Wege	der	Zwangsvollstreckung	oder	

aus	einer	Insolvenzmasse	erfolgt.633	
	
§	472	Mehrere	Vorkaufsberechtigte	

	
		630		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	468	
	 		 Sichert	der	Verkäufer	eines	Grundstücks	dem	Käufer	eine	bestimmte	Größe	des	Grundstücks	zu,	so	

haftet	er	für	die	Größe	wie	für	eine	zugesicherte	Eigenschaft.	Der	Käufer	kann	jedoch	wegen	Mangels	
der	zugesicherten	Größe	Wandelung	nur	verlangen,	wenn	der	Mangel	so	erheblich	ist,	daß	die	Erfüllung	
des	Vertrags	für	den	Käufer	kein	Interesse	hat.“	

		631		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	469	
	 		 Sind	 von	mehreren	 verkauften	 Sachen	 nur	 einzelne	mangelhaft,	 so	 kann	 nur	 in	 Ansehung	 dieser	

Wandelung	verlangt	werden,	auch	wenn	ein	Gesamtpreis	für	alle	Sachen	festgesetzt	ist.	Sind	jedoch	die	
Sachen	als	zusammengehörend	verkauft,	so	kann	jeder	Teil	verlangen,	daß	die	Wandelung	auf	alle	Sa-
chen	erstreckt	wird,	wenn	die	mangelhaften	Sachen	nicht	ohne	Nachteil	 für	 ihn	von	den	übrigen	ge-
trennt	werden	können.“	

		632		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	470	
	 		 Die	Wandelung	wegen	eines	Mangels	der	Hauptsache	erstreckt	sich	auch	auf	die	Nebensache.	Ist	die	

Nebensache	mangelhaft,	so	kann	nur	in	Ansehung	dieser	Wandelung	verlangt	werden.“	
		633		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	471	
	 		 Findet	 im	Falle	des	Verkaufs	mehrerer	Sachen	für	einen	Gesamtpreis	die	Wandelung	nur	 in	Anse-

hung	einzelner	Sachen	statt,	so	ist	der	Gesamtpreis	 in	dem	Verhältnis	herabzusetzen,	 in	welchem	zur	
Zeit	des	Verkaufs	der	Gesamtwert	der	Sachen	in	mangelfreiem	Zustand	zu	dem	Wert	der	von	der	Wan-
delung	nicht	betroffenen	Sachen	gestanden	haben	würde.“	
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Steht	das	Vorkaufsrecht	mehreren	gemeinschaftlich	zu,	so	kann	es	nur	im	Ganzen	ausgeübt	wer-
den.	 Ist	es	 für	einen	der	Berechtigten	erloschen	oder	übt	einer	von	 ihnen	sein	Recht	nicht	aus,	so	
sind	die	übrigen	berechtigt,	das	Vorkaufsrecht	im	Ganzen	auszuüben.634	
	
§	473	Unübertragbarkeit	
Das	Vorkaufsrecht	ist	nicht	übertragbar	und	geht	nicht	auf	die	Erben	des	Berechtigten	über,	so-

fern	nicht	ein	anderes	bestimmt	ist.	 Ist	das	Recht	auf	eine	bestimmte	Zeit	beschränkt,	so	 ist	es	 im	
Zweifel	vererblich.635	
	

Untertitel	3	
Verbrauchsgüterkauf636	

	
§	474	Verbrauchsgüterkauf	
(1)	Verbrauchsgüterkäufe	sind	Verträge,	durch	die	ein	Verbraucher	von	einem	Unternehmer	eine	

Ware	(§	241a	Absatz	1)	kauft.	Um	einen	Verbrauchsgüterkauf	handelt	es	sich	auch	bei	einem	Ver-
trag,	der	neben	dem	Verkauf	einer	Ware	die	Erbringung	einer	Dienstleistung	durch	den	Unterneh-
mer	zum	Gegenstand	hat.	
(2)	Für	den	Verbrauchsgüterkauf	gelten	ergänzend	die	folgenden	Vorschriften	dieses	Untertitels.	

Für	gebrauchte	Waren,	die	 in	einer	öffentlich	zugänglichen	Versteigerung	 (§	312g	Absatz	2	Num-
mer	10)	verkauft	werden,	gilt	dies	nicht,	wenn	dem	Verbraucher	klare	und	umfassende	Informatio-
nen	 darüber,	 dass	 die	 Vorschriften	 dieses	Untertitels	 nicht	 gelten,	 leicht	 verfügbar	 gemacht	wur-
den.637	

	
		634		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	472	
	 		 (1)	Bei	der	Minderung	ist	der	Kaufpreis	in	dem	Verhältnis	herabzusetzen,	in	welchem	zur	Zeit	des	

Verkaufs	 der	 Wert	 der	 Sache	 in	 mangelfreiem	 Zustand	 zu	 dem	 wirklichen	 Wert	 gestanden	 haben		
würde.	

	 		 (2)	Findet	im	Falle	des	Verkaufs	mehrerer	Sachen	für	einen	Gesamtpreis	die	Minderung	nur	wegen	
einzelner	Sachen	statt,	so	ist	bei	der	Herabsetzung	des	Preises	der	Gesamtwert	aller	Sachen	zugrunde	
zu	legen.“	

		635		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	473	
	 		 Sind	neben	dem	in	Geld	festgesetzten	Kaufpreis	Leistungen	bedungen,	die	nicht	vertretbare	Sachen	

zum	Gegenstand	haben,	so	sind	diese	Leistungen	in	den	Fällen	der	§§	471,	472	nach	dem	Wert	zur	Zeit	
des	Verkaufs	in	Geld	zu	veranschlagen.	Die	Herabsetzung	der	Gegenleistung	des	Käufers	erfolgt	an	dem	
in	Geld	 festgesetzten	Preis;	 ist	dieser	geringer	als	der	abzusetzende	Betrag,	so	hat	der	Verkäufer	den	
überschießenden	Betrag	dem	Käufer	zu	vergüten.“	

		636		 QUELLE	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	(BGBl.	I	S.	3138)	hat	Über-

schrift	des	Untertitels	eingefügt.	
		637		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	474	
	 		 (1)	Sind	auf	der	einen	oder	der	anderen	Seite	mehrere	beteiligt,	so	kann	von	jedem	und	gegen	jeden	

Minderung	verlangt	werden.	
	 		 (2)	Mit	der	Vollziehung	der	von	einem	der	Käufer	verlangten	Minderung	ist	die	Wandelung	ausge-

schlossen.“	
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§	475	Anwendbare	Vorschriften	
(1)	 Ist	eine	Zeit	 für	die	nach	§	433	zu	erbringenden	Leistungen	weder	bestimmt	noch	aus	den	

Umständen	zu	entnehmen,	so	kann	der	Gläubiger	diese	Leistungen	abweichend	von	§	271	Absatz	1	
nur	 unverzüglich	 verlangen.	 Der	 Unternehmer	muss	 die	Ware	 in	 diesem	 Fall	 spätestens	 30	 Tage	
nach	Vertragsschluss	übergeben.	Die	Vertragsparteien	können	die	Leistungen	sofort	bewirken.	
(2)	§	447	Absatz	1	gilt	mit	der	Maßgabe,	dass	die	Gefahr	des	zufälligen	Untergangs	und	der	zufäl-

ligen	 Verschlechterung	 nur	 dann	 auf	 den	 Käufer	 übergeht,	 wenn	 der	 Käufer	 den	 Spediteur,	 den	
Frachtführer	oder	die	sonst	zur	Ausführung	der	Versendung	bestimmte	Person	oder	Anstalt	mit	der	
Ausführung	beauftragt	hat	und	der	Unternehmer	dem	Käufer	diese	Person	oder	Anstalt	nicht	zuvor	
benannt	hat.	

	
	 16.12.2008.—Artikel	5	des	Gesetzes	vom	10.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2399)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	

Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Die	§§	445	und	447	finden	auf	die	in	diesem	Untertitel	geregelten	Kaufverträge	keine	Anwen-

dung.“	
	 13.06.2014.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	20.	September	2013	(BGBl.	I	S.	3642)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	474	Begriff	des	Verbrauchsgüterkaufs	
	 		 (1)	Kauft	ein	Verbraucher	von	einem	Unternehmer	eine	bewegliche	Sache	(Verbrauchsgüterkauf),	

gelten	ergänzend	die	folgenden	Vorschriften.	Dies	gilt	nicht	für	gebrauchte	Sachen,	die	in	einer	öffentli-
chen	Versteigerung	verkauft	werden,	an	der	der	Verbraucher	persönlich	teilnehmen	kann.	

	 		 (2)	Auf	die	in	diesem	Untertitel	geregelten	Kaufverträge	ist	§	439	Abs.	4	mit	der	Maßgabe	anzuwen-
den,	dass	Nutzungen	nicht	herausgegeben	oder	durch	ihren	Wert	zu	ersetzen	sind.	Die	§§	445	und	447	
sind	nicht	anzuwenden.“	

	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	474	Begriff	des	Verbrauchsgüterkaufs;	anwendbare	Vorschriften	
	 		 (1)	Verbrauchsgüterkäufe	 sind	Verträge,	durch	die	ein	Verbraucher	von	einem	Unternehmer	eine	

bewegliche	Sache	kauft.	Um	einen	Verbrauchsgüterkauf	handelt	es	sich	auch	bei	einem	Vertrag,	der	ne-
ben	dem	Verkauf	einer	beweglichen	Sache	die	Erbringung	einer	Dienstleistung	durch	den	Unternehmer	
zum	Gegenstand	hat.		

	 		 (2)	 Für	 den	 Verbrauchsgüterkauf	 gelten	 ergänzend	 die	 folgenden	 Vorschriften	 dieses	 Untertitels.	
Dies	gilt	nicht	für	gebrauchte	Sachen,	die	in	einer	öffentlich	zugänglichen	Versteigerung	verkauft	wer-
den,	an	der	der	Verbraucher	persönlich	teilnehmen	kann.		

	 		 (3)	Ist	eine	Zeit	für	die	nach	§	433	zu	erbringenden	Leistungen	weder	bestimmt	noch	aus	den	Um-
ständen	zu	entnehmen,	so	kann	der	Gläubiger	diese	Leistungen	abweichend	von	§	271	Absatz	1	nur	un-
verzüglich	verlangen.	Der	Unternehmer	muss	die	 Sache	 in	diesem	Fall	 spätestens	30	Tage	nach	Ver-
tragsschluss	übergeben.	Die	Vertragsparteien	können	die	Leistungen	sofort	bewirken.		

	 		 (4)	§	447	Absatz	1	gilt	mit	der	Maßgabe,	dass	die	Gefahr	des	zufälligen	Untergangs	und	der	zufälli-
gen	Verschlechterung	nur	dann	auf	den	Käufer	übergeht,	wenn	der	Käufer	den	Spediteur,	den	Fracht-
führer	oder	die	sonst	zur	Ausführung	der	Versendung	bestimmte	Person	oder	Anstalt	mit	der	Ausfüh-
rung	beauftragt	hat	und	der	Unternehmer	dem	Käufer	diese	Person	oder	Anstalt	nicht	zuvor	benannt	
hat.		

	 		 (5)	Auf	die	in	diesem	Untertitel	geregelten	Kaufverträge	ist	§	439	Absatz	4	mit	der	Maßgabe	anzu-
wenden,	 dass	 Nutzungen	 nicht	 herauszugeben	 oder	 durch	 ihren	Wert	 zu	 ersetzen	 sind.	 Die	 §§	 445		
und	447	Absatz	2	sind	nicht	anzuwenden.“	

	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2133)	hat	in	Abs.	1	
Satz	1	„bewegliche	Sache“	durch	„Ware	(§	241a	Absatz	1)“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Satz	2	„beweglichen	Sache“	durch	„Ware“	
ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Für	den	Verbrauchsgüterkauf	gelten	ergänzend	die	 folgenden	Vorschriften	dieses	Untertitels.	

Dies	gilt	nicht	für	gebrauchte	Sachen,	die	in	einer	öffentlich	zugänglichen	Versteigerung	verkauft	wer-
den,	an	der	der	Verbraucher	persönlich	teilnehmen	kann.“	
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(3)	§	439	Absatz	6	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	Nutzungen	nicht	herauszugeben	oder	
durch	ihren	Wert	zu	ersetzen	sind.	Die	§§	442,	445	und	447	Absatz	2	sind	nicht	anzuwenden.	
(4)	Der	 Verbraucher	 kann	 von	 dem	Unternehmer	 für	 Aufwendungen,	 die	 ihm	 im	Rahmen	 der	

Nacherfüllung	 gemäß	§	439	Absatz	2	und	3	 entstehen	und	die	 vom	Unternehmer	 zu	 tragen	 sind,	
Vorschuss	verlangen.	
(5)	 Der	 Unternehmer	 hat	 die	 Nacherfüllung	 innerhalb	 einer	 angemessenen	 Frist	 ab	 dem	 Zeit-

punkt,	zu	dem	der	Verbraucher	 ihn	über	den	Mangel	unterrichtet	hat,	und	ohne	erhebliche	Unan-
nehmlichkeiten	für	den	Verbraucher	durchzuführen,	wobei	die	Art	der	Ware	sowie	der	Zweck,	für	
den	der	Verbraucher	die	Ware	benötigt,	zu	berücksichtigen	sind.	
(6)	Im	Fall	des	Rücktritts	oder	des	Schadensersatzes	statt	der	ganzen	Leistung	wegen	eines	Man-

gels	der	Ware	ist	§	346	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	der	Unternehmer	die	Kosten	der	Rück-
gabe	der	Ware	trägt.	§	348	ist	mit	der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	der	Nachweis	des	Verbrauchers	
über	die	Rücksendung	der	Rückgewähr	der	Ware	gleichsteht.638	
	
§	475a	Verbrauchsgüterkaufvertrag	über	digitale	Produkte	
(1)	Auf	einen	Verbrauchsgüterkaufvertrag,	welcher	einen	körperlichen	Datenträger	zum	Gegen-

stand	hat,	der	ausschließlich	als	Träger	digitaler	Inhalte	dient,	sind	§	433	Absatz	1	Satz	2,	die	§§	434	
bis	442,	475	Absatz	3	Satz	1,	Absatz	4	bis	6,	die	§§	475b	bis	475e	und	die	§§	476	und	477	über	die	
Rechte	 bei	Mängeln	 nicht	 anzuwenden.	 An	 die	 Stelle	 der	 nach	 Satz	 1	 nicht	 anzuwendenden	 Vor-
schriften	treten	die	Vorschriften	des	Abschnitts	3	Titel	2a	Untertitel	1.	
(2)	Auf	einen	Verbrauchsgüterkaufvertrag	über	eine	Ware,	die	in	einer	Weise	digitale	Produkte	

enthält	oder	mit	digitalen	Produkten	verbunden	ist,	dass	die	Ware	ihre	Funktionen	auch	ohne	diese	
digitalen	Produkte	erfüllen	kann,	sind	im	Hinblick	auf	diejenigen	Bestandteile	des	Vertrags,	welche	
die	digitalen	Produkte	betreffen,	die	folgenden	Vorschriften	nicht	anzuwenden:	

	
		638		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	1	Abs.	1	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	26.	November	2001	 (BGBl.	 I	 S.	3138)	hat	die	

Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	475	
	 		 Durch	die	wegen	eines	Mangels	erfolgte	Minderung	wird	das	Recht	des	Käufers,	wegen	eines	ande-

ren	Mangels	Wandelung	oder	von	neuem	Minderung	zu	verlangen,	nicht	ausgeschlossen.“	
	 UMNUMMERIERUNG	
	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	§	475	in	§	476	um-

nummeriert.	
	 QUELLE	
	 01.01.2018.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	28.	April	2017	(BGBl.	I	S.	969)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2133)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	

„Sache“	durch	„Ware“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„Absatz	5“	durch	„Absatz	6“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„§§	445“	durch	„§§	442,	445“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	6	 lit.	 c	und	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	und	5	aufgehoben	und	Abs.	6	 in	Abs.	4	um-

nummeriert.	Abs.	4	und	5	lauteten:	
	 		 „(4)	 Ist	die	eine	Art	der	Nacherfüllung	nach	§	275	Absatz	1	ausgeschlossen	oder	kann	der	Unter-

nehmer	diese	nach	§	275	Absatz	2	oder	3	oder	§	439	Absatz	4	Satz	1	verweigern,	kann	er	die	andere	Art	
der	Nacherfüllung	nicht	wegen	Unverhältnismäßigkeit	der	Kosten	nach	§	439	Absatz	4	Satz	1	verwei-
gern.	 Ist	 die	 andere	Art	 der	Nacherfüllung	wegen	der	Höhe	der	Aufwendungen	nach	 §	439	Absatz	 2	
oder	Absatz	3	Satz	1	unverhältnismäßig,	kann	der	Unternehmer	den	Aufwendungsersatz	auf	einen	an-
gemessenen	Betrag	beschränken.	Bei	der	Bemessung	dieses	Betrages	sind	insbesondere	der	Wert	der	
Sache	in	mangelfreiem	Zustand	und	die	Bedeutung	des	Mangels	zu	berücksichtigen.	

	 		 (5)	§	440	Satz	1	ist	auch	in	den	Fällen	anzuwenden,	in	denen	der	Verkäufer	die	Nacherfüllung	ge-
mäß	Absatz	4	Satz	2	beschränkt.“	

	 Artikel	1	Nr.	6	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	und	6	eingefügt.	
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1.		§	433	Absatz	1	Satz	1	und	§	475	Absatz	1	über	die	Übergabe	der	Kaufsache	und	die	Leistungs-
zeit	sowie	

2.		§	433	Absatz	1	Satz	2,	die	§§	434	bis	442,	475	Absatz	3	Satz	1,	Absatz	4	bis	6,	die	§§	475b	
bis	475e	und	die	§§	476	und	477	über	die	Rechte	bei	Mängeln.	

An	 die	 Stelle	 der	 nach	 Satz	 1	 nicht	 anzuwendenden	 Vorschriften	 treten	 die	 Vorschriften	 des	 Ab-
schnitts	3	Titel	2a	Untertitel	1.639	
	
§	475b	Sachmangel	einer	Ware	mit	digitalen	Elementen	
(1)	Für	den	Kauf	einer	Ware	mit	digitalen	Elementen	(§	327a	Absatz	3	Satz	1),	bei	dem	sich	der	

Unternehmer	verpflichtet,	dass	er	oder	ein	Dritter	die	digitalen	Elemente	bereitstellt,	gelten	ergän-
zend	die	Regelungen	dieser	Vorschrift.	Hinsichtlich	der	Frage,	ob	die	Verpflichtung	des	Unterneh-
mers	 die	 Bereitstellung	 der	 digitalen	 Inhalte	 oder	 digitalen	Dienstleistungen	 umfasst,	 gilt	 §	 327a	
Absatz	3	Satz	2.	
(2)	Eine	Ware	mit	digitalen	Elementen	 ist	 frei	von	Sachmängeln,	wenn	sie	bei	Gefahrübergang	

und	in	Bezug	auf	eine	Aktualisierungspflicht	auch	während	des	Zeitraums	nach	Absatz	3	Nummer	2	
und	Absatz	4	Nummer	2	den	subjektiven	Anforderungen,	den	objektiven	Anforderungen,	den	Mon-
tageanforderungen	und	den	Installationsanforderungen	entspricht.	
(3)	Eine	Ware	mit	digitalen	Elementen	entspricht	den	subjektiven	Anforderungen,	wenn	
1.		sie	den	Anforderungen	des	§	434	Absatz	2	entspricht	und	
2.		 für	 die	 digitalen	 Elemente	 die	 im	 Kaufvertrag	 vereinbarten	 Aktualisierungen	 während	 des	
nach	dem	Vertrag	maßgeblichen	Zeitraums	bereitgestellt	werden.	

(4)	Eine	Ware	mit	digitalen	Elementen	entspricht	den	objektiven	Anforderungen,	wenn	
1.		sie	den	Anforderungen	des	§	434	Absatz	3	entspricht	und	
2.		dem	Verbraucher	während	des	Zeitraums,	den	er	aufgrund	der	Art	und	des	Zwecks	der	Ware	
und	 ihrer	 digitalen	 Elemente	 sowie	 unter	 Berücksichtigung	 der	 Umstände	 und	 der	 Art	 des	
Vertrags	erwarten	kann,	Aktualisierungen	bereitgestellt	werden,	die	 für	den	Erhalt	der	Ver-
tragsmäßigkeit	der	Ware	erforderlich	sind,	und	der	Verbraucher	über	diese	Aktualisierungen	
informiert	wird.	

(5)	 Unterlässt	 es	 der	 Verbraucher,	 eine	 Aktualisierung,	 die	 ihm	 gemäß	Absatz	 4	 bereitgestellt	
worden	ist,	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	zu	installieren,	so	haftet	der	Unternehmer	nicht	für	
einen	Sachmangel,	der	allein	auf	das	Fehlen	dieser	Aktualisierung	zurückzuführen	ist,	wenn	
1.		der	Unternehmer	den	Verbraucher	über	die	Verfügbarkeit	der	Aktualisierung	und	die	Folgen	
einer	unterlassenen	Installation	informiert	hat	und	

2.		die	Tatsache,	dass	der	Verbraucher	die	Aktualisierung	nicht	oder	unsachgemäß	installiert	hat,	
nicht	auf	eine	dem	Verbraucher	bereitgestellte	mangelhafte	Installationsanleitung	zurückzu-
führen	ist.	

(6)	Soweit	eine	Montage	oder	eine	Installation	durchzuführen	ist,	entspricht	eine	Ware	mit	digi-
talen	Elementen	
1.		den	Montageanforderungen,	wenn	sie	den	Anforderungen	des	§	434	Absatz	4	entspricht,	und	
2.		den	Installationsanforderungen,	wenn	die	Installation	
a)		der	digitalen	Elemente	sachgemäß	durchgeführt	worden	ist	oder	
b)		zwar	unsachgemäß	durchgeführt	worden	ist,	dies	jedoch	weder	auf	einer	unsachgemäßen	
Installation	durch	den	Unternehmer	noch	auf	einem	Mangel	der	Anleitung	beruht,	die	der	
Unternehmer	 oder	 derjenige	 übergeben	 hat,	 der	 die	 digitalen	 Elemente	 bereitgestellt	
hat.640	

	
		639		 QUELLE	
	 01.01.2022.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	25.	Juni	2021	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
		640		 QUELLE	
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§	475c	Sachmangel	einer	Ware	mit	digitalen	Elementen	bei	dauerhafter	Bereitstellung	der		
digitalen	Elemente	
(1)	Ist	beim	Kauf	einer	Ware	mit	digitalen	Elementen	eine	dauerhafte	Bereitstellung	für	die	digi-

talen	Elemente	vereinbart,	so	gelten	ergänzend	die	Regelungen	dieser	Vorschrift.	Haben	die	Partei-
en	nicht	bestimmt,	wie	lange	die	Bereitstellung	andauern	soll,	so	ist	§	475b	Absatz	4	Nummer	2	ent-
sprechend	anzuwenden.	
(2)	Der	Unternehmer	haftet	über	die	§§	434	und	475b	hinaus	auch	dafür,	dass	die	digitalen	Ele-

mente	während	des	Bereitstellungszeitraums,	mindestens	aber	für	einen	Zeitraum	von	zwei	Jahren	
ab	der	Ablieferung	der	Ware,	den	Anforderungen	des	§	475b	Absatz	2	entsprechen.641	
	
§	475d	Sonderbestimmungen	für	Rücktritt	und	Schadensersatz	
(1)	Für	einen	Rücktritt	wegen	eines	Mangels	der	Ware	bedarf	es	der	in	§	323	Absatz	1	bestimm-

ten	Fristsetzung	zur	Nacherfüllung	abweichend	von	§	323	Absatz	2	und	§	440	nicht,	wenn	
1.		der	Unternehmer	die	Nacherfüllung	trotz	Ablaufs	einer	angemessenen	Frist	ab	dem	Zeitpunkt,	
zu	dem	der	Verbraucher	ihn	über	den	Mangel	unterrichtet	hat,	nicht	vorgenommen	hat,	

2.		sich	trotz	der	vom	Unternehmer	versuchten	Nacherfüllung	ein	Mangel	zeigt,	
3.		der	Mangel	derart	schwerwiegend	ist,	dass	der	sofortige	Rücktritt	gerechtfertigt	ist,	
4.		der	Unternehmer	 die	 gemäß	 §	 439	Absatz	 1	 oder	 2	 oder	 §	 475	Absatz	 5	 ordnungsgemäße	
Nacherfüllung	verweigert	hat	oder	

5.		es	nach	den	Umständen	offensichtlich	ist,	dass	der	Unternehmer	nicht	gemäß	§	439	Absatz	1	
oder	2	oder	§	475	Absatz	5	ordnungsgemäß	nacherfüllen	wird.	

(2)	Für	einen	Anspruch	auf	Schadensersatz	wegen	eines	Mangels	der	Ware	bedarf	es	der	in	§	281	
Absatz	1	bestimmten	Fristsetzung	in	den	in	Absatz	1	bestimmten	Fällen	nicht.	§	281	Absatz	2	und	
§	440	sind	nicht	anzuwenden.642	
	
§	475e	Sonderbestimmungen	für	die	Verjährung	
(1)	Im	Fall	der	dauerhaften	Bereitstellung	digitaler	Elemente	nach	§	475c	Absatz	1	Satz	1	verjäh-

ren	Ansprüche	wegen	eines	Mangels	 an	den	digitalen	Elementen	nicht	 vor	dem	Ablauf	 von	 zwölf	
Monaten	nach	dem	Ende	des	Bereitstellungszeitraums.	
(2)	Ansprüche	wegen	einer	Verletzung	der	Aktualisierungspflicht	nach	§	475b	Absatz	3	oder	4	

verjähren	nicht	vor	dem	Ablauf	von	zwölf	Monaten	nach	dem	Ende	des	Zeitraums	der	Aktualisie-
rungspflicht.	
(3)	Hat	sich	ein	Mangel	innerhalb	der	Verjährungsfrist	gezeigt,	so	tritt	die	Verjährung	nicht	vor	

dem	Ablauf	von	vier	Monaten	nach	dem	Zeitpunkt	ein,	in	dem	sich	der	Mangel	erstmals	gezeigt	hat.	
(4)	Hat	der	Verbraucher	zur	Nacherfüllung	oder	zur	Erfüllung	von	Ansprüchen	aus	einer	Garan-

tie	die	Ware	dem	Unternehmer	oder	auf	Veranlassung	des	Unternehmers	einem	Dritten	übergeben,	
so	tritt	die	Verjährung	von	Ansprüchen	wegen	des	geltend	gemachten	Mangels	nicht	vor	dem	Ablauf	
von	zwei	Monaten	nach	dem	Zeitpunkt	ein,	in	dem	die	nachgebesserte	oder	ersetzte	Ware	dem	Ver-
braucher	übergeben	wurde.643	
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